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  Vorwort


  Der Zusammenbruch der Finanzmärkte am Ende des vergangenen Jahrzehnts markiert eine grundlegende Krise der Wirtschaftskonzepte, die im Westen und in vielen anderen Teilen der Welt seit den späten siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts dominieren. Diese Konzepte werden im allgemeinen dem »Neoliberalismus« zugerechnet. Alle Ausprägungen und Schulen dieser Theorie sind sich in einem Punkt einig: der Überzeugung, daß ein freier Markt, der individuelles Profitstreben ermöglicht, das beste Mittel zur Befriedigung unserer Bedürfnisse sei. Dieser Markt sei von Eingriffen insbesondere des Staates und der Politik freizuhalten, die bestenfalls zu Ineffizienz führen und schlimmstenfalls die Freiheit bedrohen.



  Die Finanzkrise sprach dieser Überzeugung hohn, da sie auch die größten Banken der Welt erfaßte, profitorientierte Unternehmen, die auf dem freiesten aller Märkte agierten und die gemäß der Theorie zur Mehrung unseres Wohlstands beitragen sollten. Wie war es möglich, daß der avancierteste Markt in der Geschichte der Menschheit, der internationale Finanzmarkt, in eine derart massive Schieflage geriet - wo doch die avancierteste Wirtschaftstheorie aller Zeiten bewiesen hatte, daß unregulierte Märkte sich automatisch selbst korrigieren und keiner Hilfe von außen bedürfen? Wenn uns sogar Regierungsvertreter erklärt hatten, daß der Staat auf dem Markt weit weniger effizient agiere als Privatunternehmen und sich deshalb so wenig wie möglich ins Marktgeschehen einmischen solle, warum wandten sich dann die Banken plötzlich hilfesuchend an eben diesen Staat, um sich mit exorbitanten Summen aus ihren Schwierigkeiten herauskaufen zu lassen? Und warum haben die Staaten das getan? Stimmt es, daß Großbanken »too big to fail« oder »systemrelevant« sind, und daß der Steuerzahler ihnen zu Hilfe eilen muß, wenn sie in Schwierigkeiten geraten? Und wenn dem so ist, müßten wir dann nicht einräumen, daß die vielbeschworene Autonomie des Marktes Grenzen hat - womit die zentrale These des Neoliberalismus erledigt wäre?


  In England erschien 1936 ein Buch mit dem Titel The Strange Death of Liberal England (sinngemäß: Der überraschende Untergang des englischen Liberalismus). Darin versucht der Historiker George Dangerfield zu erklären, warum es Anfang des 20. Jahrhunderts zum Niedergang der Ideen und der Partei des Liberalismus kam, die die englische Politik im 19. Jahrhundert dominiert hatten. Heute jedoch besteht die Aufgabe nicht darin, den Untergang des Neoliberalismus infolge der von ihm selbst herbeigeführten Krise zu erklären, sondern vielmehr die Tatsache, daß er nach dem Zusammenbruch der Finanzmärkte politisch einflußreicher dasteht denn je. Obwohl die Krise durch das marktwirtschaftliche Agieren der Banken ausgelöst wurde, sucht man ihre Folgen zu bekämpfen, indem man den Sozialstaat stutzt und die Ausgaben der öffentlichen Hand beschneidet. Und da der Neoliberalismus ein internationales, ja sogar globales Phänomen ist, ist das nicht nur in England der Fall. Wir müssen uns also fragen, wie es zu dem überraschenden Ergebnis kommen konnte, daß der Neoliberalismus nicht untergegangen ist.


  Von zentraler Bedeutung ist dabei die Tatsache, daß der real existierende Neoliberalismus bei weitem nicht so sehr auf freie Marktwirtschaft setzt, wie es seine Theorie behauptet. Statt dessen beruht er auf dem politischen Einfluß von Großkonzernen. Da es in den wirtschaftspolitischen Debatten in vielen Ländern allein um die Opposition von Markt und Staat geht, tritt die Existenz dieser dritten Kraft, der großen Konzerne, in den Hintergrund, obwohl sie potenter sind als ihre Kontrahenten und deren Funktionsweise verändern.


  


  Die politische Szenerie wird seit Beginn des 21. Jahrhunderts -in Fortsetzung einer Entwicklung, die im letzten Jahrhundert begann und sich durch die Krise noch verschärfte - nicht mehr von Auseinandersetzungen, sondern von Vereinbarungen zwischen den drei Kontrahenten bestimmt. Eines der Hauptziele dieses Buches ist es, zu zeigen, daß eine Debatte, die allein um das Verhältnis von Markt und Staat kreist, die entscheidenden Fragen verfehlt.


  Der politische Einfluß der Konzerne läßt sich an der Vielzahl der Lobbys vor allem im Umkreis des US-Kongresses, aber auch vieler anderer Körperschaften der Legislative und Exekutive ablesen. Er zeigt sich auch darin, daß sie das sogenannte »regime shopping« betreiben, also für ihre Investitionen Länder mit ihnen genehmen Regularien auswählen können. Und dieser Einfluß nimmt zu. So bekommen Konzerne durch den um sich greifenden Trend, klassische staatliche Aufgaben an private Subunternehmer zu vergeben, die Gelegenheit, die Politik insgesamt mitzubestimmen. Dieser Einfluß vertieft sich weiter durch die freiwillige Rücksichtnahme auf die sozialen und ökologischen Folgen ihrer Geschäftstätigkeit, zu der sich manche Konzerne unter dem Rubrum »Corporate Social Responsibility« verpflichten. Und schließlich hat die Finanzkrise der Jahre 2008/2009 die Bedeutung von Großkonzernen insbesondere der Finanzbranche für gegenwärtige Gesellschaften keineswegs gemindert, sondern nur noch unanfechtbarer als zuvor erscheinen lassen.


  Mit einigen dieser Phänomene habe ich mich bereits in Postdemokratie (Suhrkamp 2008) beschäftigt. Die Macht globaler Konzerne wird dort als einer von mehreren Faktoren genannt, die unsere Demokratie aushöhlen. Die obengenannten Entwicklungen machen es notwendig, das Thema wieder aufzugreifen und zu fragen, was aus der Demokratie wird, wenn Privatunternehmen nicht nur erheblichen politischen Einfluß haben, sondern zu Insidern der politischen Entscheidungsprozesse werden. Es gibt keine ökonomische oder politische Theorie, die eine solche Machtentfaltung von Privatunternehmen befürworten oder verteidigen würde, und doch ist sie in unserem politischen Leben Alltag geworden.


  Darunter leidet nicht nur die Demokratie, sondern auch der Markt. Das mag überraschend klingen, da der politischen Debatte Markt und Privatunternehmen in aller Regel als dasselbe gelten. Doch gerade in dem Umstand, daß diese Unterscheidung die Realität nicht abbilden kann, wurzeln viele unserer Probleme, in deren Angesicht das vielbeschworene Duell »Markt versus Staat« obsolet erscheinen muß. Richtiger wäre es, von einem »Dreikampf« zu sprechen, in dem die Kontrahenten Staat, Markt und Großunternehmen miteinander ringen. Allerdings handelt es sich derzeit eher um ein komfortables Arrangement als um einen Kampf. Das liegt einerseits daran, daß die Konzerne die Vereinigung aller drei Kontrahenten unter ihrer Führung betreiben, zum anderen daran, daß es keine einleuchtende Alternative zu einem solchen Arrangement gibt. Eine Gesellschaft, in der einer der drei Faktoren nicht mehr funktionierte, hätte immense Probleme. Man muß nicht lange überlegen, um zu erkennen, wie schwierig unser Leben dann wäre.


  Es ist daher nicht meine Absicht, einer Abschaffung der Großkonzerne das Wort zu reden. Der amerikanische Liberalismus der Jefferson-Ära und der europäische Marxismus, die, ansonsten ziemlich uneins, etwas Derartiges fordern würden, sind Träume der Vergangenheit. Ich plädiere statt dessen für das Eingreifen einer vierten Kraft, nämlich einer engagierten, kampflustigen, vielstimmigen Zivilgesellschaft, die die Nutznießer des neoliberalen Arrangements mit ihren Forderungen unter Druck setzt und ihre Verfehlungen anprangert. Damit will ich keinesfalls eine Gesellschaftsordnung verspre chen, die sich grundsätzlich von einem von Großkonzernen dominierten Kapitalismus unterscheidet. Doch wenn die Zivilgesellschaft offen und wachsam bleibt, könnte unser Leben um einiges besser werden, als wenn wir den Staat und die Unternehmen sich selbst überlassen.


  Anders formuliert, in Abwandlung eines Verses von Andrew Marvell: Wenn wir die Konzerne schon nicht stoppen können, sollten wir sie wenigstens vor uns hertreiben.*


  



  * Der englische Dichter und Politiker Andrew Marvell (1621-1678) beschließt (freilich in ganz anderem Kontext) sein Poem To His Coy Mistress mit den Zeilen:


  »Thus, though we cannot make our sun Stand still, yet we will make him run.«


  Über dieses Buch


  In den meisten Büchern zu ähnlichen Themen geht es darum, wie man die Welt verändern könnte, wenn man selbst die Gelegenheit dazu bekäme oder die Mächtigen von seiner Sicht der Dinge überzeugen könnte. Doch nur sehr wenige Menschen gelangen jemals in die Lage, die Welt verändern zu können. Die meisten müssen versuchen, das Beste aus dem zu machen, was sie vorfinden. An sie richtet sich dieses Buch. Postdemokratie ging aus einem Pamphlet namens »Coping with Post-Democracy« hervor, das ich für die Fabian Society schrieb. Der Titel wurde für die Buchfassung zugespitzt, die dahinterstehende Frage aber blieb dieselbe: Wie kann man in einer Welt zurechtkommen, in der man kaum noch Einflußmöglichkeiten hat? Das vorliegende Buch setzt ihre Beantwortung fort. Es richtet sich wie sein Vorgänger an jene, die irgendwie mit den gegebenen Verhältnissen zurechtkommen müssen.



  Dabei ist es kein streng wissenschaftliches Werk, sondern richtet sich wie Postdemokratie an ein allgemeines Publikum. Daher verzichte ich auf den sonst üblichen Anmerkungsapparat und beschränke mich auf einige allgemeine Hinweise und Vorschläge zur weitergehenden Lektüre am Ende eines jeden Kapitels.


  Für einige Kapitel habe ich wissenschaftliche Aufsätze entsprechend überarbeitet bzw. umgeschrieben. So gehen das zweite und das vierte Kapitel (mit freundlicher Genehmigung von Oxford University Press) auf meinen Aufsatz »Marketization« zurück, der in dem von Matthew Flinders und anderen herausgegebenen The Oxford Handbook of British Politics erschien (Oxford: Oxford University Press 2009, S. 879-895). Das dritte Kapitel enthält (ebenfalls mit freundlicher Genehmigung von Oxford University Press) Überlegungen aus meinem Aufsatz »The global firm. The problem of the giant firm in democratic capitalism«, der in David Coens (Hg.) The Oxford Handbook of Business and Government veröffentlicht wurde (Oxford: Oxford University Press, 2009, S. 148172). Das fünfte Kapitel basiert weitgehend auf meinem Artikel »Privatised Keynesianism. An unacknowledged policy regime«, der im British Journal of Politics and International Relations erschien (11/2009, S. 382-399). Das sechste Kapitel greift meinen Aufsatz »Modelling the firm in its market and organizational environment. Methodologies for studying corporate social responsibility« auf, der in Organization Studies abgedruckt wurde (27/2006, S. 1533-1551). Das siebente Kapitel schließlich geht auf den im von John Benington und Mark H. Moore herausgegebenen Band Public Value. Theory and Practice erschienenen Aufsatz »Privates, publics and values« zurück (Basingstoke: Palgrave Macmillan 2010, S. 5273).


  Dank


  Ich danke Joan Crouch, die sich die in diesem Buch erörterten Ideen über mehrere Jahre angehört und sie mit ihren Anmerkungen bereichert hat; Mari Prichard, die das Manuskript las und mir half, es aus dem Soziologischen ins Verständliche zu übersetzen; Mark Harrison für Hinweise in Fragen der Wirtschaftstheorie; meinen Kollegen und Studenten am International Centre for Governance and Public Management an der University of Warwick Business School, mit denen ich viele meiner Argumente diskutierte; und den drei Mitarbeitern von Polity Press, die ebenso freundlich wie konstruktiv mit Ratschlägen zur Verbesserung meines Entwurfs aufwarteten. Da ich mich nicht immer an die Hinweise und Vorschläge der Genannten gehalten habe und sie nicht immer einer Meinung mit mir waren, ist keiner von ihnen in irgendeiner Weise verantwortlich für das, was in diesem Buch steht.


  1. DER AUFSTIEG DES NEOLIBERALISMUS


  Der Neoliberalismus trat, wie wir unten noch genauer sehen werden, seine Regentschaft an, als sein Vorgänger, die keynesianische Nachfragesteuerung, in den siebziger Jahren des 20. Jahrhunderts eine massive Inflationskrise heraufbeschwor. Wenn jene Krise das Ende des damals herrschenden Wirtschaftsmodells bedeutete, sollten wir dann nicht auch heute das Ende des Neoliberalismus und seine Ablösung durch etwas Neues erwarten? Nein. Denn die Krise des Keynesianismus führte nicht deshalb zu seiner Abschaffung statt zu einer Reform oder Anpassung, weil irgend etwas an seinen Ideen grundsätzlich falsch gewesen wäre, sondern weil die Schicht, deren Interessen er vertrat - die Arbeiterschaft der westlichen Industrieländer -, sich in einem historischen Niedergang befand und ihre gesellschaftliche Macht zu verlieren begann. Im Gegensatz dazu haben die Kräfte, die heute vom Neoliberalismus profitieren - globale Konzerne insbesondere des Finanzsektors -, keineswegs an Einfluß verloren. Obwohl die Banken für die Krise 2008/2009 verantwortlich waren, gingen sie aus ihr gestärkt hervor. Man befand, daß sie unverzichtbar für die Wirtschaft des frühen 21. Jahrhunderts seien, und beschloß, sie vor den Folgen ihrer eigenen Torheit zu bewahren. Die meisten anderen Wirtschaftssektoren, die von der Krise in Mitleidenschaft gezogen wurden, kamen nicht in den Genuß einer solchen Vorzugsbehandlung. Dem öffentlichen Dienst erging es sogar noch schlechter, da er in vielen Ländern gezwungen wurde, erhebliche Einsparungen vorzunehmen, um Gelder für die Rettung der Banken freizumachen. Die exorbitanten Gehaltsboni der Bankmanager wurden in den Debatten über die Krise zwar allgemein kritisiert, letztlich aber doch als notwendig für die Rückkehr des Finanzsektors (und damit ganzer Staaten) in die Solvenz gerechtfertigt, selbst wenn sie zu erheblichen Teilen vom Steuerzahler aufgebracht werden mußten. Der Finanzsektor hat damit den Beweis erbracht, daß der Rest der Gesellschaft auf sein Funktionieren angewiesen ist - zumindest in der anglo-amerikanischen Welt, in der sich das Investmentgeschäft besonderer Beliebtheit erfreut. Und da der Finanzsektor gerettet wurde, während man andere Branchen und den öffentlichen Dienst zu Einsparungen zwang, wird er in der Wirtschaft dieser Länder nun eine gewichtigere Rolle spielen denn je.


  Bevor wir uns mit der Frage beschäftigen können, was daraus für die Behauptung des Neoliberalismus folgt, es gehe ihm um freie Märkte, müssen wir zunächst ihn selbst in den Blick nehmen. Was ist Neoliberalismus und wo kommt er her? Im zweiten und im vierten Kapitel werden wir untersuchen, wie in der Debatte »Staat oder Markt?« argumentiert wird und warum das gewinnorientierte Privatunternehmen als Sieger aus ihr hervorgeht und dabei eine Wesensänderung durchläuft. Im fünften Kapitel werden wir den oben erwähnten Umbruch vom Keynesianismus zum Neoliberalismus und seine Folgen genauer betrachten; schließlich werde ich zeigen, wie das Privatunternehmen infolge der jüngsten Krise zur wichtigsten gesellschaftlichen Institution geworden ist. Im sechsten Kapitel untersuche ich, was es für die Gesellschaft heißt, wenn Konzerne eine zentrale Rolle in der Politik spielen, und nehme das Konzept der »Corporate Social Responsibility« unter die Lupe. Im siebenten Kapitel wenden wir uns einem Thema zu, das in den vorangehenden Kapiteln immer wieder begegnet ist: Welche Funktion haben moralische Werte, insbesondere bei gesellschaftspolitischen Fragen, in Relation zu Markt, Staat und Privatunternehmen? Das achte Kapitel schließlich versucht die Frage zu beantworten, wie wir mit all dem klarkommen können.


  


  Die Vorläufer des Neoliberalismus


  



  Eine Vielzahl von Begriffen, mit denen wir gesellschaftliche Erscheinungen zu fassen versuchen, bedient sich der Vorsilben neo-, neu- oder post-: der Neoliberalismus, die neue Rechte, New Labour, postindustriell, postmodern, Postdemokratie. Offenbar wollen wir damit ausdrücken, daß wir einen substantiellen Wandel erlebt haben, aber nicht genau wissen, welcher neue Zustand eingetreten ist. Also beschreiben wir ihn unter Verweis auf das, was wir hinter uns zu lassen im Begriff sind (»post-«) oder was seine Form irgendwie verändert hat (»neo-« und »neu-«). So verhält es sich auch mit dem Begriff Neoliberalismus. Um uns seiner Bedeutung anzunähern, müssen wir uns klarmachen, was unter Liberalismus zu verstehen ist (oder war) und auf welche Unterschiede die Vorsilbe verweist.


  Der Begriff »Liberalismus« ist so schlüpfrig, wie ein politischer Begriff nur sein kann. Heute tendiert er desto mehr nach links, je weiter man sich westwärts begibt. In Europa, vor allem im ehemals sozialistischen Mittel- und Osteuropa, heftet man ihn an Parteien, die für die strikte Anwendung marktwirtschaftlicher Prinzipien und zugleich für ausgedehnte bürgerliche Freiheiten eintreten. Ersteres gilt gewöhnlich als konservativ, letzteres eher als links. In den USA bezeichnet das Wort liberal zumeist die amerikanische Linke im allgemeinen; diese teilt mit den europäischen Liberalen das Bekenntnis zu den bürgerlichen Freiheiten und die Kritik am politischen Einfluß der Kirchen, vertritt jedoch in puncto Markt und Wirtschaft eine der Tradition des Liberalismus diametral entgegengesetzte Meinung. Denn die »liberalen« Politiker in den USA befürworten in aller Regel staatliche Eingriffe in die Wirtschaft.


  Um diese Bedeutungsvielfalt zu verstehen, müssen wir ins17. und 18. Jahrhundert zurückgehen. Damals erhob sich Kritik an der Allmacht von Monarchen, Adligen, Päpsten und Bischöfen, zunächst in Europa und dann auch in Nordamerika. Keiner dieser Mächtigen mochte zugestehen, daß jeder Mensch über naturgegebene Rechte verfügt; in ihren Augen gab es lediglich Privilegien und detailliert spezifizierte Freiheiten, die nur sie selbst einräumen und jederzeit wieder entziehen konnten. Der Streit drehte sich zunächst um Ideen, um Meinungsfreiheit und ähnliche Forderungen. Doch bald fand sich eine alternative Machtbasis, nämlich der aus Handels- und später industrieller Tätigkeit gespeiste Wohlstand der bürgerlichen Klassen, welcher der Macht der Kirche und des monarchischen Staates entgegengehalten werden konnte.


  Die Forderung der Kaufleute, die Märkte dem Zugriff weltlicher und geistlicher Autoritäten zu entziehen, die aus der Vergabe von Handelsmonopolen erhebliche Profite zogen, vereinte sich mit dem allgemeinen Ruf nach Freiheit als einem unersetzlichen, unteilbaren, unwiderruflichen Menschenrecht. Da sich die bestehenden Machtverhältnisse in Kirche, Staat und in der Klasse der Grundeigentümer nicht einfach wegwischen ließen, führte das Streben nach mehr Freiheit in der Praxis zu vielfältigen Separationen: der Trennung von Wirtschaft und Politik, von Kirche und Staat sowie zur Loslösung der individuellen Lebensführung von jeglicher kollektiven Moral, ob sie nun von den genannten Institutionen oder von der Familie vertreten wurde. Durch die so bewerkstelligte Aufteilung des Lebens in »Lebensbereiche« ließ sich der Einfluß der bislang Mächtigen zurückdrängen; individuelle Freiräume entstanden.


  Aus konservativer Sicht wurde das Indivduum durch diese Emanzipation des Schutzes der Gemeinschaft und ihrer verpflichtenden Normen beraubt, während die Gesellschaft fragmentiert und unlenkbar wurde. Am Ende des 19. Jahrunderts waren das bürgerliche Eigentum und die mit ihm einhergehenden liberalen Rechte auf den Privatbesitz an Produktionsmitteln und die Beschäftigung von Arbeitnehmern ihrerseits Quellen von Macht und Dominanz geworden. Nun strebten die Arbeiter und andere, die von den Arbeitgebern abhängig waren, nach mehr Freiheit. Sie wandten sich um Unterstützung an den zunehmend demokratisch entscheidenden Staat. Auch viele Sozialreformer kritisierten die in allen Bereichen der Gesellschaft anzutreffende Dominanz des Geldes. Die Tradition des Liberalismus zerfiel in zwei Stränge.


  Der sozialliberale Strang konzentrierte sich auf die Rechte der arbeitenden Massen, etwa jenes, die Armut abzuschütteln. Paradoxerweise stützte er sich dabei zunehmend auf den Staat, der dem klassischen Liberalismus noch als Gegner gegolten hatte. So fanden sich die Sozialliberalen nicht selten in der unbehaglichen Gesellschaft von Sozialisten wieder, welche die Macht des Staates nutzen wollten, um das Privateigentum an den Produktionsmitteln abzuschaffen. Daneben gab es aber auch einen wirtschaftsliberalen Strang, der auf die Freiheit der Arbeitgeber, Investoren und des Marktes setzte. Wirtschaftsliberale fanden sich zunehmend an der Seite ihrer alten konservativen Gegner wieder, der Bewahrer der traditionellen Ordnung, die Autorität und Eigentum gegen die Forderungen der Demokraten verteidigten. Ein demokratischer Staat unter Führung einer Klasse besitzloser Arbeiter drohte die Separation von Wirtschaft und Politik aufzuheben, die sowohl für das Konzept persönlicher Freiheit als auch für funktionierende Märkte unabdingbar war. Andererseits kam es auch zu Koalitionen von Sozialliberalen, Sozialisten und Konservativen, die sich gegen die Dominanz des Materialismus und den Mangel an Moral wandten, die Kapitalismus und Wirtschaftsliberalismus in ihren Augen beförderten. So gingen aus dem Liberalismus überall auf der Welt unter schiedliche Theorien und Parteien hervor, die jeweils andere Vorstellungen verfolgten.


  Zur Zeit des Zweiten Weltkriegs hatte sich der gesamte Kontext der Konfrontation von Liberalismus und Staat verändert. In den zwanziger Jahren hatte die freie, von staatlicher Intervention weitgehend verschonte kapitalistische Marktwirtschaft versagt und der Welt die Große Depression eingebracht. Zu Beginn der dreißiger Jahre versprachen drei alternative Ansätze zur Organisation der Wirtschaft weit mehr Effizienz und Wachstum: der in der UdSSR praktizierte Kommunismus, der deutsche und italienische Faschismus bzw. Nationalsozialismus sowie diverse Kombinationen von staatlicher Nachfragesteuerung und sozialstaatlicher Intervention, die in den USA und Skandinavien, für kurze Zeit auch in Frankreich erprobt wurden. Zwar unterschieden sich diese Ansätze erheblich voneinander, doch setzte jeder in einem Maß auf staatliche Eingriffe, das sich der klassische Liberalismus nicht hätte vorstellen können. Nach dem Krieg war eines dieser Modelle, das faschistische bzw. nationalsozialistische, am Ende. Die Sowjetunion beherrschte halb Europa auf diktatorische Weise, war jedoch, wie es damals schien, wirtschaftlich durchaus erfolgreich; und bald trat mit dem bevölkerungsreichsten Land der Welt, China, ein Partner an ihre Seite - wenn auch in einer unsicheren und temporären politischen Allianz -, der sich einem ähnlichen System verschrieben hatte. In Westeuropa, Nordamerika japan, Indien und Australasien hingegen einigten sich die Vertreter praktisch aller politischen und intellektuellen Schattierungen auf Varianten eines an den USA, Frankreich und Skandinavien orientierten Modells, das ökonomische und soziale Interventionen des demokratischen Staats in eine unangefochten kapitalistische Wirtschaft vorsah. Das alte liberale Ideal einer von staatlichen Eingriffen freien Marktwirtschaft schien tot und begraben. Der Liberalismus selbst überlebte in seiner sozialliberalen Variante als Forderung nach diversen Rechten und Freiheiten - wobei er auf die einst grundlegende Forderung nach einer von staatlichen Eingriffen uneingeschränkten Verfügung über im Privatbesitz befindliche Produktionsmittel verzichtete.


  Und was wurde aus den Ideen des Wirtschaftsliberalismus? Sie verschwanden niemals ganz. Die Forderung nach uneingeschränkten Eigentümerrechten, weitgehendem Verzicht auf Regulierungen und niedrige Steuern blieb für die Wohlhabenden natürlich attraktiv. Sie standen stets bereit, um die intellektuellen Projekte des Wirtschaftsliberalismus zu finanzieren und seinen Protagonisten über die mageren Jahre hinwegzuhelfen. Zudem sprach sich allmählich die Wahrheit über die Lebensbedingungen und die Unterdrückung in den sozialistischen Ländern herum, was allerorten als Mahnung vor einem Zuviel an staatlicher Macht verstanden wurde - besonders in den USA, deren Bürger sich aus den Zeiten der englischen Herrschaft und der auf die Unabhängigkeit folgenden Korruption ein tiefes Mißtrauen gegenüber dem Staat und seinen Behörden bewahrt hatten. In den fünfziger Jahren des 20. Jahrhunderts erwuchs daraus eine politische Richtung, die praktisch jegliches staatliche Eingreifen in Wirtschaft und Gesellschaft mit Kommunismus gleichsetzte und all jene rücksichtslos aus der Öffentlichkeit verbannen wollte, die auch nur im entferntesten der Sympathie für dergleichen verdächtigt werden konnten. Unter Führung des berüchtigten Senators Eugene McCarthy wurde dabei der Wirtschaftsliberalismus mit dem Verzicht auf jegliche Liberalität verteidigt. Auch das trug dazu bei, daß der Begriff »liberal« heute in den USA für das Gegenteil dessen steht, was er in Europa bedeutet, nämlich das Eintreten für den Sozialstaat und staatliche Eingriffe in die Wirtschaft.


  


  Der Kampf des Wirtschaftsliberalismus gegen staatliche Interventionen hatte bereits früher begonnen. Noch vor Ende des Zweiten Weltkriegs entwarfen einige deutsche und österreichische Liberale eine Wirtschaftsordnung für das befreite Deutschland, die dem bürgerlichen Unternehmertum wieder auf die Beine helfen sollte, das in ihren Augen gleichermaßen von Kommunismus, Nationalsozialismus und dem »Interventionismus« des demokratischen Sozialstaats bedroht war. Anders als ihre US-amerikanischen Pendants lehnten sie nicht jeglichen staatlichen Eingriff grundsätzlich ab, sahen aber die Aufgabe des Staates allein darin, die Freiheit der Marktwirtschaft zu verteidigen. Nur der Wettbewerb zwischen den Unternehmen garantierte ihres Erachtens einen funktionierenden Markt, die Wahlfreiheit der Verbraucher und das Überleben einer bürgerlichen Klasse, die weder ins antikapitalistische Proletariat absinken noch die Machtfülle jener Großkonzerne erreichen sollte, die Hitler unterstützt hatten. Diesen Liberalen gefiel es nicht, daß der ungehemmte Wettbewerb sich oftmals selbst abschafft, indem der am Markt Erfolgreichste seine Konkurrenten aufkauft, wodurch riesige Konzerne und Monopole entstehen. Sie orientierten sich daher an der amerikanischen Antitrustpolitik, die den Marktanteil einzelner Unternehmen auf rechtlichem Wege (also mit staatlichen Mitteln) einschränkte und damit den Wettbewerb vor sich selbst schützte. Statt schrankenloser Marktwirtschaft befürworteten sie den sogenannten Ordoliberalismus, bei dem die Einhaltung einer vom Staat festgelegten Wettbewerbsordnung behördlich überwacht wird. Dieses Modell, später als »soziale Marktwirtschaft« bezeichnet, bestimmte lange die deutsche Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit. Infolge einer weiteren schicksalhaften Umkehrung politischer Begriffe wurde es dann, obwohl ursprünglich von Wirtschaftsliberalen im Kampf gegen den interventionistischen Sozialstaat erdacht, in den achtziger Jahren mit diesem gleichgesetzt.


  


  Die neuen Wirtschaftsliberalen gestanden Eingriffe in den Markt also zu, sahen die Aufgabe des Staats, vor allem der Justiz, jedoch allein darauf beschränkt, dessen reibungsloses Funktionieren zu gewährleisten. Diese Idee fand in den USA breiten Widerhall, wo man sie als neoliberal bezeichnete, da man unter Liberalismus inzwischen linke Politik verstand. Heute existieren viele unterschiedliche Varianten und Nuancen des Neoliberalismus, doch besteht sein Wesen nach wie vor darin, den Markt grundsätzlich dem Staat als Mittel zur Lösung von Problemen und zur Erreichung zivilisatorischer Ziele vorzuziehen.


  Bleibt die Frage, wie dieser Umschwung im Bereich der Theorie in praktische Politik umgesetzt wurde. Um sie zu beantworten, müssen wir uns mit den anderen Ansätzen der Sozial- und Wirtschaftspolitik befassen, die in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg aufkamen.


  



  Das sozialdemokratische Wirtschaftsmodell


  



  Kommunismus, Faschismus bzw. Nationalsozialismus und Wirtschaftsliberalismus hatten jeweils höchst kompromißlose wirtschaftspolitische Vorstellungen. Die Ideen, die im Westen um den Zweiten Weltkrieg herum mit ihnen konkurrierten, waren weniger stringent. Sie zielten auf Kompromisse zwischen den großen gesellschaftlichen Interessengruppen ab, die einsehen sollten, daß ein Sieg auf ganzer Linie unwahrscheinlich sei und daß man zudem nicht im vorhinein wissen konnte, welche Politik sich als erfolgreicher erweisen würde. Für diese Ideen stehen Begriffe wie »soziale Marktwirtschaft« und »Sozialdemokratie«. Daß ersterer gewissermaßen auf dem Kopf steht, habe ich schon erwähnt, doch gilt das für letzteren teilweise auch. Als »sozialdemokratisch«, »sozialistisch« oder »kommunistisch« bezeichnete man ursprünglich die antikapitalistischen Arbeiterbewegungen des ausgehenden 19. Jahrhunderts. Sie traten für die Abschaffung des Kapitalismus ein, wobei sie zunächst Verstaatlichung forderten und später von einer amorphen »Vergesellschaftung« des Eigentums an Produktionsmitteln träumten, bei der sogar der Staat außen vor blieb.


  Nach der Russischen Revolution 1917 kam es überall auf der Welt zur Spaltung der Bewegung in kommunistische Parteien, die dem sowjetischen Regime nacheiferten, und sozialdemokratische oder sozialistische Gruppierungen, die sich von ihm distanzierten. Dennoch gaben sowohl die schwedische als auch die deutsche Arbeiterpartei, die sich explizit »sozialdemokratisch« nannte, das alte Ziel der Abschaffung des Kapitalismus erst in den fünfziger Jahren offiziell auf und bekannten sich zum Privatbesitz an Produktionsmitteln als Regelfall. 1959 forderten die deutschen Sozialdemokraten sogar: »Soviel Markt wie möglich, soviel Staat wie nötig.« Andere Parteien, etwa die britische Labour Party, vertraten diese Haltung zwar de facto, räumten es aber erst viel später, im Falle Labours erst in den neunziger Jahren, öffentlich ein. Nunmehr bezeichnete das Adjektiv »sozialdemokratisch« eine gemäßigte Mittelinks-Politik. Es stand nach wie vor für eine bestimmte Partei, wurde jedoch spätestens jetzt ebenso wie der Begriff der »sozialen Marktwirtschaft« ganz allgemein für alles verwendet, das in irgendeiner Form einen Kompromiß zwischen Marktwirtschaft und Verstaatlichung der Produktionsmittel darstellte. Im dritten Viertel des 20. Jahrhunderts konnte man den größten Teil der politischen Kräfte zumindest Westeuropas mehr oder weniger vage als sozialdemokratisch bezeichnen. Allerdings stellten im engeren Sinne sozialdemokratische Parteien außerhalb Skandinaviens nur selten die Regierung eines Landes.


  


  Heute bezeichnet der Begriff sozialdemokratisch, ähnlich wie seine Pendants konservativ und liberal, zum einen politische Parteien oder andere formelle Organsationen, zum anderen ein weit umfasssenderes Spektrum von Ideen, politischen Anliegen und Haltungen in praktisch allen Bereichen der Gesellschaft. Inhaltlich steht er für den Versuch, Staat und Markt miteinander zu versöhnen, um maximale Effizienz und Wirtschaftswachstum zu ermöglichen, große Erschütterungen aber zu vermeiden und sicherzustellen, daß soziale Ziele, die es auf dem Markt schwer hätten, verfolgt und die sozialen Ungleichheiten, die sich aus dem Marktgeschehen ergeben, in einem erträglichen Rahmen gehalten werden können. Zuweilen, wenn auch bei weitem nicht so häufig, wie manche meinen, scheint das Streben nach mehr Wirtschaftlichkeit im Widerspruch zur Vermeidung allzugroßer Einkommensunterschiede zu stehen. Tatsächlich aber sind beide voneinander abhängig. Ökonomien, in denen Ungleichheit herrscht, fehlt es nicht nur an einer breiten Basis kaufkräftiger Konsumenten, die die Nachfrage ankurbeln, sondern auch an Menschen, die sich ökonomisch hinreichend abgesichert fühlen, um jene kritischen, innovativen Haltungen zu entwickeln, die für die Dynamik und damit Effizienz einer Wirtschaft unverzichtbar sind. Aufgrund dieser wechselseitigen Abhängigkeit von ökonomischer Effizienz und sozialem Ausgleich war die Sozialdemokratie in der Lage, auf breiter Front soziale Kompromisse zu schmieden, während der Kampf um die Bestimmung der Grenzen des Marktes bzw. der staatlichen Interventionen die politische Auseinandersetzung durch das gesamte 20. Jahrhundert und bis ins 21. hinein bestimmte.


  Daß die oberen Gesellschaftsschichten des 19. und frühen 20. Jahrhunderts der Demokratie voller Furcht und Pessimismus gegenüberstanden, lag unter anderem daran, daß sie sich nicht vorzustellen vermochten, wie man die Bedürfnisse des im Wortsinne hungernden Volkes befriedigen könnte, ohne daß es zu einer Revolution der Eigentumsverhältnisse kam, die ihre Enteignung bedeuten mußte. Die optimistischeren Eliten hingegen, etwa die britische, setzten auf eine behutsame Ausweitung der Bürgerrechte und den allmählichen sozialen Aufstieg der Massen durch steigende Löhne, stabilere Arbeitsverhältnisse aufgrund besserer Ausbildung und das Erklimmen der Karriereleiter sowie durch den sich ausbreitenden Trend, Eigentum an Wohnraum zu erwerben.


  Doch das Problem bestand nicht nur darin, daß die Arbeiter arm und besitzlos waren. Ihre Lebensverhältnisse waren außerdem von großer Unsicherheit geprägt, da die rasch wachsende Marktwirtschaft heftigen Fluktuationen unterlag. Die Sozialpolitiker des späten 19. Jahrhunderts versuchten zunächst in Deutschland, dann auch in Frankreich, im Reich der Habsburger, in Großbritannien und anderen Ländern, dieser Unsicherheit ein Minimum an Sicherheit entgegenzusetzen, indem sie einen auf Versicherungen basierenden Schutz vor dem Verlust der Einkommensquelle durch Arbeitslosigkeit, Krankheit und Alter bereitstellten. Die Ambitionen, die Reichweite und daher auch die Erfolge dieser Politik waren begrenzt, doch sie war einer der Grundsteine des späteren Sozialstaats.


  All diese Entwicklungen führten dazu, daß der Glaube an den Wirtschaftsliberalismus schließlich schwand. Zunächst kam jedoch ein anderer Lösungsansatz für das Armutsproblem ins Spiel, der sich besser mit dieser Spielart des Liberalismus vertrug. Er entstand zu Beginn des 20. Jahrhunderts im Kontext der damals neuartigen Massenproduktion, deren klassisches Beispiel die Ford Motor Company in den USA darstellte. Durch moderne Technik und Arbeitsorganisation ließ sich die Produktivität von ungelernten Arbeitskräften derart erhöhen, daß die produzierten Güter billiger und zugleich Lohnerhöhungen möglich wurden, wodurch die Kaufkraft der Arbeiter stieg, was wiederum die Nachfrage stärkte. Massenfertigung und Massenkonsum entstanden zur gleichen Zeit. Es ist kein Zufall, daß sich der Durchbruch in dem riesigen Land ereignete, das damals (abgesehen von der Rassentrennung) am ehesten als vorbildliche Demokratie gelten konnte. Die Demokratie hat zu diesem Modell ebensoviel beigetragen wie der technische Fortschritt. Allerdings zeigte der Zusammenbruch der Wall Street 1929, wenige Jahre nach dem Fordschen Erfolg, daß das Problem der Unsicherheit auf volkswirtschaftlicher Ebene unverändert bestand. Die Aufgabe, die Instabilität des Marktes mit dem Stabilitätsbedürfnis der Konsumenten und Wähler zu versöhnen, erwies sich als ungelöst. In weiten Teilen Europas erstarkten kommunistische und faschistische Bewegungen. Doch auch moderatere und nicht demokratiefeindliche Theorien erhielten Zustimmung für die Behauptung, daß staatliche Eingriffe in das Marktgeschehen notwendig seien, um die Märkte vor ihrer offensichtlichen Neigung zur Selbstzerstörung zu schützen.


  Am Ende des Zweiten Weltkriegs war es für die Eliten in allen Industrieländern offensichtlich, daß der Versuch, das Eigentum mit Hilfe des Faschismus vor der Demokratie zu schützen, in eine Katastrophe geführt hatte. Der Kapitalismus brauchte die Demokratie und umgekehrt, wenigstens in jenen Weltregionen, in denen man das Volk nicht einfach niederknüppeln konnte. Die virtuose Spirale des Fordschen Modells, bei dem die industrialisierte Fertigung zu steigenden Löhnen, diese zu Massenkonsum und also steigender Nachfrage nach industriell gefertigten Waren führte, war ein Teil der Lösung. Hinzu kamen, etwa im Sozialstaat skandinavischer oder britischer Prägung, vertiefende Maßnahmen gegen Unsicherheit und Instabilität. Selbstbewußte, abgesicherte Konsumenten aus der Arbeiterklasse waren alles andere als eine Gefahr für den Kapitalismus - sie ermöglichten vielmehr eine beispiellose Expansion der Märkte und Profite. Kapitalismus und Demokratie stützten und bedingten sich gegenseitig.


  Ein weiteres Element trug entscheidend zur Belastbarkeit des neuen Wirtschaftsmodells bei: die sogenannte keynesianische Nachfragesteuerung, die allerdings im wesentlichen nicht von dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes, sondern von Gruppen britischer und schwedischer Wirtschaftswissenschaftler erarbeitet wurde. Ihre Ideen stießen vor allem in Skandinavien, Großbritannien, Österreich und in geringerem Maß in den USA auf Zuspruch, wurden aber auch von internationalen Institutionen wie der Weltbank aufgegriffen und bildeten dreißig Jahre lang sozusagen die orthodoxe Wirtschaftstheorie der kapitalistischen Staaten des Westens. In Zeiten geringer Nachfrage und mangelnder Wachstumszuversicht sollte sich demnach der Staat verschulden, um die Wirtschaft mit staatlichen Aufträgen anzukurbeln. In Zeiten hoher Nachfrage und Inflationsgefahr sollte er dann seine Ausgaben reduzieren, die Schulden abtragen und so die Gesamtnachfrage bremsen. Allerdings setzt dieses Modell enorme Staatshaushalte voraus, damit Veränderungen der staatlichen Ausgabenpolitik die Volkswirtschaft entsprechend beeinflussen können. Im Falle der britischen und einiger anderer Volkswirtschaften ließ sich dies nur durch die immensen Militärausgaben bewerkstelligen, die der Zweite Weltkrieg erforderlich machte. Zwar waren die Staatshaushalte auch in früheren Kriegen angeschwollen, anschließend jedoch stets wieder geschrumpft. Nach dem Zweiten Weltkrieg blieb diese Schrumpfung allerdings aus. Statt in den Krieg wurden die Mittel nunmehr in den Ausbau der neuen, stetig wachsenden Sozialsysteme gesteckt.


  Das keynesianische Modell schützte die Bürger vor den Unwägbarkeiten volatiler Märkte, glättete den Konjunkturzyklus und ermöglichte es ihnen, zuversichtliche Konsumenten der Produkte einer infolgedessen ebenso zuversichtlichen Industrie zu werden. Die Arbeitslosigkeit sank auf einen äußerst niedrigen Stand. Der Sozialstaat stellte den Regierenden nicht nur Instrumente zur Nachfragesteuerung zur Verfügung, er erbrachte auch lebenswichtige Dienstleistungen für jene Menschen, um die sich der Markt aufgrund ihrer geringen Kaufkraft nicht kümmerte. Der Keynesianismus stand dem Markt und dem Kapitalismus keineswegs ablehnend gegenüber. Nachfragesteuerung und Sozialsysteme nahmen der kapitalistischen Ökonomie die Angst vor den Folgen einer Rezession, vor einem rigoroseren staatlichen Interventionismus und vor Revolutionen, während sie die arbeitende Bevölkerung vor den Schwankungen des Marktes schützten. Es handelte sich mithin um einen echten gesellschaftlichen Kompromiß.


  Ein letzter Bestandteil des Modells der Nachfragesteuerung war der Neokorporatismus. Er war in Keynes' Theorie nicht vorgesehen und kam auch in der US-amerikanischen Wirtschaftspolitik kaum, in der britischen lediglich am Rande vor, spielte aber in Skandinavien, Holland und Österreich eine wichtige Rolle. Der Neokorporatismus zielt darauf ab, daß Gewerkschaften und Arbeitnehmerverbände bei ihren Tarifvereinbarungen den generellen Preisanstieg insbesondere von Exportgütern berücksichtigen. Das kann nur funktionieren, wenn sie genügend Autorität über die ihnen angehörenden Firmen bzw. Arbeitnehmer haben, um die flächendeckende Einhaltung der Tarife zu gewährleisten. Die erwähnten Länder, in denen diese Form der Einbindung der Wirtschaft in politische Erwägungen eine Rolle spielte, sind allesamt kleine Ökonomien, die sehr stark vom Außenhandel abhängen. Eine ähnliche Entwicklung gab es sonst nur noch in Deutschland, das über weit größere Wirtschaftskraft verfügte, aber zur Stützung des Wachstums ebenfalls eher auf Export als auf die Binnennachfrage setzte. Zudem wurde die deutsche Gewerkschaftsbewegung von einer großen Organisation dominiert, die in den exportabhängigen Branchen Stahl und Maschinenbau stark vertreten und daher besonders sensibel für die Problematik war.


  



  Die wesentlichen Elemente einer »sozialdemokratischen« Wirtschaftsordnung waren also:


  
    	eine keynesianische Nachfragesteuerung, die staatliche Eingriffe nur insoweit vorsah, als sie die Märkte vor selbstzerstörerischen Booms und Rezessionen schützten;


    	ein Sozialsystem, das den Bürgern bestimmte Dienstleistungen am Markt vorbei zukommen ließ und denen, die weder am Arbeitsmarkt erfolgreich waren noch über nennenswertes Eigentum verfügten, ein gewisses Einkommen garantierte, womit Lebensbereiche geschaffen wurden, die vom Markt relativ unabhängig waren;


    	sowie in manchen Fällen neokorporatistische Vereinbarungen, die die Vereinigungsfreiheit der Arbeitnehmer mit der Notwendigkeit eines funktionierenden Arbeitsmarktes auszubalancieren suchten.

  


  Und was hat daran nicht funktioniert?


  



  Eine neue Chance für den Neoliberalismus


  



  Die keynesianische Wirtschaftspolitik hatte eine Achillesferse: die Gefahr, daß das Eingreifen des Staates eine Inflation heraufbeschwor. Länder, die Nachfragesteuerung betrieben, ohne sie über neokorporatistische Vereinbarungen abzusichern - in erster Linie Großbritannien und die USA, in den siebziger Jahren auch Frankreich und Italien waren dafür äußerst anfällig. Jede Arbeitnehmergruppe versuchte, möglichst große Lohnsteigerungen zu erkämpfen. Da ihre Lohnforderungen nicht von neokorporatistisch orientierten Gewerkschaften koordiniert wurden, die die Folgen eines solchen Wettlaufs berücksichtigt hätten, führte jede erkämpfte Lohnsteigerung unweigerlich zu einem Preisanstieg. Auf einem vollkommen freien Markt wäre dieses Verhalten durch sinkende Nachfrage nach den überteuerten Produkten bestraft worden, was zu steigender Arbeitslosigkeit und mithin wieder sinkenden Löhnen geführt hätte. Im Prinzip muß der keynesianische Staat angesichts einer drohenden Inflation seine Ausgaben senken und/oder die Steuern erhöhen, um den Inflationsdruck zu mindern. Dafür hätte man jedoch sinkende Sozialausgaben oder einen Anstieg der Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen müssen (um nicht Schlimmeres, nämlich eine ausgewachsene Rezession zu riskieren, die zumeist auf eine Inflation folgt). Also unternahmen die Regierenden zwar einige Schritte in dieser Richtung, jedoch in aller Regel zögerlich und halbherzig, da sie die politischen Konsequenzen steigender Arbeitslosigkeit und sinkender Sozialleistungen fürchteten.


  Infolge der Preissteigerungswellen bei Konsumartikeln, die insbesondere durch den Anstieg der Ölpreise 1973 und 1978 ausgelöst wurden, galt dieses Manko der Nachfragesteuerung zunehmend als nicht mehr tolerabel. Die Inflationsraten in den westlichen Industrieländern wurden als unerträglich empfunden, auch wenn sie bei weitem nicht mit denen vergleichbar waren, die man in den zwanziger Jahren in Deutschland oder in jüngerer Zeit in Teilen Lateinamerikas und Afrikas zu verzeichnen hatte. Wirtschaftsexperten überzeugten die Politiker davon, den Keynesianismus zugunsten eines robusteren Modells aufzugeben. Dabei sollte die Vollbeschäftigung nicht länger explizites Ziel der Politik, sondern nur noch selbstverständliche Begleiterscheinung einer gesunden Wirtschaft sein. Regierungen und Zentralbanken sollten statt dessen für Preisstabilität sorgen und die Inflation niedrig halten. Einflußreiche Meinungsmacher erklärten das sozialdemokratische Experiment einer Versöhnung von freier Marktwirtschaft und staatlicher Intervention für endgültig gescheitert. Man könne der Politik nicht vertrauen, da sie die Gesundheit der Wirtschaft immer wieder für kurzfristige Popularitätsgewinne durch Interventionen risikieren werde. Dadurch würden die Selbstheilungskräfte des Marktes geschwächt, der, wenn sich die Politik heraushalte, Erfolg belohne und Mißerfolg bestrafe und den Konsumenten die freie Auswahl überlasse. Wie wir oben gesehen haben, hatte diese Theorie, der Neoliberalismus, bereits lange in den Schubladen gelegen.


  Anfänglich lautete die Forderung ihrer Vertreter, daß sich die Wirtschaftspolitik einzig um das Preisniveau kümmern und dessen Anstieg bremsen sollte, indem sie die Geldmenge niedrig hielt. Dieser Ansatz wurde als »Monetarismus« bezeichnet. Dagegen wurde eingewandt, daß die Geldmenge angesichts der zunehmenden Bedeutung von Krediten eine immer geringere Rolle für die Nachfrageentwicklung spiele, da sie nicht mehr die tatsächliche Liquidität der Konsumenten widerspiegele. Diese Debatten sind, ebenso wie der Begriff Monetarismus, heute weitgehend in Vergessenheit geraten. Allerdings helfen sie uns zu verstehen, welche Rolle Kredite in den folgenden dreißig Jahren neoliberaler Wirtschaftspolitik spielten. Wie wir im 5. Kapitel genauer sehen werden, beruhten deren Triumphe eben nicht auf einer strikten Geldmengendisziplin, sondern auf der unkontrollierten Ausweitung der Kreditvergabe.


  Die Geschwindigkeit, mit der der Keynesianismus und andere Modelle staatlicher Unterstützung der Ökonomie in den Wirtschaftswissenschaften durch monetaristische und andere neoliberale Ideen verdrängt wurden, war atemberaubend. 1974 ging der Nobelpreis für Wirtschaft noch zu gleichen Teilen an Friedrich von Hayek, einen der Schöpfer des deutschen Ordoliberalismus, und Gunnar Myrdal, einen der Begründer der modernen schwedischen Sozialdemokratie. Bereits 1976 ging er an Milton Friedman, einen bekannten Vertreter des Monetarismus und Professor an der University of Chicago, der weltweit wichtigsten Ideenschmiede des Neoliberalismus. Friedman nutzte die Reputation, die ihm der Preis eintrug, für eine äußerst öffentlichkeitswirksame Kampagne zugunsten einer monetaristischen Wirtschaftspolitik. In den folgenden Jahrzehnten befanden sich unter den 64 Wirtschaftsnobelpreisträgern neun neoliberale Professoren aus Chicago. 1973 beteiligten sich US-amerikanische Geheimdienste an einem Staatsstreich in Chile, bei dem General Augusto Pinochet die gewählte marxistische Regierung Salvador Allendes gewaltsam stürzte und selbst die Macht übernahm. In der Folge ließ Pinochet nicht nur Oppositionelle foltern und hinrichten, er beauftragte auch eine Gruppe chilenischer Ökonomen, die man, da sie an der University of Chicago studiert hatten, »Chicago-Boys« nannte, mit der Ausarbeitung neoliberaler Reformen. Ungehindert von einer liquidierten Opposition konnten sie in dem Land das etablieren, was bis heute als das konsequenteste Experiment in Sachen Neoliberalismus gelten kann. Professor Friedman stattete Pinochet einen öffentlichkeitswirksamen Besuch ab und lobte dessen Wirtschaftspolitik.


  Ende der siebziger Jahre begann auch die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), die ihren Mitgliedsländern bis dahin keynesianische Nachfragesteuerung empfohlen hatte, freie Märkte zu befürworten. Sie forderte die Privatisierung staatlicher Industrien und öffentlicher Dienstleistungen, die Nachahmung privatwirtschaftlicher Methoden in der staatlichen Bürokratie (das sogenannte »New Public Management«) und die Mobilisierung von privatem Kapital für öffentliche infrastrukturelle Aufgaben (»Public-Private Partnership«). Zugleich verlegte die Weltbank den Schwerpunkt ihrer Hilfstätigkeit in Entwicklungsländern von staatlichen auf privatwirtschaftliche Projekte.


  1976 wandte sich die britische Labour-Regierung mitten in einer schweren Inflationskrise offiziell von der keynesianischen Wirtschaftspolitik ab und beschloß, den Empfehlungen des Internationalen Währungsfonds zu folgen und die Vollbeschäftigung als unmittelbares Ziel der Politik aufzugeben, um im Gegenzug einen IWF-Kredit zu erhalten. 1979 wurde eine konservative Regierung unter Führung Margaret Thatchers gewählt, die das aus der Nachkriegszeit stammende Bekenntnis ihrer Partei zum Keynesianismus, dem Nebeneinander von privaten und öffentlichen Unternehmen und einem relativ großzügigen Sozialstaat aufgab - zugunsten von Monetarismus, Privatisierung, Steuersenkungen für Wohlhabende und dem Abbau der Sozialleistungen. Im folgenden Jahr setzte sich mit der Wahl Ronald Reagans zum Präsidenten in den USA dieselbe Politik in einer noch härteren Version durch. Es folgte eine umfassende Deregulierung der Wirtschaft, insbesondere des Finanzsektors.


  Dabei änderte sich auch das amerikanische Wirtschaftsrecht, dessen Antitrustgesetze sich Deutschland und andere Anhänger der sozialen Marktwirtschaft in Europa einst zum Vorbild genommen hatten. Nach der Chicagoer Deregulierungslehre wurde der Wettbewerb nicht mehr als Prozeß betrachtet, der eine Vielfalt konkurrierender Anbieter, nahezu perfekte Märkte und reichhaltige Wahlfreiheit für die Konsumenten garantiert. Vielmehr sollten Gesetzgeber und Ökonomen ihn ergebnisorientiert betrachten: An die Stelle der liberalen Idee der Wahlfreiheit des Konsumenten trat damit die paternalistische Sorge um seinen Wohlstand, derzufolge er vor allem von sinkenden Preisen profitiere, die natürlich eher von Großkonzernen als von kleinen und mittleren Unternehmen gewährleistet werden können. Dieser vom Neoliberalismus bewirkte grundlegende Wandel ist in der öffentlichen Debatte kaum bemerkt worden, die sich immer nur auf den Konflikt Staat oder Markt konzentriert. Er wird für die weitere Argumentation des Buchs von grundlegender Bedeutung sein. Zunächst jedoch müssen wir unseren kurzen Überblick über den Aufstieg des Neoliberalismus abschließen.


  Das oberste Credo des Neoliberalismus lautet, daß optimale Ergebnisse immer dann erzielt werden, wenn sich Angebot und Nachfrage auf dem Markt für Waren und Dienstleistungen durch den Mechanismus der Preisbildung selbst regulieren, ohne staatliche oder sonstige Eingriffe - selbst wenn sie von den Preis- und Marketingstrategien oligopolistischer, also marktbeherrschender Konzerne beeinflußt werden. Daher soll der Staat, um das in den siebziger Jahren diskutierte Beispiel zu nehmen, keinesfalls eingreifen, wenn die Arbeitnehmer die Löhne in solche Höhen treiben, daß die Nachfrage nach den verteuerten Produkten sinkt und es infolgedessen zu Entlassungen kommt. Denn wenn die Nachfrage sinke und die Arbeitslosigkeit steige, könnten die Beschäftigten keine weiteren Lohnsteigerungen verlangen, weil die Arbeitslosen niedrigere Löhne akzeptieren würden, um wieder einen Job zu bekommen. Auf diese Weise werde der Markt das Gleichgewicht selbst wiederherstellen. Die Verhinderung von Arbeitslosigkeit war ein zentrales Ziel der keynesianischen Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit gewesen. Die Vertreter des Neoliberalismus argumentierten nun, daß der Versuch, dies durch direkte Eingriffe in den Markt zu bewirken, mittelfristig scheitern müsse, da er auf einer künstlichen Anregung der Nachfrage beruhe, die zu einer Inflation führen werde. Wenn die Bürger nämlich mit Preissteigerungen rechneten, würden sie diese durch höhere Lohnforderungen aufzufangen versuchen. Dadurch werde die Inflation beschleunigt, es komme zu einer Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit. Wenn der Staat jedoch von Eingriffen absehe, würden sich Preise und Löhne schließlich auf einem Niveau einpendeln, das auf lange Sicht höhere Beschäftigtenzahlen sichern werde.


  In der Folge blieb die neoliberale Kritik an der Regulierung des Arbeitsmarktes nicht auf die volkswirtschaftliche Ebene der Nachfragesteuerung beschränkt, sondern erfaßte sämtliche Bestrebungen von Wirtschaftspolitikern oder Gewerkschaften, Vorgaben für die Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen oder die betriebliche Altersversorgung festzuschreiben. Solange solche Regelungen nicht aus dem Wettbewerb selbst hervorgingen, so das Argument, würden die daraus resultierenden Kosten die Preise hochtreiben, die Nachfrage bremsen und auf diese Weise zu mehr Arbeitslosigkeit führen. Dieser Teil der neoliberalen Agenda traf in allen demokratischen Ländern auf erhebliche Widerstände, und so dauerte es bis 1994, bis sich etwa die OECD vorbehaltlos zum Abbau der Arbeitnehmerrechte bekannte. Die Europäische Union hielt noch länger am Modell einer durch Arbeitnehmerrechte eingeschränkten wettbewerbsorientierten Wirtschaft (dem sogenannten »European social model«) fest, bis sie zu Beginn des 21. Jahrhunderts eine umfassende neoliberale Wende vollführte. Zu diesem Zeitpunkt begann die OECD bereits wieder, mit Blick auf die negativen Folgen flexibilisierter Arbeitsmärkte zu einer positiveren Einschätzung gewisser Elemente des Arbeitnehmerschutzes zu kommen.


  Wie oben angedeutet, steht der Neoliberalismus Gewerkschaften grundsätzlich ablehnend gegenüber, da sie aus seiner Sicht das reibungslose Funktionieren des Arbeitsmarktes verhindern. Deshalb müßten ihre Aktivitäten kurzfristig zu Ineffizienz, langfristig zu Arbeitslosigkeit führen. In Demokratien läßt sich ein Verbot der Gewerkschaften jedoch kaum durchsetzen, da es staatliches Eingreifen erforderlich machen würde, was der Idee des Liberalismus grundsätzlich widerspricht; ganz zu schweigen von dem Widerstand, auf den eine solche Forderung in den meisten Ländern stoßen würde. Jedoch kann eine neoliberale Regierung dafür sorgen, daß es Arbeitgebern erlaubt wird, ihren Belegschaften jede gewerkschaftliche Betätigung zu untersagen.


  Außerdem wandte sich die neoliberale Politik gegen ein ganzes Spektrum staatlicher Maßnahmen, die dazu dienten, Firmen oder Branchen dem Wettbewerb ganz oder teilweise zu entziehen. So befanden sich in vielen Ländern (vor allem Österreich, Italien, Frankreich und Großbritannien) bestimmte Firmen und Branchen in staatlichem Besitz. Sie beschafften zwar ihre Anlagegüter, Rohstoffe, Arbeitskräfte und Kunden über den Markt, waren jedoch vor der vollen Härte des Wettbewerbs geschützt. Beispielweise konnten sie ihren Arbeitnehmern überdurchschnittliche Gehälter zahlen, da der Staat für die entstehenden Verluste aufkam. Andererseits mangelte es diesen Unternehmen oft an Kapital für neue Investitionen, da die öffentliche Hand nicht an einer Maximierung der Profite interessiert war; darunter litt die Qualität der von ihnen bereitgestellten Waren und Dienstleistungen. Zu einer Verstaatlichung war es in den meisten Fällen deshalb gekommen, weil sich der Geschäftsbereich dieser Unternehmen dem gewöhnlichen Wettbewerb entzog, da sie wie beispielweise Gas-, Wasser- oder Stromversorger, Rundfunksender oder Eisenbahnbetreiber über ein »natürliches Monopol« verfügten oder zumindest zur Zeit ihrer Gründung verfügt hatten.


  


  Die Neoliberalen traten für den Verkauf dieser Firmen und Branchen und ihre Überführung in Privatbesitz ein und erprobten verschiedene Mittel, um mehr Wettbewerb in ihren Geschäftsbereichen zu ermöglichen. In manchen Fällen, etwa im Bereich Telekommunikation, wurde das durch den technischen Fortschritt erleichtert. In anderen teilte man die Aufgaben des ehemaligen staatlichen Anbieters auf und verkaufte sie stückweise an konkurrierende Firmen, etwa im Eisenbahnwesen, wo allerdings nur auf manchen Strecken Wettbewerb überhaupt denkbar war. In wieder anderen Fällen, etwa bei der Wasserversorgung, führten neoliberale Wirtschaftsminister eine Privatisierung herbei, auch wenn dabei ein Monopol entstand und es weder Markt noch Wettbewerb gab. Zum Ausgleich ließen sie den Monopolisten durch Aufsichtsbehörden überwachen.


  Zudem sollten Unternehmen, die zwar in Privatbesitz gewesen waren, aber staatliche Subventionen oder Beihilfen erhalten hatten, im Interesse gleicher Startbedingungen und eines fairen Wettbewerbs auf diese verzichten. Der Grund für die Subventionierung war häufig das nationale Interesse an der Position solcher Firmen auf dem Weltmarkt gewesen. Insofern betraf dieser Aspekt neoliberaler Politik hauptsächlich internationale Handelsabkommen. Hier verzichteten selbst dezidiert neoliberale Regierungen wie die der USA zuweilen auf die vielbeschworene Freiheit des Marktes, um nationale Interessen zu sichern. Die größte Errungenschaft dieser Politik war die Gründung der Welthandelsorganisation (WHO) im Jahr 1995, die die Umsetzung der Vereinbarungen garantieren sollte.


  Ein letztes Zielobjekt neoliberaler Politik waren jene wirtschaftlichen Aktivitäten, die in vielen Ländern traditionell dem Bereich des öffentlichen Dienstes angehören. Es ist unklar, was sie in den Augen des Neoliberalismus von den oben diskutierten staatseigenen Unternehmen unterscheidet. So hat man etwa in Deutschland und den Niederlanden die Post privatisiert und uneingeschränktem Wettbewerb ausgesetzt, während die Gesundheitsversorgung nach wie vor in staatlicher Hand liegt; in den USA ist es genau umgekehrt. Generell versteht man unter Betrieben des öffentlichen Dienstes eher solche, die Dienstleistungen erbringen (wie der Begriff nahelegt), also keine materiellen Güter produzieren; und für die Privatisierung ehemals staatseigener Betriebe der Wasserversorung oder des Eisenbahnwesens sprach vielleicht auch, daß sie ursprünglich einmal Privatunternehmen gewesen waren. Doch sind diese Unterscheidungen keineswegs absolut. Tendenziell ordnet man dem »öffentlichen Dienst« Aufgaben zu, die grundlegende Lebenschancen betreffen (Gesundheit, Bildung) bzw. eher kollektiv als individuell konsumiert werden (z.B. Verteidigung, »public health«). Diese Bereiche haben sich allen Privatisierungsbemühungen der Neoliberalen gegenüber als härtere Nüsse erwiesen. Maßstäbe für ihre Privatisierung bzw. die Einführung von Marktmechanismen in diesen Bereichen wurden erst in den letzten Jahren des 20. Jahrhunderts entwickelt.


  Zweifellos lassen sich neoliberale Konzepte auch hier anwenden. Wenn Dienstleistungen aus dem Bereich Gesundheit, Bildung oder Sicherheit von profitorientierten Unternehmen auf Märkten angeboten werden, können die Konsumenten (solange der Anbieter kein Monopolist ist, was jedoch häufig vorkommt) frei entscheiden, ob sie bestimmte Produkte erwerben oder auf sie verzichten wollen, wohingegen staatliche Dienstleistungen ihnen unter Umständen (wenn auch nicht unbedingt zwingend) keine Auswahl ermöglichen oder sogar obligatorisch in Anspruch genommen werden müssen. Zudem besteht für profitorientierte Unternehmen stets ein Anreiz, die Qualität und Kosteneffizienz ihrer Angebote zu op timieren, was für öffentliche Unternehmen nicht unbedingt gilt.


  Der Neoliberalismus befürwortet daher eine vollständige Privatisierung bzw. Ausrichtung dieser Dienste an Marktmechanismen. Allerdings hat sich die Öffentlichkeit in vielen Ländern vehement dagegen gewehrt, was zu Reformruinen führte, bei denen der Staat die Erbringung einer öffentlichen Dienstleistung an ein Privatunternehmen übertrug und sich selbst als deren Konsument installierte. Ein anderer Kompromiß sind die »Public-Private Partnerships« (PPP), bei denen der Staat die Dienstleistung wie gehabt von Staatsbediensteten erbringen läßt, die Infrastruktur des Dienstes - im Regelfall Geräte und Gebäude - jedoch an ein Privatunternehmen veräußert und von diesem gegen Gebühr anmietet. In wieder anderen Fällen werden die Mitarbeiter öffentlicher Dienste (zuweilen im Rahmen einer »PPP«) verpflichtet, sich so zu verhalten, als ob sie Beschäftigte eines profitorientierten Privatunternehmens wären und die Inanspruchnehmer ihrer Dienstleistungen wie Kunden zu behandeln. Letzteres läuft unter dem Begriff »New Public Management«.


  Der Begriff »neoliberal« steht also für ein breites Spektrum wirtschaftspolitischer Ideen. Sie werden allerdings nur selten komplett, in sozusagen reiner Form umgesetzt. Eine Ausnahme bildet Chile, das wohlgemerkt kein demokratisches Land war, als das neoliberale Experiment dort begann. Auch von Singapur heißt es, es komme dem neoliberalen Idealzustand nahe. Doch auch Singapur ist keine Demokratie, zudem hat der Staat dort großen moralischen Einfluß auf die Gesellschaft, auch wenn er kaum sozialstaatliche Aufgaben übernimmt und auch die Arbeitnehmerrechte nur wenig schützt. In Demokratien jedoch, deren Bürger unterschiedliche Werte und demzufolge unterschiedliche Interessen haben, müssen sich auch monolithische Konzepte gewöhnlich Kompromissen unterwerfen. So haben etwa die skandinavischen Länder zwar weite Teile der neoliberalen Agenda, vor allem Privatisierungen, umgesetzt, verfügen aber nach wie vor über starke Sozialsysteme und mächtige Gewerkschaften. Offenbar hat man dort die beiden einander potentiell ausschließenden Systeme miteinander vereinbart, und augenscheinlich mit einigem Erfolg. Die skandinavischen Länder weisen im Bereich Wirtschaftswachstum und Innovation unverändert hohe Werte auf und belegen zugleich vordere Plätze bei Zufriedenheitsumfragen.


  Am Ende dieses Buches wird die Ära des Neoliberalismus überwiegend negativ beurteilt worden sein. Daher wollen wir am Ende dieses ersten Kapitels einige Dinge aufgreifen, die Vertreter unterschiedlicher politischer Richtungen zu deren Errungenschaften zählen. Wir wollen uns schließlich nicht dem Vorwurf aussetzen, das Kind mit dem Bade auszuschütten.


  Erstens hat der Neoliberalismus bestimmte Alternativen zur staatlichen Bevormundung aufgezeigt und die Wahlmöglichkeiten der Bürger erweitert, die es oftmals gewohnt waren, das zu nehmen, was man ihnen anbot. Das ist besonders bedeutsam in einer Zeit, in der Parteien und Parlamente eher schlecht beleumundet sind und man der Politik nachsagt, es gehe ihr nur um Macht, nicht um die Austragung öffentlicher Debatten.


  Zweitens ist der Neoliberalismus das Problem der Zentralisierung und mangelnden »Kundennähe« angegangen, dem staatliches Handeln in komplexen Gesellschaften nur schwer entgeht. Dabei hat er selbst jedoch in der Regel keine Rücksicht auf lokale Besonderheiten genommen. So sorgte er zwar für die Stärkung der Kommunalbehörden in den USA, wo die in Washington Regierenden stereotyp als linke Zentralisierer gelten, doch ließ er es zugleich zu, daß die Mittelständler vor Ort von Großkonzernen verdrängt wurden. Im Gegensatz dazu haben die in Großbritannien seit 1979 regierenden Neoliberalen aller Parteien die kommunalen Behörden und andere lokale Kräfte als Hemmnis für die Einführung von Marktmechanismen betrachtet und mithin den Zentralismus befördert. Dafür gibt es eine eindrucksvolle, aber paradoxe historische Parallele. So ging der Aufstieg der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in Europa mit der Konzentration regionaler feudaler Mächte in der Hand zentraler Monarchen einher. Da man Politik und Wirtschaft voneinander trennen wollte - ein Grundprinzip liberaler und neoliberaler Theorien -, mußte die auf verschiedene Ebenen der Gesellschaft verteilte Macht zunächst in der Hand eines Monarchen konzentriert werden, damit dieser die Trennung von Markt und Staat durchsetzen konnte. Insofern stärkt eine Zentralisierung nicht automatisch den Staat und eine Dezentralisierung nicht automatisch den Markt.


  Abschließend ist die Flexibilität des neoliberalen Paradigmas hervorzuheben. Besonders in den skandinavischen Ländern, doch in gewissem Maß auch in Großbritannien und generell in der europäischen Politik hat es sich als mit anderen politischen Ansätzen kombinierbar erwiesen. Politische Ideen müssen über diese wichtige Eigenschaft verfügen, nicht nur, weil es in pluralen Gesellschaften stets Interessengegensätze gibt, sondern auch, weil der Ausgang jedes menschlichen Unterfangens notwendig ungewiß ist. Wir können nie wissen, ob ein bestimmtes System alle Probleme zu lösen vermag; und selbst wenn es heute so scheinen sollte, kann es morgen unter veränderten Umständen schon wieder anders sein. Monolithische Doktrinen, die alle Weisheit für sich beanspruchen und jede Kritik zurückweisen, scheitern gewöhnlich spätestens dann, wenn ein Problem auftaucht, für das sie in ihrem Repertoire keine Lösung parat haben. So erging es dem sowjetischen Kommunismus. Auch der Neoliberalismus verfügt zweifellos über erhebliche totalitäre Neigungen. Allerdings zwingt ihn die Realität in Demokratien zu Kompromissen. Daß er fähig ist, auf neue Herausforderungen zu reagieren, ist auch seiner nach wie vor bestehenden Verbindung zur Tradition des Liberalismus zu verdanken. Da auch ihm in den kommenden Jahren wahrscheinlich erhebliche Veränderungen bevorstehen, wird es auf diese Flexibilität vermutlich noch ankommen.


  Zunächst müssen wir jedoch einige grundsätzliche Fragen hinsichtlich der Natur des Marktes und seiner Grenzen erörtern. Dazu bedarf es einer abstrakten Analyse samt Klärung einiger Begriffe, die nicht zum Alltagswortschatz gehören, aber für das Verständnis unseres Themas unverzichtbar sind.
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  2. GRENZEN DER KLASSISCHEN MARKTWIRTSCHAFT


  Das neoliberale Projekt beruht auf einem Marktbegriff, der Privatunternehmen pauschal effizientes Wirtschaften und Kundenorientierung, staatlichen Dienstleistern ebenso pauschal Inkompetenz und Arroganz unterstellt. Der gesamte »private Sektor« zeichne sich, heißt es dann, durch umfassende und durchgehende Effizienz aus. Das ist merkwürdig, da ein zentrales Merkmal des privaten Sektors seine Vielfalt ist. Zu ihm gehören hocheffizient operierende globale Konzerne ebenso wie kleine und mittlere Unternehmen, die sich durch Nähe zu ihren Kunden und ihrem lokalen Umfeld auszeichnen. Zu ihm gehören die Geldinstitute, deren Geschäftsgebaren in den Jahren 2008/2009 in eine Katastrophe geführt hätte, wenn die Staaten nicht eingeschritten wären, um sie vor sich selbst zu beschützen. Zum privaten Sektor gehören Firmen, die in der Dritten Welt sogenannte »Sweatshops« betreiben und Kinder für sich arbeiten lassen; außerdem Produzenten minderwertiger Billigwaren; Betreiber von Cafe- und Restaurantketten, in denen man ungesunde Nahrung in unhygienischer Umgebung konsumiert; regional tätige Baufirmen, die keinen Auftrag pünktlich abschließen; Telekommunikationsunternehmen, die ihren Markt derart dominieren, daß sie Problemen ihrer Kunden kaum noch Aufmerksamkeit widmen; Monopolisten im Bereich Computersoftware und Satellitenfernsehen, die sich gegen jeden Versuch stemmen, ihr Geschäftsfeld für den Wettbewerb zu öffnen; Rohstofflieferanten, die Luft und Wasser verunreinigen; Firmen, die illegale Handlungen unter dem Mantel legaler kommerzieller Tätigkeit verbergen; Pharmakonzerne, die geringfügige Verbesserungen bei Medikamenten als großen Durchbruch ausgeben. Den privaten Sektor, über dessen Qualitäten, Effizienz und Kundenfreundlichkeit man pauschale Aussagen machen könnte, gibt es also nicht.


  Der Neoliberalismus kennt allerdings die Lösung für alle diese Mißstände: Es stehe dem Verbraucher schließlich jederzeit frei, bestimmte Waren und Dienstleistungen zu erwerben oder es sein zu lassen. Wenn eine Firma, die Waren von schlechter Qualität produziert, gedeihe, gebe es offenbar Verbraucher, die genau diese Waren wollten; eine staatliche Einmischung, etwa in Form minimaler Qualitätsvorschriften, beschneide unvermeidlich deren Wahlfreiheit. Wenn Firmen aus Kinderarbeit Profit zögen, liege das allein daran, daß die Verbraucher niedrige Preise schätzten; jedem Verbraucher, der Kinderarbeit ablehne, stehe es frei, diese Waren nicht zu kaufen.


  Auf diese Weise läßt sich jegliche Kritik an dem, was auf dem Markt geschieht, zurückweisen. Im Vergleich zwischen dem privaten und dem öffentlichen Sektor wird demzufolge mit zweierlei Maß gemessen. In der Privatwirtschaft ist alles gerechtfertigt, was sich verkauft. Der öffentliche Sektor hingegen ist zumindest in Demokratien politischen Debatten ausgesetzt. Hier wird jeder Qualitätsmangel gerügt, und es werden moralische Maßstäbe angelegt, die es verbieten, sich mit der Bemerkung »Die Leute kaufen es eben« aus der Affäre zu ziehen. Es ist daher unlogisch, die Lösung für Qualitätsprobleme öffentlicher Dienstleister - wie inzwischen beinahe automatisch vorgeschlagen wird - in deren Privatisierung zu sehen. Der private Sektor garantiert weder Qualität noch Moral - die Dienstleistung wechselt lediglich in einen Bereich, dessen Qualitätskriterien variabler sind und in dem moralische Kriterien keine Geltung haben.


  Daß alles, was auf dem Markt geschieht, sich offenbar von selbst rechtfertigt und moralischer Bewertung entzogen ist, muß an sich nicht unbedingt ein Problem sein, da es schwierig und tatsächlich auch nicht sinnvoll ist, jede Handlung im Alltag einer moralischen Prüfung zu unterziehen. Wenn jedoch, wie es unter der Dominanz neoliberaler Ideen geschieht, die Prinzipien des Marktes zum wichtigsten Maßstab des Handelns auch der Institutionen anderer Bereiche werden, breitet sich diese Amoralität über die gesamte Gesellschaft aus. Jedes Mal, wenn mit Donnerstimme dekretiert wird, man solle die Lösung eines Problems dem Markt überlassen, wird dieses Problem aus dem Bereich moralischer Urteilsfindung gerückt. Die Argumentation lautet dann: Es bringt Geld, trägt also zum Wohlstand bei; was soll falsch daran sein? In bestimmten Fällen kann dies durchaus unseren Wünschen entsprechen. Doch wie können wir uns dem Markt gegenüber in eine Position bringen, die es uns erlaubt, uns in bestimmten Fällen gegen dessen einziges Kriterium zu entscheiden? Je mehr das neoliberale Denken den Staat und andere Institutionen der Gesellschaft durchdringt, desto schwieriger wird es für uns, solche Entscheidungen zu treffen (bzw. desto leichter, ihnen aus dem Weg zu gehen). Daher sollten wir einige Lebensbereiche, in denen wir lieber an moralischen Prinzipien orientierte Urteile treffen wollen, von den Marktgesetzen ausnehmen. Das bedeutet, daß wir kritisch und differenziert an den Markt herangehen müssen und ihn nicht als Patentlösung aller unserer Probleme ansehen dürfen.


  Den Markt zum alleinigen Maßstab unseres Handelns zu machen, wirft noch ein weiteres Problem auf. Es könnte bedeuten, daß wir nur noch nachfragen dürften, was uns der Markt bereits anbietet. Jede Forderung, Dinge, die sich auf dem Markt nicht finden, auf andere Weise zur Verfügung zu stellen, verböte sich dann von selbst. Sollten wir aber, wenn etwa die Massenmedien im Besitz weniger Großkonzerne sind und kaum Alternativen bieten, nicht die Möglichkeit haben, die politische Forderung nach mehr Vielfalt zu erhe ben? Wenn wir Entscheidungen lediglich anhand von Marktprinzipien treffen dürften, könnten wir das nicht tun: Was der Markt nicht bietet, das darf es dann auch nicht geben. Solche Verhältnisse lassen ließen sich nur mit der Behauptung begründen, daß staatliche Eingriffe stets und grundsätzlich schlechter seien als das, was der Markt von allein hervorbringt, weshalb es besser sei, mit den Fehlern des Marktes zu leben, als den Versuch zu ihrer Behebung zu unternehmen.


  Im nächsten Kapitel werden wir einer Form des Neoliberalismus begegnen, die diese Position vertritt. Obwohl der Markt grundsätzlich den Verbraucher als seinen Souverän anerkennt, entscheidet König Kunde nicht, welche Produkte angeboten werden. Das tun allein die Unternehmen. Die Rolle des Verbrauchers ist eine passive, darauf beschränkt, daß er durch sein Kaufverhalten signalisiert, ob ihm ein neues Produkt zusagt oder nicht. So ging etwa die Nachfrage nach iPods keineswegs von Verbrauchern aus; ein Unternehmen beschloß, sie herzustellen und durch cleveres Marketing mit der Suggestion, es handle sich um ein attraktives Produkt, eine entsprechende Nachfrage zu erzeugen. Die Verbraucher konnten den von ihnen erworbenen Geräten dann auch durchaus eine Menge abgewinnen. Das Produkt ist daher ein ausgezeichnetes Beispiel dafür, wie der Markt unsere Lebensqualität auf eine Weise verbessert, wie es in einer sozialistischen Ökonomie undenkbar war, weil es dort keinerlei Anreiz gab, den Verbrauchern etwas Neues anzubieten. Dennoch bleibt die Rolle der Verbraucher stets eine passive.


  Solange einfache Bürger, die nicht die Mittel haben, Unternehmen zu gründen, über eine Vielzahl an Möglichkeiten verfügen, ihre Forderungen abseits des Marktes zu artikulieren, ist das auch akzeptabel. Doch wenn immer mehr Lebensbereiche Marktmechanismen unterworfen werden, bleibt kein Raum übrig, in dem dies möglich wäre. Und da das Privatunternehmen der einzige aktive Akteur am Markt ist, wird es in Gesellschaften, die den Markt privilegieren, zunehmend als einzige Quelle von Innovation und Erneuerung angesehen.


  Manche Vertreter der These, daß man alle Entscheidungen dem Markt überlassen solle, wenden ein, daß es zu solchen Problemen nur komme, wenn man dessen Selbstregulierungskräften nicht vertraue. Der Staat müsse lediglich Markthindernisse beseitigen, dürfe ansonsten aber keinerlei Vorschriften machen. Wenn sich ein Ziel nicht dadurch erreichen lasse, daß man für freien Zugang zum Markt sorgt, dann müsse man dieses Ziel aufgeben. Im Bereich der Medien würde das bedeuten, daß der Staat neuen privaten Anbietern den Marktzugang erleichtert, aber auf öffentlich-rechtliche Medien verzichtet.


  Vertreter der Sozialdemokratie sind gewöhnlich anderer Auffasssung. Sie behaupten, daß sich bestimmte Ziele nicht über den Markt erreichen lassen und daß der Staat sie auf anderem Wege verfolgen muß. Damit sind wir wieder beim Motto der deutschen Sozialdemokratie, das ich im ersten Kapitel zitiert habe: »Soviel Markt wie möglich; soviel Staat wie nötig«. Jene Sozialdemokraten, die sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts für einen »dritten Weg« aussprachen, würden dem beipflichten. Allerdings folgen sie der jüngeren ökonomischen Theorie und dem Neoliberalismus insofern, als sie die Aufgabe staatlicher Interventionen vor allem darin sehen, das Funktionieren des Markts zu verbessern, und nicht darin, Alternativen zum Markt zu schaffen.


  Ein Beispiel dafür ist die Dokumentation des Britischen Schatzamts, die 2004 unter anderem vom damaligen Finanzminister und späteren Premierminister Gordon Brown herausgegeben wurde und die den vielversprechenden Titel Microeconomic Reform in Britain: Delivering Opportuni-ties for All trägt. Darin behaupten die Autoren, daß sich das Problem des »Marktversagens« auf zwei Weisen lösen lasse: durch staatliche Eingriffe zur Perfektionierung des Marktes und durch gesetzliche Vorschriften in Bereichen, in denen sich der Markt nicht selbst regulieren kann. Wie John Kay (2007) in seiner Rezension unter dem Titel »Wenn das Marktversagen versagt« scharfsinnig anmerkt, liegt beiden Vorschlägen eine Wirtschaftstheorie zugrunde, die in der Gesellschaft nicht mehr zu sehen vermag als eine Vielzahl individueller Vorlieben. Tatsächlich wird die Politik jedoch häufig aufgefordert, Konflikte zu lösen, die nicht die Bestrebungen einzelner, sondern die kollektiven Lebensbedingungen betreffen. Auch unterstellen die Autoren, daß menschliches Handeln einzig durch das Streben nach materiellem Vorteil motiviert sei. Deshalb schlagen sie zum Beispiel vor, die Qualität der öffentlichen Dienste durch strenge Zielvorgaben und schärfere Kontrollen durch das Management zu verbessern; die Möglichkeit, Motivation und Engagement der Mitarbeiter zu stärken, wird gar nicht erst erwogen.


  Es gibt keinen Grund, warum wir uns der Märkte nicht bedienen sollten, um unsere Ziele zu erreichen, und nichts spricht dagegen, sie zu optimieren, damit sie die Wünsche der Verbraucher berücksichtigen. Um sie effektiv nutzen zu können, müssen wir jedoch ihre Möglichkeiten und Grenzen kennen und insbesondere das Phänomen des Marktversagens besser verstehen. Dabei kann die eher praktische als prinzipielle Frage offenbleiben, ob wir einem Marktversagen besser mit einer Stärkung der »Selbstheilungskräfte« begegnen sollten oder indem wir nach ganz anderen Auswegen suchen.


  


  Stärken und Schwächen des Marktes


  



  Unter welchen Bedingungen ist ein »vollkommener« Markt möglich? Wenn wir diese Voraussetzungen bestimmen, können wir vielleicht auch herausfinden, was ihnen entgegensteht und welche Probleme sie mit sich bringen, anstatt mit aus der Luft gegriffenen Vorwürfen pauschal gegen den Markt zu argumentieren. Manchen Kritikern der Marktwirtschaft ginge das bereits zu weit. Sie lehnen es ab, den Markt zum Ausgangspunkt ihrer Überlegungen zu machen, da große Teile unseres Lebens außerhalb von Märkten stattfinden und keine Beziehung zu ihnen haben, beispielsweise alle Dinge, die wir aus Altruismus tun. So zeigen Albert Hirschman in Leidenschaften und Interessen und Donald Green und Ian Shapiro in Rational Choice, daß die Annahme, der Mensch werde »von Natur aus« von einem aggressiven und berechnenden Egoismus angetrieben, mehr als fragwürdig ist. Ich halte diese Einwände für berechtigt. Doch scheint es mir für die Kritik des Neoliberalismus durchaus fruchtbar, diesen sozusagen auf seinem ureigensten Gebiet herauszufordern, indem man sich mit dem Markt selbst auseinandersetzt. Das verhindert zudem ein Ausufern der Debatte.


  Meine Argumentation stützt sich auf die in Tabelle i angegebenen Eigenschaften des Marktes. Die linke Spalte listet die Voraussetzungen eines vollkommenen Markts auf, die rechte Spalte die entsprechenden Störungen. Auf einem perfekten Markt werden Güter, also Waren, Dienstleistungen und Forderungen zu vergleichbaren Preisen (also anhand einer einheitlichen Währung oder allgemeiner Wechselkurse) zwischen vielen Erzeugern und vielen Käufern gehandelt. Keiner der Marktteilnehmer verfügt allein oder in einer Gruppe über die Macht, die Preise zu diktieren, alle Erzeuger und Verbraucher müssen sie so akzeptieren, wie sie sind. Daher werden die Bedürfnisse einer großen Zahl von Verbrauchern mit den Portfolios einer großen Zahl von Anbietern ins Verhältnis gesetzt. Allein der Markt bestimmt die Konditionen. Deshalb ergibt sich ein Marktgleichgewicht: eine Situation, in der sich, solange es nicht zu Störungen von außen kommt, weder der Preis noch die Angebotsmenge eines Artikels ändern können, ohne daß die Wirtschaftlichkeit bzw. Effizienz leidet.


  



  Tabelle 1: Voraussetzungen und Störungen des Marktes


  [image: img1.jpg]


  


  Die erste Voraussetzung eines vollkommenen Marktes besteht darin, daß alle nachgefragten Güter innerhalb des Marktes einen Preis haben (I.). Gäbe es nachgefragte Güter, deren Preis bei Null läge, hätte kein Unternehmen Grund, sie zu produzieren. Würden sie dennoch produziert, wäre dies unwirtschaftlich, da die zu ihrer Herstellung eingesetzten Ressourcen woanders mehr Nutzen bringen könnten. Nehmen wir beispielsweise an, eine Informatikerin baut Obst in ihrem Garten an, anstatt es vom Bauern zu beziehen. Ihr Garten ist zu klein für die wirtschaftliche Obstproduktion; ein professioneller Betrieb mit einer derart niedrigen Zahl an Bäumen müßte so hohe Preise verlangen, daß er vom Markt verdrängt würde. Zudem brächte die Arbeitskraft der Informatikerin höheren Ertrag, wenn sie sie auf ihrem Fachgebiet und nicht auf einer Plantage von geringer Produktivität einsetzte. Wenn sie ihre Arbeitszeit und die sonstigen Herstellungskosten berechnen und ihrem Obst einen Marktpreis zuteilen müßte, würde sie merken, daß ihr Tun unwirtschaftlich ist, ihr Obst fürderhin beim Händler beziehen, den Garten an einen professionellen Obstpflanzer veräußern und ihre Arbeitskraft allein der Informatik widmen. Insofern sorgt der Markt dafür, daß Ressourcen optimal eingesetzt werden, zum Nutzen sowohl der gesamten Wirtschaft als auch aller ihrer Subjekte.


  Außerdem müssen alle Waren und Dienstleistungen, die zum Verkauf stehen, anhand ihres Preises vergleichbar sein. Obwohl wir oft im Plural von »Märkten« sprechen, gibt es eigentlich nur einen Markt. Deshalb können wir unsere jeweiligen Bedürfnisse anhand eines gewaltigen Sortiments ganz unterschiedlicher Güter befriedigen. Damit dies möglich ist, muß es eine gemeinsame Maßeinheit für alle Waren geben, entweder eine einzige Währung oder mehrere konvertible Währungen. Der Geldpreis dient dazu, Vergleiche zwischen unterschiedlichen Angeboten zu ermöglichen - so daß sich selbst berechnen ließe, wie viele Orangen ein Verkehrsflugzeug wert ist.


  Ein zweites Grundkriterium für einen vollkommenen Markt ist, daß sowohl Anbieter als auch Nachfrager ungehinderten Zugang zu ihm haben (II.). Nur dann sind die Preise, die sich aus den Herstellungskosten und der Nachfrage ergeben, optimal effizient. Auf dem Markt steigt der Preis einer Ware, sobald sie knapper wird, weil dies dazu führt, daß die Verbraucher miteinander um das knappe Gut konkurrieren und höhere Preise dafür bieten. Wenn der Markt perfekt ist, signalisiert dieser Preisanstieg anderen Anbietern, daß hier Profit zu machen ist; sie treten daher in den Markt ein, wodurch das Angebot steigt und die Preise wieder sinken. Verwehrt man ihnen den Zugang zum Markt, entsteht ein Monopol, bei dem ein Anbieter das Angebot künstlich verknappen kann, um höhere Preise zu erzwingen und seine Gewinne zu steigern, ohne daß er befürchten muß, daß ihn Konkurrenten unterbieten. Auf einem solchen Markt kann sich kein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage herausbilden. Auch wenn es nur sehr wenige Anbieter gibt -man spricht dann von einem Oligopol -, können sich diese leicht untereinander verständigen und, solange sie keine neuen Konkurrenten fürchten müssen, den Markt bequem unter sich aufteilen.


  Um Oligopole und Monopole zu vermeiden, müssen neue Anbieter jederzeit an den Markt gehen können, falls die Preise steigen; die Zugangshindernisse müssen also möglichst niedrig sein. Gleiches gilt für die Hindernisse, die einem Verlassen des Marktes entgegenstehen: Wenn ein Anbieter unwirtschaftlich produziert, muß er vom Markt verdrängt werden können, damit die von ihm belegten Ressourcen an Maschinen, Arbeit und Kapital für eine effizientere Verwendung umverteilt werden können. Auch müssen die Konsu menten in der Lage sein, ihre Unzufriedenheit mit dem Angebot auszudrücken, indem sie nichts kaufen (also den Markt verlassen) und damit verlangen, daß die Anbieter die Preise reduzieren oder ihr Sortiment anpassen. Als man während der jüngsten Finanzkrise diskutierte, ob einige Banken »systemrelevant« seien, war dies eine Debatte über Ausgangsbarrieren. Wenn ein Unternehmen zwar ineffizient wirtschaftet, aber »zu groß zum Scheitern« ist, gibt es offenbar zu hohe Barrieren gegen seinen Marktaustritt, was verhindert, daß sich der Markt gesundschrumpft.


  Drittens muß, damit das Verhältnis von Angebot und Nachfrage die Preise bestimmen kann, eine hinreichende Anzahl von Transaktionen stattfinden (III.). Auch dafür sollen niedrige Zugangsbarrieren sorgen, zugleich müssen aber auch die Marktakteure willens sein, Geschäfte zu machen. Interessiert sich beispielsweise niemand für abgelegene Farmen, so sagen Immobilienmakler, es gebe »keinen Markt« für diese. Die Bestimmung eines angemessenen Marktpreises ist dann nicht möglich. (Selbst wenn es zu einigen wenigen Verkäufen kommt, also genaugenommen durchaus einen Markt gibt, ist dieser für eine zuverlässige Preisbildung zu klein.) Dies wiederum schreckt die Eigentümer solcher Häuser ab, sie zum Verkauf anzubieten. Ohne Anbieter und Nachfrager kann kein Markt entstehen.


  Die wirtschaftliche Effizienz von Märkten setzt viertens voraus, daß Verkäufer und Käufer über die Preise und Optionen der gesamten Angebotspalette im Bilde sind (IV.). Die Wirtschaftstheorie unterstellt sogar, diese Transparenz müsse eine »vollkommene« sein, das heißt, sämtliche Marktteilnehmer besitzen alle Informationen, die sie benötigen, um ihre Ressourcen optimal einzusetzen. Wie wichtig das ist, zeigt ein einfaches Beispiel. Nehmen wir an, ich will mir ein Auto kaufen, mache mir aber nicht die Mühe, in Erfahrung zu bringen, welches Modell für meine Bedürfnisse am besten geeignet ist und zu welchem Preis es von unterschiedlichen Händlern angeboten wird. Ich gehe einfach zum nächsten Autohaus und kaufe den erstbesten Wagen im Schaufenster. Das wird wahrscheinlich darauf hinauslaufen, daß ich ein Auto kaufe, das meinen Bedürfnissen nur teilweise entspricht. Ich habe also den Markt nicht genutzt, um so viele Bedürfnisse wie möglich für sowenig Geld wie möglich zu befriedigen bzw. meine Transaktion optimal effizient zu machen. Ich könnte ihre Effizienz durch Nachforschungen steigern; je mehr ich das tue, desto wirtschaftlicher wird meine Transaktion sein, bis es ab irgendeinem Punkt teurer wäre, weitere Informationen zu beschaffen, als etwas mehr für das Auto auszugeben. Wir müssen annehmen, daß rational handelnde Akteure keine unwirtschaftlichen Entscheidungen treffen wollen und deshalb motiviert sind, sich alle Information zu beschaffen, die sie für ihre Aktivitäten auf dem Markt benötigen. Wir würden jeden für verrückt erklären, der sagt: »Ich will mehr als nötig für ein Auto bezahlen; und ich will nicht, daß es zu meinen Bedürfnissen paßt.«


  Das fünfte Kriterium schließlich betrifft nicht den Markt im engeren Sinne, sondern dessen Umfeld: die notwendige Trennung von Wirtschaft und Politik (V.). Historisch wie theoretisch ist der Staat eine ernste Bedrohung für den Markt, da er die Macht hat, ins Marktgeschehen einzugreifen und das fragile Gleichgewicht von Angebot, Nachfrage und Preis zu stören. Dies kann in beiden Richtungen geschehen. Zum einen kann der Staat versuchen, die Preise oder die Zuweisung von Ressourcen zugunsten marktferner Ziele zu manipulieren. Etwa indem er Politikern und Behördenleitern, ihren Angehörigen oder Freunden bestimmte Ressourcen zuschanzt. Oder indem er sich dafür einsetzt, daß die Bevölkerung mehr Geld für Gesundheit und Bildung ausgibt und weniger für Alkohol. Mögen uns diese Arten staatlicher Intervention auch sehr unterschiedlich erscheinen, aus der neoliberalen Perspektive stören beide die wirtschaftliche Effizienz des Marktes.


  Andererseits können aber auch Personen oder Unternehmen ihr am Markt erworbenes Vermögen einsetzen, um Einfluß auf die Politik zu nehmen. Etwa, um sich staatliche Aufträge oder Vergünstigungen zu verschaffen. Auch das verzerrt den Markt. Es ist deshalb für dessen Funktionieren wesentlich, daß starke Barrieren vorhanden sind, die sowohl die Politik daran hindern, in die Wirtschaft einzugreifen, als auch Geschäftsleute daran, sich in die Politik einzumischen.


  Damit haben wir die wesentlichen Bedingungen für die Existenz von Märkten bestimmt. Nunmehr müssen wir die mit ihnen verbundenen Störungen untersuchen, die in der rechten Spalte der Tabelle aufgeführt sind.


  



  Störungen der Marktvoraussetzungen


  


  I) Der Markt bestimmt die Preise


  



  Das Ziel, den Preis aller angebotenen Waren und Dienstleistungen allein vom Markt bestimmen zu lassen, stößt auf vier Probleme: Externalitäten, öffentliche und meritorische Güter, Güter ohne Preis sowie Transaktionskosten. Die Wirtschaftswissenschaft hat diese Probleme, die zu einem Marktversagen führen können, durchaus offen benannt. Die dabei verwendete Terminologie ist allerdings zuweilen recht spezifisch. Deshalb werden wir uns diese Begriffe im folgenden näher ansehen.


  



  1. Externalitäten. Als Externalität werden in der Ökonomie all jene Dinge bezeichnet, die sich positiv oder negativ auf die Wirtschaftlichkeit eines Angebots auswirken, ohne in die Kalkulation der Kosten einzugehen. Der Begriff wird in diesem Buch noch öfter auftauchen, deshalb ist es wichtig, ihn zu verstehen. Ein Beispiel für eine positive Externalität liefert unsere Hobby-Obstpflanzerin. Wir haben ihr Tun oben als unwirtschaftlich kritisiert. Sie könnte dem entgegnen, daß wir nicht berücksichtigt haben, welches Vergnügen sie dabei empfindet. Dieses Vergnügen ist eine positive Externalität, ein nicht in die Kostenkalkulation eingehender Nutzen ihres Hobbys. Damit widerlegt sie die Behauptung, sie wäre besser dran, wenn sie ihren Obstgarten verkaufte und mehr Zeit am Computer verbrächte.


  Positive Externalitäten können den Betroffenen erhebliche Vorteile auf dem Markt verschaffen. Zwei ganz unterschiedliche Beispiele zeigen das. Erstens: Ein Imker, dessen Bienenkörbe sich in einer reichhaltig mit Wildblumen gesegneten Gegend befinden, wird besser abschneiden als einer, dessen Standort in der Nähe von Weideland liegt, ohne daß er dafür etwas getan hätte, denn er hat die Blumen ja nicht angepflanzt. Zweitens: US-amerikanische Firmen haben aufgrund der militärischen Macht der USA, der Bedeutung des Dollars und der weltweiten Verbreitung der Landessprache auf vielen internationalen Märkten Vorteile gegenüber Unternehmen aus anderen Ländern. Man spricht hierbei von einer »Netzwerkexternalität«. Sie tritt dann auf, wenn eine Firma über privilegierten oder kostenlosen Zugang zu einem für den Vertrieb ihrer Produkte wichtigen Netzwerk verfügt und deshalb Marktvorteile genießt. Wie wir noch sehen werden, sind Netzwerkexternalitäten eine Hauptursache für Effizienzverluste des Marktes in den Industrieländern; der Begriff ist daher äußerst nützlich, auch wenn er sonderbar klingt.


  Vertrauter sind uns allerdings negative Externalitäten. Das beste und wichtigste Beispiel dafür sind natürlich Umweltschaden. Durch Umweltverschmutzung entstehen erhebliche Kosten, die jedoch in der Regel nicht in die Kalkulationen des Unternehmens eingehen, das sie verursacht. Tatsächlich steigert das Unternehmen gerade dadurch, daß es solche Kosten nicht berücksichtigt, seine Wirtschaftlichkeit. So werden zum Beispiel durch die Abwässer einer chemischen Fabrik Fische getötet, was die Fischer flußabwärts um ihren Lebensunterhalt bringt. Die Verschmutzung ist also eine negative Externalität. Die Firma könnte die Abwässer säubern, aber das würde Geld kosten. Da sie nicht an den Umsätzen der Fischer beteiligt ist, hat sie keinen Grund, das zu tun.


  Gegen die Forderung nach Beseitigung einer negativen Externalität läßt sich vielerlei einwenden. Zum Beispiel könnte es sein, daß die Kosten für die Reinigung der Abwässer höher sind als die Wertschöpfung, die die Fischer zur Wirtschaft beitragen. Man könnte auch verlangen, daß die Fischer die Umweltschutzmaßnahmen der Firma, von denen sie profitieren würden, auch bezahlen sollten. Solche Fragen werden uns in späteren Kapiteln noch beschäftigen. Hinzu kommt, daß es nicht möglich ist, die negativen Externalitäten vorherzusagen, die sich aus innovativen Verfahren ergeben; wenn diese wirklich innovativ sind, können nicht all ihre Folgen bekannt sein. Man muß immer Risiken eingehen, wenn man etwas Neues schaffen will, was eben auch das Risiko unvorhersehbarer negativer Externalitäten einschließt.


  



  2. Öffentliche und meritorische Güter. »Öffentliche Güter« sind solche, an denen Privateigentum nicht möglich ist, weshalb sie sich auch nicht verkaufen lassen. Sie zeichnen sich durch zwei Merkmale aus: Unteilbarkeit und Nichtrivalität. Ersteres bedeutet, daß sie sich nicht in verkäufliche Einheiten aufteilen lassen; letzteres, daß sie zur gleichen Zeit von vielen Personen konsumiert werden können. Das nächstliegende Beispiel ist die Luft, die wir atmen. Sie ist ausreichend vor handen und läßt sich nicht containerweise abpacken und verkaufen; daß Sie sie atmen, hindert mich nicht daran, es ebenfalls zu tun. Letztlich sind aber nur wenige physische Dinge echte öffentliche Güter, da der Vorrat der meisten durch massenhafte Nachfrage doch erschöpft werden könnte - was sogar für die Luft gilt. Ein weiteres Beispiel sind abstrakte Werte wie Glück. Wir können das Glück nicht in Päckchen teilen und damit Handel treiben; es ist unteilbar. Und zumindest dem Prinzip nach setzt das Glück eines Menschen nicht das Unglück eines anderen voraus; es gibt also keine Rivalität. Glück ist nicht marktfähig, also hat es auch keinen Preis; deshalb gibt der Markt keinerlei Anreiz, es herzustellen und anzubieten - das hindert die Unternehmen allerdings nicht daran, uns per Werbung mitzuteilen, daß ihre Produkte uns glücklich machen werden.


  »Meritorische Güter« sind solche, deren Konsum unabhängig von Wirtschaftlichkeitserwägungen gesellschaftlich erwünscht ist. Sie sind gleichsam halböffentlich. Der Begriff, der darauf anspielt, daß jeder Mensch den Zugang zu diesen Gütern unabhängig von seiner Zahlungskraft »verdient«, wurde in den fünfziger Jahren von dem Wirtschaftswissenschaftler Richard Musgrave geprägt. Meritorische Güter bestehen aus zwei Komponenten: einer teilbaren und potentiell rivalisierenden, die marktfähig ist, und einer zweiten, für die sich kein Preis bilden und mithin kein Verkauf bewerkstelligen läßt. Ein gutes Beispiel ist die Gesundheit. Meine Gesundheit ist zwar nicht rivalisierend, da sie die anderer keineswegs ausschließt; dennoch läßt sie sich von deren Gesundheit trennen, sie ist also teilbar, und deshalb sind gesundheitsfördernde Maßnahmen ohne weiteres marktfähig. Daneben gibt es aber auch unteilbare Vorteile, die wir alle von einer guten Gesundheitsversorgung haben, insofern sie das Risiko senkt, daß wir uns bei anderen anstecken. Wenn es allein dem einzelnen überlassen bleibt, auf dem Markt für seine Gesundheit zu sorgen, wird ein Mangel entstehen, da er rationalerweise nur für seine eigene, nicht aber für die Gesundheit der Allgemeinheit sorgen kann.


  Auch Bildung ist ein meritorisches Gut. Sie nützt dem, der sie erwirbt - auch in Konkurrenzsituationen, etwa, um einen anderen Bewerber für einen Job auszustechen. Doch bringt die Bildung breiter Bevölkerungsschichten auch Vorteile für die Allgemeinheit, da sie zum Beispiel Produktivitätssteigerungen in der Wirtschaft ermöglicht. Deshalb ist der Besuch von Schulen in Industriegesellschaften obligatorisch und nicht der Entscheidungsfreiheit von Schülern oder Eltern überlassen. Bildung eröffnet daher einerseits jedermann Zugang zu Information, Kultur und Wissenschaft, verschafft aber auch in der Konkurrenz um Arbeitsplätze dem besser Gebildeten Vorteile. Darum ist Bildungspolitik so schwierig. Die Politiker müssen den Wert der Bildung für die Gesellschaft betonen, während Schüler und Eltern oft auf individuelle Bildungsvorteile aus sind.


  



  3. »Güter ohne Preis«. Externalitäten, öffentliche und meritorische Güter sind der Wirtschaftswissenschaft geläufig. Weit schwerer tut sie sich hingegen damit, Güter zu erfassen, die aus Sicht der meisten Menschen nicht für Geld gehandelt werden sollten und insofern auch keinen Preis haben können. Sollen wir zulassen, daß Menschen ihre Organe als Transplantate verkaufen? Sollen wir einer jungen Frau Arbeitslosengeld bewilligen, obwohl sie sich weigert, ihren Lebensunterhalt als Prostituierte zu verdienen? Soll die Bergrettung einen verunglückten Bergsteiger retten, ohne abzuschätzen, ob das Leben dieses Menschen die dabei eingesetzten Ressourcen überhaupt wert ist? In allen diesen Fällen darf es, so die allgemeine Überzeugung, keinen Markt geben - wodurch allerdings, so die Wirtschaftswissenschaft, sogenannte Opportunitätskosten entstehen, entgangene Gewinne, da sich mit den jeweils eingesetzten Ressourcen anderweitig größerer wirtschaftlicher Nutzen hätte erzielen lassen, etwa indem man den Hubschrauber der Bergrettung für touristische Rundflüge vermietet. Die Wirtschaftswissenschaft verfügt nicht über die Mittel, moralische Argumente zu berücksichtigen. Sie kann uns sagen, daß wir bestimmte Dinge tun »sollten«, wenn wir maximale Wirtschaftlichkeit erzielen wollen, und sie hat gute Gründe, uns dazu zu raten, da Ineffizienz die Verschwendung von Ressourcen impliziert. Doch wenn wir moralische Kriterien über den Markt stellen, betrachten wir die dabei eingesetzten Ressourcen eben nicht als verschwendet, sondern als höchst nutzbringend für die Beförderung von Gütern, die sich einer Wirtschaftlichkeitsrechnung entziehen.


  



  4. Transaktionskosten. Der letzte Punkt in diesem Abschnitt ist nicht ganz so wichtig, liegt dafür aber wieder fraglos auf ökonomischem Gebiet. Wer Waren oder Dienstleistungen für Geld anbietet, braucht Vorrichtungen und Verfahren, um Zahlungen einzufordern und abzuwickeln; auch das verursacht Kosten. Wer einen Laden betreibt, muß seine Waren auspreisen, mindestens ein Zahlungsverfahren anbieten, darüber Buch führen, seine Mitarbeiter am Griff in die Kasse hindern, die Einnahmen zur Bank bringen und alle Vorgänge von Buchhaltern kontrollieren lassen. Diese Kosten einzusparen, indem man seine Waren verschenkt, ist im Fall eines Ladens offensichtlich Unfug; es gibt aber Bereiche der Wirtschaft, in denen man kalkulieren muß, ob es sich lohnt, Geld zu verlangen. Ein gutes Beispiel sind Straßennutzungsgebühren, die einzukassieren einen erheblichen Verwaltungsaufwand erforderlich machen würde. Wenn man auf Gebühren verzichten will, muß man die fraglichen Waren und Dienstleistungen selbstverständlich auf andere Weise fi nanzieren, und auch auf andere Weise, also unabhängig vom Markt, entscheiden, wieviel man in welcher Qualität anbietet.


  Auch mit der Beschaffung von Informationen, die die Grundlage geschäftlicher Entscheidungen bilden, sind Transaktionskosten verbunden, mitunter sogar erhebliche. Da dieser Aspekt jedoch die »Markttransparenz« betrifft, behandeln wir ihn unten unter Punkt 8.


  



  II) ungehinderter Markteintritt bzw. -austritt



  


  5. Marktbarrieren. Zugangs- und Austrittsbarrieren sind in vielen Märkten offenbar kaum zu vermeiden. Auch wenn die Bankenkrise gezeigt hat, daß letztere ebenso wichtig sind, werden wir uns hier vor allem mit Zugangsbarrieren befassen. Manche Märkte sind offenbar schlicht zu eng für viele Anbieter: So gibt es weltweit nur zwei Hersteller von Großflugzeugen, Boeing und Airbus. Die Firma Microsoft wiederum dominiert den Markt für Computerbetriebssysteme. Daß mehrere Firmen um die städtische Wasserversorgung konkurrieren, stößt offenbar auf technische Schwierigkeiten. Sobald es zu einem Monopol oder einem Oligopol mit sehr wenigen Anbietern kommt und technische oder organisatorische Zugangsbarrieren für Wettbewerber bestehen, lassen sich Preis und Qualität der Angebote nicht mehr in dem Prozeß bestimmen, den die Rechenmodelle der Ökonomen vorsehen.


  Zwar entschärft zuweilen der technische Fortschritt die Lage - etwa wenn die Erschließung neuer Radiowellenbänder neue Märkte im Telekommunikationssektor eröffnet -, doch fällt es in modernen High-Tech-Ökonomien häufig schwerer als in der klassischen Industriegesellschaft, für echten Wettbewerb zu sorgen. Damit kommen wir auf die oben erwähnten Netzwerk-Externalitäten zurück. Wo immer dem Eigentü- mer eines Netzes aufgrund dieser Eigenschaft Wettbewerbsvorteile erwachsen, stellt dies eine Zugangsbarriere für potentielle Mitbewerber dar. Es ist ein Merkmal bestimmter Netze, daß ihr Nutzen für den Teilnehmer desto größer ist, je mehr Teilnehmer sie umfassen. Das verschafft der Firma, die das Netz entwickelt, enorme Vorteile. Selbst wenn andere Firmen bessere Produkte entwickeln, werden sie Schwierigkeiten haben, sie an den Mann zu bringen, da der Netzentwickler zwangsläufig über ein größeres und deshalb nützlicheres Netzwerk als der Newcomer verfügt. Das Lehrbuchbeispiel dafür ist die Geschichte der rivalisierenden Videoaufzeichnungssysteme Betamax und VHS. Unabhängig voneinander brachten zwei japanische Firmen, Sony und JVC, Systeme zur Aufzeichnung und Wiedergabe von Videobändern auf den Markt, Sony im Jahr 1975, JVC 1977. Nur wenige Jahre später hatte das VHS-System von JVC Sonys Betamax vom Markt verdrängt. Über die Gründe wurde heftig diskutiert, doch spielte zweifellos eine Rolle, daß JVC mehrere Vertriebsnetze im Einzelhandel besaß, die nur das VHS-System anboten. Das kam einer Zugangsbarriere gleich, durch die Sony die Marktteilnahme erheblich erschwert wurde. Inzwischen wurden die Videobänder durch DVDs verdrängt; und die Wirtschaftswissenschaftler folgern daraus, daß solche Probleme in einem offenen, von unternehmerischem Denken bestimmten Markt durch Produktinnovationen gelöst werden. Diese werfen jedoch wieder neue Probleme auf. Das größte aller Netzwerke, das Internet, hat zahllosen Erstanbietern die Möglichkeit eröffnet, Monopole zu etablieren, etwa im Bereich der Suchmaschinen, aus deren Beliebtheit hohe Barrieren für potentielle Wettbewerber resultieren.


  Daß Markthindernisse eine immer größere Rolle spielen, liegt vor allem daran, daß der rasche technische Fortschritt immer neue Produktstandards notwendig macht. Früher wurden solche Standards auf der Grundlage langjähriger Erfahrungen nach Diskussionen mit allen Betroffenen von nationalen oder internationalen Behörden festgelegt. Das gilt etwa für Standardgewichte und -maße ebenso wie für elektrische Stecker und Fassungen oder unser Alphabet. Solche Standards sind öffentliche Güter. Sie können nicht Eigentum eines Unternehmens sein, das anderen verbieten könnte, passende Produkte zu entwickeln. Doch wo der Bedarf an neuen Standards rasch steigt oder sich Standards aufgrund des technischen Fortschritts häufig ändern, bleibt keine Zeit für allgemeine Debatten und formelle öffentliche Genehmigungsverfahren. Wenn viele Firmen unterschiedliche Standards am Markt anbieten und der Bedarf nach Kompatibilität so groß wird, daß die Käufer dafür auf Auswahlmöglichkeiten zu verzichten bereit sind, wird sich einer dieser Standards durchsetzen. Dann bestimmt der Markt den Standard, nicht der Staat. Dabei spielt jedoch häufig nicht die besondere Qualität dieses Standards die Hauptrolle, sondern die marktbeherrschende Stellung des Anbieters. Nicht der Wettbewerb entscheidet dann, sondern dessen Macht, seine proprietären Verfahren aufgrund seines Erstanbieter-Status und der Nutzung von Netzwerkexternalitäten als Industriestandard durchzusetzen. Niemand kann uns zwingen, ein anderes Alphabet zu verwenden. Eine marktbeherrschende Softwarefirma kann aber verhindern, daß das Alphabet, das wir auf unseren Computern verwenden, von anderen gelesen werden kann, indem es die in seinem Besitz befindlichen Standards ändert, nach denen es in elektronische Symbole umgewandelt wird. Allein Großkonzerne sind in der Lage, ihre eigenen Standards zu setzen und damit zu verhindern, daß Mitbewerber Produkte auf den Markt bringen, die dort womöglich auf große Nachfrage stießen.


  Auf ähnliche Weise kann man auch mit Patenten Zugangsbarrieren errichten. Das ist kein banales Problem, da Firmen ohne den Patentschutz keinen Anreiz hätten, in Forschung und Innovation zu investieren. Die Politik versucht, durch die zeitliche Beschränkung der Patente ein Gleichgewicht zwischen Wettbewerb und Innovationsschutz herzustellen. Allerdings haben die Gerichte inzwischen begonnen, auch jenen Eigentumsrechte zuzuerkennen, die lediglich in der Natur vorhandene Materialien analysieren, was weitere Probleme aufwirft. So können Gentechnik-Firmen Patente auf das Erbgut von Feldfrüchten erwerben, die sie zu verändern gedenken. Landwirte in der Dritten Welt dürfen dann das Saatgut fürs nächste Jahr nicht mehr aus ihrer eigenen Ernte beziehen, da das Recht, das betreffende Saatgut zu benutzen, jetzt bei einem Unternehmen liegt. Auch dürfen Forscher, die nicht Mitarbeiter der Firma sind, nicht mehr mit der Pflanze arbeiten.


  



  6. Ungerechte Einkommensverteilung. Angeblich verhindert der Markt, daß es zu krassen Wohlstandsunterschieden kommt, da hohe Gewinne in einem Marktsegment Mitbewerber anlocken, wodurch das Angebot steigt und Preise und Gewinne sinken. Das heißt jedoch nicht, daß eine rein auf Wettbewerb setzende Gesellschaft hochgradig egalitär wäre; vielmehr würden in ihr all jene reich, die Neuerungen durchsetzen oder seltene Fertigkeiten besitzen. Allerdings würde der Wettbewerb dafür sorgen, daß die Einkommensunterschiede nicht zu groß werden. Das trifft allerdings dann nicht zu, wenn es Zugangsbarrieren gibt, die die Erfolgreichen vor neuer Konkurrenz schützen. Geht es zunächst nur um die unterschiedlichen Profite verschiedener Firmen, weitet sich das Prinzip anschließend auf die gesamte Gesellschaft aus. Extreme Unterschiede bei Einkommen und Vermögen sind eine sekundäre Folge hoher Zugangsbarrieren. Darum ist der ökonomische Trend, der in den vergangenen dreißig Jahren zum Aufkommen globaler Großkonzerne geführt hat, die von Netzwerkexternalitäten profitieren und ihre eigenen Standards setzen, mit einer Zunahme der Unterschiede bei Vermögen und Einkommen in den Industriegesellschaften einhergegangen und hat die lang andauernde Tendenz zu mehr Chancengleichheit umgekehrt.


  



  III) Konstant hohes Transaktionsvolumen



  


  7. Sinkende Nachfrage aufgrund von Vertrauenskrisen. Die Vitalität einer Marktwirtschaft wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß einige wenige Dinge, etwa abgelegene Bauernhäuser, kaum nachgefragt werden. Doch wenn es zu einem allgemeinen Verlust der Zuversicht kommt, die Käufer sich generell aus den Märkten zurückziehen und die Hersteller ihre Produktion herunterfahren, weil sie fürchten müssen, auf ihren Waren sitzenzubleiben, scheitert der Markt als Ganzes. Solche Vertrauenskrisen können auftreten, wenn die Verbraucher erhebliche Einkommensminderungen oder erhebliche Preissteigerungen für bestimmte Waren befürchten. Für die Wirtschaftstheorie resultiert diese Form des Marktversagens allein aus »exogenen Schocks«: einer Naturkatastrophe, einem Krieg oder einer Wirtschaftskrise in einem anderen Teil der Welt. In der Regel bestreiten die Ökonomen, daß solche Krisen auch auf Erschütterungen innerhalb des Marktes zurückgehen können, da ja der Theorie nach alle Marktteilnehmer über alle notwendigen Informationen verfügen und deshalb rechtzeitig Maßnahmen gegen eine sich abzeichnende Krise ergreifen können. Dagegen spricht zweierlei. Erstens haben wir es in der Realität nie mit einer reinen Marktwirtschaft zu tun; wenn wir eine solche herbeiführen könnten, ließen sich Wirtschaftskrisen womöglich tatsächlich mildern. Doch bis auf weiteres befinden wir uns in einer ökonomi schen Umgebung, die regelmäßig Erschütterungen hervorbringt. Zweitens ist es, wie wir unten sehen werden, praktisch unmöglich, über alle notwendigen Informationen zu verfügen.


  Wenn eine Wirtschaft extrem wettbewerbsorientiert, aber auch intransparent und daher anfällig für Erschütterungen ist, werden die Lebensumstände der arbeitenden Bevölkerung hochgradig instabil. Wenn es keine Kräfte mehr gibt, die sich gegen drohende Krisen stemmen, werden sie dazu verleitet, Kaufzurückhaltung und Konsumverzicht zu üben, um ihr Geld lieber für die ungewisse Zukunft beiseite zu legen. Wenn sie dies in großem Maßstab tun, brechen die Märkte zusammen. Und genau das geschieht bei einer Rezession.


  



  IV) Markttransparenz



  


  8. Schwierigkeiten bei der Informationsbeschaffung. In der Praxis ist der Forderung, daß alle Marktteilnehmer über alle relevanten Informationen verfügen, nur schwer zu genügen. Das liegt vor allem daran, daß Informationen in einer Marktwirtschaft in der Regel selbst einen Preis haben; ihr Erwerb ist denn auch ein wichtiger Faktor der Geschäftskosten, zumeist gar der größte (vgl. oben zum Thema Transaktionskosten).


  Die Probleme der Informationsbeschaffung gewinnen an Bedeutung, je komplexer eine Wirtschaft etwa aufgrund des hohen Entwicklungsgrads von Produkten oder Finanzinstrumenten ist. Daher ist anzunehmen, daß sie heute eine größere Rolle spielen als früher. Der Verbraucher steht vor der Frage, ob es sich lohnt, alle zur Verfügung stehenden Informationen zu beschaffen - die er allerdings erst beantworten kann, nachdem er sich sämtliche Informationen beschafft hat. In der Praxis hängt der Erwerb von Informationen daher nicht davon ab, ob sie ihren Preis wert sind, sondern davon, ob wir sie uns leisten können. Mit anderen Worten: Wir werden wahrscheinlich desto mehr Informationen erwerben, je wohlhabender wir sind; infolgedessen werden die Wohlhabenden wirtschaftlichere Entscheidungen treffen und infolgedessen noch reicher werden.


  Das erklärt auch, warum wir derzeit ein Zunehmen sozialer Ungleichheiten erleben, nachdem die Geschichte der Demokratie lange Jahre von Bemühungen um deren Abbau geprägt war. Das Problem stellt sich besonders auf Finanzmärkten, wo die Reichen ihre Entscheidungen auf den Rat hochprofessioneller Experten stützen können, was ihnen ermöglicht, ihr Einkommen schneller zu steigern als Kleinanleger. Auch sind Organisationen bei der Informationsbeschaffung gegenüber Individuen im Vorteil. Das bedeutet, daß die Anbieter wahrscheinlich besser informiert sind als ihre Kunden (sofern diese nicht ebenfalls Unternehmen sind), Arbeitgeber besser als Arbeitnehmer und große Firmen besser als kleine.


  Selbst die Annahme, daß alle Marktteilnehmer, auch die finanzstarken, sich aus rationalen Gründen um Informationen bemühen werden, ist fraglich. Der amerikanische Ökonom Eugene Fama stellte in den siebziger Jahren die These auf, daß Aktienpreise vollkommen effizient seien, da bei ihrer Bildung sämtliche vorhandenen Informationen berücksichtigt würden. Wenn man annimmt, daß rationale Anleger sich alle relevanten Informationen über eine Firma verschaffen, bevor sie ihr Geld investieren, müssen die Aktienpreise die Leistungsfähigkeit dieser Firma korrekt abbilden, da sie ja die Einschätzungen dieser wohlinformierten Anleger widerspiegeln. Diese Überlegung ermöglichte einen neuen Ansatz in der Unternehmensführung: Vorstandsvorsitzende müssen ihr ganzes Streben demnach nurmehr darauf richten, die Aktienkurse ihrer Firma nach oben zu treiben. Dies wiederum be förderte die Entwicklung von Derivaten und die Entstehung sekundärer Märkte, die seit den neunziger Jahren außerordentliche Temposteigerungen des Aktienhandels ermöglichten. Die Preise, zu denen Aktien und Wertpapiere gehandelt wurden, wurden damit zum einzigen Maßstab für den Wert eines Unternehmens. Für das Wachstum des Aktienmarkts schien nur noch eine einzige, selbstreferentielle Information notwendig: der vom selben Markt gebildete Preis, der eine »höhere« Realität als die reale Wirtschaft widerspiegelte.


  Diese Entwicklung ist ursächlich für die Finanzkrise 2008/ 2009. Anstatt Anreize für die Beschaffung von Informationen zu geben, verleiteten die Finanzmärkte die Akteure zum genauen Gegenteil. Sie glaubten, sich voll und ganz auf eine sehr schmale Informationsbasis, eine einzige Kennzahl stützen zu können - den Aktienpreis, der angeblich alle notwendigen Informationen widerspiegelte. Allerdings wurde dieser Preis in hohem Maße von Annahmen und Spekulationen sowie Annahmen und Spekulationen über die Annahmen und Spekulationen anderer beeinflußt. Das ganze Gebilde fiel wie ein Kartenhaus zusammen, als sich einige dieser Annahmen als falsch erwiesen.


  



  V) Trennung von Wirtschaft und Politik



  


  9. Unerwünschte Verflechtungen. Die Trennung von Wirtschaft und Politik, die das Marktmodell erfordert, ist aus drei Gründen schwierig. Erstens ist der Staat die Hauptquelle für Maßnahmen gegen Marktversagen. Zweitens ist der Markt auf ein funktionierendes Rechtssystem angewiesen; das betrifft mindestens die Etablierung eines anerkannten Zahlungsmittels und Maßnahmen gegen dessen Fälschung, weiterhin auch Sanktionen gegen Vertragsbruch und den Schutz von Patenten und Urheberrechten. Manches davon kann der Markt selbst bereitstellen. So könnte man etwa jedem Marktteilnehmer, der gegen gewisse Grundregeln verstößt, indem er ungültige Zahlungsmittel verwendet, Verträge nicht einhält oder die Urheber- und Patentrechte mißachtet, mit dem Ausschluß vom Markt drohen. Wenn wir unterstellen, daß es in seinem Interesse liegt, am Markt zu bleiben, sollte das für ein gewisses Maß an Wohlverhalten sorgen. Doch diese Form der Selbstregulierung funktioniert nur auf kleinen Märkten, auf denen die Marktteilnehmer einander kennen und sich Nachrichten über Fehlverhalten rasch verbreiten. Auf solchen Märkten mag man ohne ein unabhängiges Rechtssystem auskommen, nicht aber auf effizienteren und größeren Märkten, und ganz bestimmt nicht auf dem Weltmarkt. Einer der Vorteile des Markts liegt gerade darin, daß er Geschäfte mit Handelspartnern an fernen Orten ermöglicht, mit denen ohne ihn kein Kontakt zustande kommen würde. Bei solchen Geschäften können wir uns kaum auf unsere persönliche Einschätzung des Geschäftspartners verlassen, sondern benötigen Mechanismen, die das Handeln mit vollkommen Fremden erleichtern. Deshalb versucht ein Unternehmen wie Ebay die Anonymität des Internets durch Elemente eines traditionellen Marktplatzes aufzubrechen und fordert Käufer und Verkäufer nachdrücklich auf, ihre jeweiligen Geschäftspartner öffentlich zu bewerten. Das ist ein Beispiel dafür, wie der Markt seine Probleme ohne Eingriff von außen lösen kann; erleichtert wird es allerdings dadurch, daß unter den Ebay- Benutzern so etwas wie Pioniergeist herrscht. Daß der Bedarf an herkömmlichen Rechtsmitteln durch entsprechende Einrichtungen sinkt, ist daher kaum zu erwarten.


  Das Recht spielt nämlich eine viel grundlegendere Rolle. So können wir weder Verträge schließen noch ihre Erfüllung fordern, ohne ein Recht auf Eigentum zu haben, da ein Vertragsbruch als Schädigung von Eigentumsrechten definiert ist.


  


  Auch eine Vergütung für die Erfüllung eines Vertrages können wir nur beanspruchen, sofern wir sie als Eigentumsrecht definieren. Vielen US-Amerikanern ist das nicht klar. Zum nationalen Gründungsmythos der USA gehört der Glaube, alles Eigentum verdanke sich den Bemühungen der Pioniere des Wilden Westens und später denen der Streitkräfte. (Daß der Staat Eigentumsrechte an Grund und Boden an die Pioniere vergeben hat, haben sie vergessen.) Der durch zahllose Filme verbreitete Mythos ist mitverantwortlich dafür, daß die Amerikaner an das Recht auf Waffenbesitz ebenso glauben wie daran, daß staatliche Ordnungssysteme für die Aufrechterhaltung einer Marktwirtschaft völlig überflüssig seien. Daß das nicht stimmt, zeigt schon die schiere Menge lukrativer Wirtschaftsverfahren vor den amerikanischen Gerichten. Zudem kam, wie William Roy anhand der Geschichte des Kapitalismus in den USA nachweist, der kapitalistische Markt erst dann so richtig in Schwung, als der Staat einige der Risiken, die mit großen Investitionen einhergehen, absicherte und damit vergesellschaftete.


  Sosehr die Wirtschaft in dieser Hinsicht vom Staat abhängig ist, so sehr kann sie auf der anderen Seite Einfluß auf die Politik nehmen. In einer Demokratie läßt sich kaum verhindern, daß Wohlstand mit politischem Einfluß einhergeht. Der Wohlhabende kann mit Hilfe seines Geldes gleichgesinnte Politiker und Parteien unterstützen oder andersdenkende von seiner Meinung zu überzeugen versuchen. Er kann die öffentliche Meinung mit Kampagnen beeinflussen oder Zeitungen und andere Medien, deren Besitzer er ist, zu diesem Zweck instrumentalisieren. Obwohl sowohl Demokratie als auch Marktwirtschaft sich dazu bekennen, den Einfluß der Reichen eindämmen zu wollen, tragen sie auf ihre jeweilige Weise zum Gegenteil bei. So kommt das Geld für teure politische Kampagnen, die auf die Meinungen der vielen zielen, in der Regel von den wenigen Reichen. Sosehr die Marktwirtschaft auf die Trennung von Wirtschaft und Politik pocht, so wenig unternimmt sie dagegen, daß der auf dem Markt erworbene Reichtum zur Beeinflussung der Politik genutzt wird - unter anderem, um sich damit neuerlich Marktvorteile zu verschaffen. Macht und Reichtum sind konvertierbare Währungen. Auch dadurch vergrößert sich die Ungleichheit in marktwirtschaftlich geprägten Gesellschaften. Die Konzentration des Vermögens - die von einigen der oben erwähnten Marktversagen befördert wird - führt dazu, daß sich einige wenige Personen und Unternehmen politischen Einfluß kaufen können. Mit diesem verschaffen sie sich Marktvorteile und werden noch reicher, was es ihnen ermöglicht, ihren Einfluß zu vergrößern und immer so weiter.


  Von allen Formen des Marktversagens sind daher jene die gefährlichsten, welche die unverhältnismäßige Konzentration von Wohlstand befördern, da sie sowohl den Markt als auch die Demokratie unterhöhlen. Wie wir oben mehrfach gesehen haben, weisen viele Trends der zeitgenössischen Ökonomie in diese Richtung.


  Es stellt sich also die Frage, wie die Politik gegen jene Marktversagen vorzugehen versucht. Zuvor ist jedoch ein Zwischenschritt nötig. Bislang haben wir uns mit einem rein neoklassischen Marktmodell befaßt. Dieses ist allerdings in mehrerer Hinsicht unrealistisch, vor allem, was die Rolle marktdominierender Großkonzerne angeht. Neuere Theorien haben dies zu berücksichtigen versucht, weshalb wir sie bei der Untersuchung der Möglichkeiten staatlicher Maßnahmen gegen Marktversagen ebenfalls berücksichtigen müssen.


  


  Verwendete Literatur


  


  Green, Donald/Ian Shapiro (1999), Rational Choice. Eine Kritik am Beispiel von Anwendungen in der politischen Wissenschaft, übersetzt von Annette Schmitt, München: Oldenbourg Verlag.


  Hirschman, Albert O. (2010), Leidenschaften und Interessen. Politische Begründungen des Kapitalismus vor seinem Sieg, übersetzt von Sabine Offe, Berlin: Suhrkamp Verlag.


  HM Treasury (2004), Microeconomic Reform in Britain. Delivering Opportunitiesfor All, herausgegeben von Ed Balls, Joe Grice und Gus O'Donell, London: Palgrave Macmillan.


  Kay, John (2007), »The failure of market failure«, in: Prospect 137, online verfügbar unter: {http://www.prospectmagazine.co.uk/2007/08/thefailureof- marketfailure} (Stand: Mai 2011).


  Roy, William G. (1997), Socializing Capital. The Rise of the Large Industrial Corporation in America, Princeton (NJ): Princeton University Press.


  3. MARKTBEHERRSCHENDE KONZERNE


  »Es ist eine Tatsache, daß eine der wichtigsten politischen Trennlinien in freiheitlichen Gesellschaften [hier] verläuft: Die Vertreter der einen Seite fürchten die Macht der Privatwirtschaft und sind bereit, dem Staat größere Befugnisse zu ihrer Eindämmung einzuräumen; die der anderen Seite fürchten die Ausweitung staatlicher Macht und sind deshalb eher bereit, die Macht der Wirtschaft zu tolerieren.« Giuliano Amato, Antitrust and the Bounds of Power, a. a. O, S. 4


  



  Die Verflechtung von Unternehmen mit Staat und Politik stellt für eine Marktwirtschaft immer ein Problem dar. Im Falle jener Unternehmen, die wir hier Großkonzerne oder »Marktgiganten« nennen wollen, verschärft es sich jedoch erheblich. Ein Marktgigant ist ein Unternehmen, das eine marktbeherrschende Stellung einnimmt, den Markt also mit Hilfe seiner Organisationsmacht selbsttätig manipulieren kann, und das darüber hinaus in mehreren Ländern tätig ist. Erst wenn beide Kriterien erfüllt sind, sprechen wir hier von einem Marktgiganten oder Großkonzern. Es gibt heute viele relativ große Firmen, die Filialen in mehreren Ländern unterhalten, aber weit von einer marktbeherrschenden Position entfernt sind. Solange sie keine Monopolstellung innehaben, unterliegen sie jedoch dem Gesetz von Angebot und Nachfrage und spielen deshalb für unsere Diskussion hier keine Rolle. Entscheidend für uns ist das politische Problem, das Marktgiganten darstellen, da die marktbeherrschende Stellung mit politischem Einfluß einhergehen kann und transnationale Unternehmen zuweilen in der Lage sind, Staaten gegeneinander auszuspielen.


  Auf dem perfekten Markt, den die neoklassische Wirtschaftstheorie postuliert, gilt das Unternehmen als ein Nexus von Verträgen, durch die Ressourcen aus verschiedenen Märkten an einem Ort gebündelt werden. Die Geschäftsführung will Gewinn erwirtschaften und richtet ihre Entscheidungen rein rational allein an dem aus, was der Markt als den erfolgversprechendsten Weg dorthin signalisiert. Unternehmen, die das nicht tun, werden von ihren Konkurrenten überflügelt und verschwinden vom Markt. Die Mitarbeiter eines Unternehmens sind demnach nicht mehr als Rechenmaschinen, die den bestmöglichen Profit in einer gegebenen Situation kalkulieren. Auch das anglo-amerikanische Wirtschaftsrecht betrachtet Unternehmen nicht als komplexe Organisationen, sondern als Individuen. Allerdings geht es in den real existierenden kapitalistischen Volkswirtschaften durchaus anders zu, als es das neoklassische Modell vorsieht. Wie wir gesehen haben, gibt es auf vielen Märkten Zugangsbarrieren - etwa weil hohe Investitionen in Forschung und Entwicklung oder gewaltige Vertriebsnetze erforderlich sind -, weshalb nur einige wenige Unternehmen den Weltmarkt und gewisse nationale Märkte unter sich aufteilen.


  Daß ein Unternehmen, insbesondere ein großes, nicht nur ein Nexus von Verträgen, sondern eine eigenständige Organisation ist, wurde in der Wirtschaftswissenschaft erstmals in den dreißiger Jahren des vergangenen Jahrhunderts anerkannt, als Ronald Coase (1937) seine Theorie des Unternehmens entwickelte. Deren zentrale Idee läßt sich am besten am Beispiel des Arbeitsmarkts erklären. Wenn eine Firma Arbeitskraft einkaufen will, schließt sie Verträge mit Arbeitnehmern, die sich verpflichten, für eine bestimmte Entlohnung bestimmte Leistungen zu erbringen; falls nach Abschluß dieser Arbeiten weitere anstehen, wird ein neuer Vertrag geschlossen. Das ist die übliche Praxis bei nur gelegentlich anfallenden Tätigkeiten, etwa der Ausarbeitung einer neuen Werbestrategie. Wenn Firmen auf diese Weise vorgehen, ver halten sie sich vollkommen konform mit der Markttheorie. Wenn sie jedoch die Erledigung wiederkehrender Arbeiten auf unbestimmte Zeit wünschen oder ihre Arbeitnehmer in eine »Unternehmenskultur« einbinden wollen, wird es unwirtschaftlich, immer neue Verträge mit wechselnden Arbeitnehmern abzuschließen. Sie bieten daher »unbefristete Arbeitsverträge« an und versprechen dem Arbeitnehmer, ihm auf Dauer einen Lohn zu zahlen, wenn er sich der Autorität der Unternehmensleitung langfristig unterwirft und deren Anweisungen befolgt. Eine solche Form der »Anstellung« ist wohl den meisten von uns vertraut. Das Unternehmen wird dadurch allerdings zweifellos mehr als ein Nexus von Verträgen: nämlich eine Organisation, die über eine interne Hierarchie verfügt. Sie schließt nicht mehr Verträge mit theoretisch gleichrangigen Sub-Unternehmern ab, sondern teilt dauerhaft Angestellten Arbeitsaufträge zu.


  In der orthodoxen Wirtschaftswissenschaft spielt diese Theorie des Unternehmens vor allem in bezug auf die Entscheidung zwischen zwei Alternativen eine Rolle. Wer seine Mitarbeiter ständig neu rekrutiert, kann stets das günstigste Angebot am Markt wählen, muß aber aufwendig nach neuen Mitarbeitern und Lieferanten suchen und diese entsprechend einarbeiten. Eine feste Firmenhierarchie hingegen sichert Kontinuität und verringert die Beschaffungskosten, allerdings um den Preis einer gewissen Ineffizienz, da der Markt, also die Konkurrenz, weitgehend ausgeschlossen bleibt. Die meisten großen Unternehmen evaluieren das Verhältnis zwischen beiden Vorgehensweisen von Zeit zu Zeit und ändern es, sofern dies rentabler erscheint. Der amerikanische Ökonom Oliver Williamson hat Coases Überlegungen in mehreren Büchern (1975; 1985; mit Masten 1995) auf eine Vielzahl von organisatorischen Problemen in Unternehmen erweitert. Etwa auf die Informationsbeschaffung, die, wie wir im vori gen Kapitel gesehen haben, ein erheblicher Kostenfaktor sein kann. Auch wenn die neoklassische Theorie postuliert, daß rationale Akteure über alle notwendigen Informationen verfügen, sind diese in Wirklichkeit nicht ohne Aufwand zu beschaffen. Das ist einer von mehreren Gründen, aus denen Unternehmen organisatorische Strukturen einrichten, um solche Aufgaben zu erledigen. Verfügt ein großes Unternehmen über solche Organisationsstrukturen, kann es frei entscheiden, wann es sich auf dem Markt versorgt und wann es eigene Ressourcen verwendet. Damit verfügt es über die Möglichkeit strategischen Handelns. Es agiert nicht völlig unabhängig vom Markt, sondern ist nach wie vor auf diesen angewiesen, um erfolgreich ein- und verkaufen zu können. Es hat aber zusätzlich die Möglichkeit, aus eigenem Antrieb zu handeln und seine Organisationsstruktur zu nutzen, um Märkte zu beeinflussen, anstatt ihnen ausgeliefert zu sein. Ein solches Unternehmen muß nicht abwarten, ob der Markt eine Nachfrage nach einem gewissen Produkt signalisiert, es kann diese Nachfrage mittels Marketing und Werbekampagnen selbst erzeugen. Das verschafft ihm Vorteile gegenüber kleineren, vom Markt abhängigen Firmen und verändert auch die Beziehung zu seinen Kunden, wenigstens sofern diese Endverbraucher nicht andere Unternehmen sind. Die Symmetrie von Käufer und Verkäufer, die für die Theorie der Marktwirtschaft im allgemeinen und für die Idee des souveränen Konsumenten im besonderen von grundlegender Bedeutung ist, wird beträchtlich verzerrt, wenn der Verkäufer die Vorlieben des Käufers einseitig manipulieren kann.


  Das bedeutet keineswegs, daß Marktgiganten per se böse sind; glücklicherweise, da unser Wohlstand ohne sie kaum möglich wäre. Es bedeutet allerdings durchaus, daß sie der Souveränität des Verbrauchers und den Kräften des freien Marktes in deutlich geringerem Maße unterworfen sind, als die neoliberale Rhetorik uns glauben machen will. Wenn man uns unablässig versichert, daß »mehr Marktwirtschaft« unser Leben erleichtere, »mehr Marktwirtschaft« tatsächlich aber »mehr Marktgiganten« bedeutet, sind wir aufgerufen, uns eingehender mit den gesellschaftspolitischen Folgen dieser Entwicklung zu befassen.


  



  Die Unverzichtbarkeit des Kartellrechts


  



  Die zu Beginn dieses Kapitels zitierten Zeilen stammen aus einer vergleichenden Studie über US-amerikanische und europäische Ansätze bei der Eindämmung der Macht von Unternehmen. Ihr Verfasser ist Giuliano Amato, ein Jurist, der in Italien verschiedene hohe politische Ämter einschließlich dem des Ministerpräsidenten innehatte. In seinem Buch behandelt er einige zentrale Probleme der Marktwirtschaft, etwa die Frage, ob der Markt vor allem Wettbewerb und breite Konkurrenz ermöglichen soll, wie die orthodoxe Ökonomie betont, oder ob er vor allem Wohlstand hervorbringen soll, auch wenn das mit der Herausbildung von Großkonzernen und der Einschränkung der Auswahlmöglichkeiten des Verbrauchers einhergeht. Wenn man für ersteres plädiert und unterstellt, daß an bestimmten, für Konzentration anfälligen Märkten nur dann eine hohe Anzahl von Anbietern gewährleistet werden kann, wenn es kartellrechtliche Vorschriften gibt: Welches Maß an staatlicher Intervention zur Erhaltung des Wettbewerbs ist dann akzeptabel? Die Formulierung dieses Dilemmas bringt erhebliche Unordnung in die abgedroschene Gegenüberstellung »Staat oder Markt«. Das verdankt sich der Einführung einer dritten Variablen in die Gleichung, nämlich des Großkonzerns. In politischen Debatten wird zumeist stillschweigend vorausgesetzt, daß die Unternehmen auf der Seite des Marktes stünden. Doch was ist, wenn sich ein Großkonzern und der Staat gegen den Markt verbünden? Oder Staat und Markt gegen einen Großkonzern? Tatsächlich ist beides möglich, und solche Allianzen werden geschlossen. In obigem Zitat bezieht sich Amato auf das Verhältnis zwischen den Unternehmen und dem Staat, mit dem wir uns gleich beschäftigen werden. Zunächst jedoch müssen wir erkunden, wie es dazu kommt, daß wir zwischen dem Markt und den Unternehmen unterscheiden müssen.


  Die am Anfang des 20. Jahrhunderts in den USA erlassenen Antitrustgesetze zielten darauf ab, die Macht von Privatunternehmen einzuschränken. Begrenzt wurde das Maß, in dem eine Firma oder Firmengruppe bestimmte Märkte dominieren konnte. Ein gutes Beispiel ist die Regulierung des Finanzwesens. Über Jahrzehnte war es amerikanischen Banken gesetzlich untersagt, Filialen in anderen Bundesstaaten zu unterhalten. Damit wurde der Pluralismus, das zentrale Credo der amerikanischen Politik, gestärkt. Für Wirtschaft und Demokratie war es gleichermaßen wichtig, daß es keine Machtkonzentrationen gab, die stark genug waren, den Wettbewerb auszuhebein; die Bürger sollten stets Wahlmöglichkeiten haben und dadurch den Unternehmen wie auch den Politikern mehr oder weniger auf Augenhöhe gegenübertreten können, die sie andernfalls dominiert hätten. Außerdem wollte man den Spielraum erhalten, der Neulingen den Zutritt zu den Märkten oder zur politischen Arena ermöglicht. Da ökonomische Macht in politische Macht umgemünzt werden kann, schützte die Antitrustpolitik nicht nur den Markt, sondern zugleich den Pluralismus der Demokratie.


  Es erwies sich jedoch als unmöglich, auf allen Märkten für niedrige Zugangsbarrieren und uneingeschränkten Wettbewerb zu sorgen, da die Effizienzvorteile von Konzernen, die in der Regel durch Unternehmenszusammenschlüsse, nicht durch auf dem Erfolg der Produkte beruhendes Wachstum zustande kamen, immer größer wurden. Der verzweifelte Versuch, das Idealbild des Amerikas der kleinen Städte und kleinen Firmen zu bewahren, zwang die Regierung, Wettbewerbsverstöße im Kartellrecht immer enger zu fassen, wodurch der Staat am Ende in die kleinsten Einzelheiten der Unternehmensführung eingriff. Dies war ein Affront für die Interessen mächtiger Unternehmen und bestärkte auch den in Teilen der US-Politik gehegten Argwohn, daß staatliche Interventionen, auch wenn sie kleine Firmen und lokale Unternehmer schützen sollen, eine Form des Kommunismus darstellten. Ökonomen und Juristen vornehmlich der University of Chicago sowie Firmenanwälte, die große Unternehmen im Kampf gegen die Antitrustgesetze vor Gericht vertraten, entwickelten Thesen, denen zufolge es für das Funktionieren des liberalen kapitalistischen Modells nicht mehr auf Wettbewerb und vielfältige Konkurrenz ankomme. Es entstand eine neue Wirtschaftstheorie, die große, marktdominierende Firmen bevorzugte.


  Ironischerweise war dieser Entwurf, der darauf abzielte, den Staat aus der Wirtschaft herauszuhalten, von Anfang an eine politische Aktion. Die beiden Juristen Robert Bork und Richard Posner, die die Hauptrollen dabei spielten, die Ausrichtung des Kartellrechts umzukehren, wurden unter Präsident Ronald Reagan zu Richtern ernannt, dessen neoliberale Regierung zudem verschiedene Gesetze erließ, die für das Projekt vorteilhaft waren.


  Damit kommen wir auf unsere Ausgangsfrage zurück. Verstehen wir unter wirtschaftlichem Wettbewerb eine Situation, in der zahlreiche Firmen auf dem Markt präsent sind, die konstanten Wettbewerbsdruck aufeinander ausüben und dem Verbraucher eine große Auswahl eröffnen? Oder geht es um eine Wirtschaft, in der man dem Wettbewerb erlaubt, an sein logisches Ende zu gelangen, an dem schwächere Firmen von stärkeren verdrängt werden und die wenigen Uberlebenden dem Verbraucher nurmehr eine geringere Auswahl lassen? Die klassische Antwort des amerikanischen Kartellrechts und der deutschen Theoretiker des Ordoliberalismus war ersteres. Genau dies kehrten die Ökonomen der Chicagoer Schule um. Dazu mußte die Idee, daß die Wahlfreiheit der Verbraucher das höchste aller Güter sei, die bei der Verbreitung des amerikanischen Modells in der Welt eine Hauptrolle gespielt hatte, entthront werden. Die Vertreter der neuen Theorie haben sich nie bemüht, diesen speziellen Aspekt ihrer Argumentation bekannt zu machen, obwohl sie ihre allgemeinen Überlegungen zu einer von »staatlichem Interventionismus« freien Marktwirtschaft eifrig popularisierten, wie etwa Milton und Rose Friedman in einer Fernsehserie und ihrem darauf folgenden Buch Free to Choose (1980). Die ernsthaften wissenschaftlichen Veröffentlichungen erzählen jedoch eine andere Geschichte.


  Laut Bork (1978) und Posner (2001) geht es nicht darum, welche Auswahl die Verbraucher tatsächlich treffen, sondern darum, unter welchen Umständen es am wahrscheinlichsten ist, daß sie viele Wahlmöglichkeiten haben. Dies sei logischerweise dann der Fall, wenn der Wohlstand der gesamten Volkswirtschaft wachse. Wenn größere Unternehmen wirtschaftlicher und effizienter agierten als kleinere und diese deshalb aufkaufen könnten, diene dies der »Konsumentenwohlfahrt«, selbst wenn es zu weniger Wettbewerb und einer geringeren Auswahl an Waren führe. Darum sollten die Gerichte in Kartellverfahren dasjenige Ergebnis herbeiführen, das für die Maximierung nicht der Wahlfreiheit, sondern der Wohlfahrt der Verbraucher am sinnvollsten wäre.


  Während die Wahlfreiheit der Konsumenten ein demokratisches Konzept ist, bei dem der einzelne Verbraucher selbst entscheidet, was er will, ist die Idee der »Konsumentenwohlfahrt« ein technokratisches Konzept: Hier entscheiden Richter und Wirtschaftswissenschaftler, was gut für den Verbraucher ist. Es handelt sich um eine zutiefst patriarchalische Idee, die, zumal wenn der Staat sie sich zu eigen macht, den Verdacht der Bevormundung nahelegt. Verbrauchern, die sagen, ihnen seien viele kleine Läden lieber als ein Supermarkt, würde man entgegenhalten, es könne nicht in ihrem rationalen Interesse sein, weniger Wirtschaftlichkeit zu wollen. (In Wirklichkeit werden sie natürlich gar nicht erst gefragt, weil die Verbraucher am Markt keine Stimme haben - es sei denn, Firmen führen im Rahmen der Marktforschung Konsumentenbefragungen durch -, sondern ihre Vorlieben einzig durch ihre Kaufentscheidungen anzeigen.) Zudem ist es, dem erheblichen rhetorischen Aufwand zum Trotz, mit dem die einschlägigen amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler das Gegenteil behaupten, kein individualistisches, sondern ein kollektivistisches Konzept. Die »Konsumentenwohlfahrt« soll als genereller Effizienzgewinn der gesamten Volkswirtschaft verstanden werden. Wie wir unten sehen werden, kümmert sich die Theorie nicht darum, wie dieser Gewinn unter konkreten Personen verteilt wird. Es reicht ihr, daß ein gesamtwirtschaftlicher Nettogewinn erzielt wird, ganz egal, wo er sich niederschlägt.


  Diese Theorie bevorteilt das Großunternehmen; ihren Kern bildet das Argument, daß Unternehmenszusammenschlüsse und Fusionen, aus denen Großkonzerne hervorgehen, die gesamtwirtschaftliche Effizienz stets vermehren. Die logische Grundlage für diese Ansicht ist die These, daß rationale Unternehmen nur dann Übernahmeangebote abgeben werden, wenn sie davon überzeugt sind, daß sie ihre Wirtschaftlichkeit durch die Übernahme verbessern, was sich im Preis, den sie für die Aktien des Übernahmekandidaten bie ten, widerspiegelt. Jüngere Forschungen haben diese Annahmen in Frage gestellt, indem sie gezeigt haben, daß die durch Übernahmen gemachten Gewinne zuweilen mit Effizienzverlusten einhergehen. Eine große Rolle spielen auch Netzwerkexternalitäten sowie die Fähigkeit großer Unternehmen, Industriestandards zu setzen. Wie wir im vorigen Kapitel gesehen haben, haben Großkonzerne in puncto Marketing, Werbung und Vertrieb große Vorteile, selbst wenn ihre Produkte schlechter sind als die kleinerer Konkurrenten.


  Außerdem verfügen Großkonzerne zumeist über beträchtlich mehr Informationen als ihre Kunden, es sei denn, diese sind ihrerseits Großunternehmen. Unter dem Aspekt der Wahlfreiheit der Verbraucher ist dies äußerst problematisch, unter dem der Konsumentenwohlfahrt spielt es keine Rolle. Wenn ein unzulänglicher Informationsstand es wahrscheinlicher macht, daß die Kunden ein Produkt kaufen, wird das die Gewinne steigern und damit auch das Gesamteinkommen der Volkswirtschaft - infolgedessen ist der Konsumentenwohlfahrt Genüge getan.


  Gegen den Rat der Chicagoer Ökonomen versuchen Verbraucherschützer, solche Praktiken einzudämmen. Parlamente beschließen Informationsvorschriften, und die Europäische Kommission besteht darauf, daß Firmen in den sogenannten Network-Industrien ihren Wettbewerbern Zugang zu ihren Plattformen gewähren. Die Existenz solcher Eindämmungsversuche allein zeigt allerdings schon, was Großkonzerne tun würden, wenn man sie sich selbst überließe, und wie sie handeln, wenn sie neue Gebiete erschließen, auf denen sie Standards setzen können: nicht zum Zwecke des Verbraucherschutzes, sondern zu dem der Gewinnmaximierung gegen die subjektiven Interessen der Verbraucher - wenn auch nicht gegen ihre »Wohlfahrt« gemäß der cleveren neoliberalen Definition.


  


  Das klassische Kartellrecht sowohl in den USA als auch in Europa berücksichtigte die Interessen unterschiedlicher Akteure, die für eine Wirtschaftsordnung unverzichtbar sind: natürlich die der Aktionäre, aber auch die der Verbraucher; zudem bestand der Wunsch, kleine und mittlere Unternehmen zu erhalten. Die Berücksichtigung aller dieser Aspekte brachte Probleme für die Wettbewerbsordnung mit sich: Wessen Interessen sollte der Gesetzgeber schützen, die der Aktionäre, die ihrem Unternehmen durch Fusionen das Setzen von Standards ermöglichen wollten, oder die kleinerer Firmen, die Netze oder Standards nutzten, um den Markt zu erreichen, oder die der Verbraucher, die eine möglichst große Auswahl haben wollten? Das anglo-amerikanische Recht hat das Dilemma unter dem Einfluß der Neoliberalen erheblich vereinfacht: Allein den Interessen der Aktionäre hat ein Unternehmen zu dienen. Wir werden einige der dadurch aufgeworfenen Probleme weiter unten und in späteren Kapiteln untersuchen; erst einmal aber konzentrieren wir uns auf den Aspekt, der für die von den Chicagoer Ökonomen bewirkten Änderungen des Kartellrechts und die Rolle der Verbraucher dabei relevant ist.


  Die Argumentation, daß allein die Aktionärsinteressen zu berücksichtigen seien, funktioniert gut, solange man von uneingeschränktem Wettbewerb ausgehen kann. Auf einem freien Markt sind Aktionäre nur dann in der Lage, ihre Dividenden zu maximieren, wenn die Verbraucher mit den Produkten des Unternehmens zufrieden sind, da sie sonst zur Konkurrenz überlaufen. Sobald jedoch Wettbewerbsbeschränkungen um sich greifen, wie sie für die moderne Wirtschaft typisch sind, ändert sich die Situation. Dann bestehen etwa in puncto Information erhebliche Asymmetrien zwischen Großunternehmen und allen anderen Marktteilnehmern. Diese Asymmetrie eröffnet einen Spielraum für Verhaltensweisen, die allein dem Aktionärsinteresse, nicht dem der Verbraucher dienen. Daher kann nicht angenommen werden, daß die alleinige Beachtung der Aktionärsinteressen auch dem Verbraucher nützen wird.


  Um das zu belegen, müßten wir zeigen, daß die Rücksicht auf Kundeninteressen bei Großunternehmen, die auf vielen Märkten agieren, tatsächlich schwindet. Dabei ist davon auszugehen, daß ein solches Unternehmen alles ihm Mögliche tun wird, um die Verschlechterung des Service zu verbergen, also Einschnitte und Einsparungen dort vorzunehmen, wo es dem Kunden nicht sofort ins Auge fällt - genau wie eine Regierung, die die Staatsausgaben kürzen will, Einrichtungen wie Schulen oder Krankenhäuser davon auszunehmen geneigt ist. Zu Einsparungen wird es vornehmlich dort kommen, wo das Unternehmen sogenannte »Überkapazitäten« abbauen kann. Der Begriff stammt aus dem Ingenieurswesen, wird aber oft in sozialen Zusammenhängen gebraucht. Wenn Ingenieure eine technische Vorrichtung entwerfen, berücksichtigen sie Belastungsspitzen, denen diese bei außergewöhnlichen Anlässen unterworfen sein könnte. Nehmen wir eine Brücke als Beispiel. Wenn die Ingenieure sie so bauen, daß sie lediglich den Belastungen des alltäglichen Verkehrs standhält, kann es zu einer Katastrophe kommen, sobald ein ungewöhnlich schwerer Lastwagen sie während starken Verkehrs zu überqueren versucht. Deswegen bauen sie die Brücke so, daß sie höhere Belastungen aushält, als gewöhnlich zu erwarten wären. Allerdings können sie die Brücke auch nicht so bauen, daß sie jedem Verkehrsaufkommen standhielte, weil das zu teuer wäre und Ressourcen bände, die bei anderen Projekten dringender benötigt werden. Man muß also das Risiko genau kalkulieren, und es gehört zu den Aufgaben der Ingenieure, solche Berechnungen anzustellen. Sie bauen die Brücke so, daß die Maximallast über dem liegt, was sie bei gewöhnlichem Verkehrsaufkommen zu tragen hätte, und bezeichnen diese überschüssige Kapazität als »Redundanz«. Die zusätzliche Tragkraft wird im Alltag der Brücke und möglicherweise sogar über ihre gesamte Lebensdauer hinweg nicht erforderlich, also redundant sein. Die von den Ingenieuren kalkulierte Redundanz darf nicht zu hoch sein, damit das Projekt nicht unwirtschaftlich wird. Wo genau man die Grenze zieht, ist jedesmal wieder von neuem zu entscheiden, es gibt keine generelle Formel dafür.


  Ein gutes Beispiel für die Problematik ist die Olkatastrophe im Golf von Mexiko, die im April 2010 durch die Explosion einer Bohrplattform des BP-Konzerns ausgelöst wurde. Die Förderung von Erdöl ist stets, besonders aber im Meer, mit beträchtlichen Unfallrisiken und der Gefahr weitreichender Umweltverschmutzung verbunden - gute Beispiele für das, was wir im vorigen Kapitel als »negative Externalitäten« bezeichnet haben. Ölförderfirmen müssen ihre Bohrplattformen mit teuren Schutzvorrichtungen gegen mögliche Katastrophen ausstatten, die zwar unwahrscheinlich sind, ihnen jedoch, wenn sie doch eintreten, größere Probleme bereiten würden. Sie müssen also enorme Überkapazitäten bereithalten. Das ist fraglos ziemlich teuer und wirft daher die Frage auf, wie unwahrscheinlich ein Risiko sein muß, damit die Firma beschließen kann, es zu ignorieren und ein bißchen Geld zu sparen. BP und seine US-Subunternehmer, zu denen auch Halliburton gehört, ein wichtiger Vertragsnehmer der US- Regierung im Irak, hatten eine Reihe solcher Entscheidungen zu treffen; die Katastrophe geschah; und der Schaden war weit größer als die Kosten, die Schutzmaßnahmen dagegen verschlungen hätten.


  In den Jahren vor der Katastrophe hatten BP und seine Subunternehmer wie viele andere Unternehmen auch den Anteil der Ingenieure in den entscheidenden Gremien redu ziert und statt dessen Finanzexperten berufen, die einen ganz anderen Begriff von Risiko haben. Führte diese Entwicklung zu einer Reduzierung der Überkapazitäten, die BP und seine US-Partner bereithielten? In den USA war die Verärgerung darüber groß, daß eine derartige Katastrophe vor der amerikanischen Küste stattfinden konnte, wobei auch die Tatsache, daß BP eine »ausländische« Firma ist, eine Rolle spielte. Bei anderen politischen Themen macht man sich in der amerikanischen Öffentlichkeit über die angeblich übertriebene Risikoscheu der Europäer lustig, die einen Mangel an unternehmerischem Wagemut zeige. Möglicherweise wird sich diese Einschätzung ja infolge der Katastrophe ändern.


  Ein anderes Beispiel für Überkapazitäten und Redundanz ist die staatliche Förderung von Grundlagenforschung. Wenn der Staat lediglich jene Forschungsvorhaben unterstützt, die unmittelbare Probleme der Gegenwart betreffen, wird es nicht zu neuen Entdeckungen kommen, deren potentieller Wert sich im voraus unmöglich abschätzen läßt. Grundlagenforschung schafft Wissen, das »redundant« ist, insofern es keinen unmittelbaren Nutzen bringt. Allerdings könnte es sich eines Tages als nützlich erweisen. Man kann jedoch nicht erwarten, daß ein Staat alle möglichen Forschungsvorhaben finanziert, nur weil sie sich eines Tages als nützlich erweisen könnten. Das wäre zu kostspielig. Er muß daher entscheiden, in welchem Maß er für voraussagbare Bedürfnisse sorgen und in welchem Maß er eine darüber hinausgehende Vorsorge betreiben will.


  Überkapazitäten sind eines der Gebiete, auf denen Entscheidungen der Unternehmensführung sich kurzfristig auf den Aktienwert, aber erst mittelfristig auf die Interessen der Kunden (und damit auch der langfristig investierten Aktionäre) auswirken können. Der Beschluß, Überkapazitäten abzubauen, läßt die Gewinne sofort steigen. Mittelfristig mag er zu katastrophalem Versagen führen, doch wenn es dem Unternehmen nicht gelingt, den Gewinnerwartungen der Börse zu genügen, wird es keine mittelfristige Zukunft geben, zumindest nicht für das gegenwärtige Management. Eine Entscheidung ist erforderlich, und das Unternehmen muß wählen, ob es sie zugunsten der Aktionäre oder der Verbraucher trifft. Je mehr das betreffende Unternehmen eine monopolähnliche Stellung im Markt hat und keine Konkurrenz fürchten muß, desto leichter wird es sich für ersteres entscheiden.


  Die Vertreter der Chicagoer Schule halten diesen Bedenken dreierlei entgegen. Ihre Argumente kreisen um die Wirtschaftlichkeit von Anbietermärkten, staatliche Interventionen und Umverteilung.


  Zunächst verweisen sie darauf, daß Wettbewerb auch zwischen wenigen Großkonzernen möglich sei. Wenn man akzeptiert, daß weder die Wahlfreiheit der Verbraucher noch ihre Unterlegenheit als Marktteilnehmer eine Bedeutung haben, reicht es für einen funktionierenden Markt aus, daß einige wenige Anbieter miteinander konkurrieren. Die Chicagoer Ökonomen sind zu der Auffassung gelangt, daß es dafür der Existenz dreier Konkurrenten bedarf. Sind es weniger, muß man auch ihrer Ansicht nach die marktbeherrschenden Unternehmen zerschlagen, wie es das herkömmliche Kartellrecht vorsieht. Dagegen wurde eingewandt, daß eine derart geringe Anzahl von Konkurrenten die Möglichkeit geheimer Absprachen eröffne. Nehmen wir zum Beispiel an, daß es eine Bank zur Steigerung des Aktienpreises für rentabler hält, Zweigstellen zu schließen, die Ausbildung ihres Schalterpersonals zu vereinfachen und so die Qualität ihrer Dienstleistungen für kleine Kunden zu reduzieren. Auf einem umkämpften Markt mit vielen Anbietern würden die Kunden wahrscheinlich zu kundenfreundlicheren Instituten abwandern; die Bank hätte infolgedessen Gewinneinbrüche zu verzeichnen. Der Markt sorgte dafür, daß die Interessen der Aktionäre und der Kunden äquivalent sind. Die Banken könnten das Problem auch nicht lösen, indem sie untereinander vereinbaren, den Service zu reduzieren, da eine solche Vereinbarung gegen die Wettbewerbsregeln verstieße und es aufgrund der großen Anzahl von Banken nicht möglich wäre, eine solche Vereinbarung informell, in Hinterzimmergesprächen zu tätigen und zu verhindern, daß einer der vielen Beteiligten etwas ausplaudert.


  Was wäre aber, wenn das nationale Bankensystem von vier großen Banken dominiert würde? Bei derart wenigen Marktteilnehmern erscheinen informelle Absprachen zum Serviceabbau zwecks Steigerung der Gewinne durchaus mach- und geheimhaltbar. Zu den strategischen Möglichkeiten, die einem Marktgiganten offenstehen, gehören eben auch Absprachen mit den wenigen anderen Großanbietern, von denen die Wettbewerbshüter nichts mitbekommen. Die Chicagoer Ökonomen spielen die Möglichkeit solchen Gebarens herunter, womit sie den Vorwurf der Naivität auf sich gezogen haben. Allerdings beruht ihre Argumentation nicht auf Naivität, sondern darauf, daß sie einem ganz anderen Faktor mehr Gewicht beimessen. Sie behaupten nämlich, es sei zwar möglich, daß Firmen sich solcher Praktiken bedienten, es sei aber besser, dies zuzulassen, als dem Staat einen Vorwand für Eingriffe ins Marktgeschehen zu geben, weil das ihres Erachtens in jedem Fall zu einem schlechteren Ergebnis führen muß.


  Darauf komme ich gleich zurück. Zunächst müssen wir das dritte Argument, die Umverteilung, betrachten, da es bei der Frage staatlicher Eingriffe ebenfalls eine Rolle spielt. Für die Vertreter der Chicagoer Schule ist der »Konsumentenwohlfahrt« dann am meisten gedient, wenn der Gesamtwohlstand einer Volkswirtschaft wächst. Schließlich könne die Konsumentenwohlfahrt nur gesteigert werden, wenn die Gesamtmenge der Ressourcen zunehme. Die Einkommensverteilung, also die Frage, wem der wachsende Wohlstand im einzelnen zugute kommt, spielt dabei explizit keine Rolle. Betrachten wir ein extremes Beispiel: Angenommen, die Wirtschaftlichkeit einer Branche steigt infolge mehrerer Fusionen, die zu derartigen Wettbewerbsbeschränkungen führen, daß die Endpreise explodieren oder der Service für die Verbraucher minimiert wird. Sofern dies den Aktionären mehr Geld einbringt, als es die Verbraucher kostet, würde man den Vertretern der Chicagoer Schule zufolge von einer Steigerung der Konsumentenwohlfahrt sprechen müssen, da aus volkswirtschaftlicher Sicht insgesamt mehr Reichtum erwirtschaftet werde. Wenn man nachfragt, ob es eine Rolle spiele, ob das Vermögen der Aktionäre oder das der Verbraucher wächst, würden sie entgegnen, daß das Vermögen der Reichen zu großen Teilen »nach unten durchsickere«, sich also von selbst verteile; vor allem aber würden sie zweifellos behaupten, daß dies eine Frage sei, die die Wirtschaftstheorie nichts angehe. Eventuell räumen sie ein, daß manche Leute Gründe haben könnten, sich mit der Einkommensverteilung zu befassen - doch sei dies kein Problem der Ökonomie, sondern eine Angelegenheit der Politik.


  



  Der paradoxe Staatsbegriff des Neoliberalismus


  



  Einerseits verweisen die Chicagoer Ökonomen auf die Politik, wenn es um Umverteilung und andere Ziele geht, die sich nicht durch die Maximierung der Aktionärsprofite erreichen lassen, andererseits halten sie staatliche Interventionen für die schlimmste Eventualität, schlimmer noch als verbraucherfeindliche Unternehmen.


  Um diese profunde Antipathie zu verstehen, muß man wissen, daß die US-Amerikaner traditionell beinahe jegliches staatliche Eingreifen ablehnen, abgesehen vom militärischen. Auf intellektuellem Gebiet wird diese Auffassung vor allem von einer mit der University of Virginia verbundenen Strömung der Politikwissenschaft vertreten (einer der Grundlagentexte ist Buchanan und Tullock 1962). Dort entstand die »Public Choice Theory«, die politisches Handeln nahezu ausschließlich als Nebenprodukt des Ämterstrebens von Politikern und Beamten begreift. Ihr zufolge ist der öffentliche Dienst nicht dazu da, Dienstleistungen am Bürger zu erbringen, sondern dazu, deren staatliche Bevormundung auszuweiten. Die Vertreter dieser Schule zogen daraus ähnliche Schlüsse wie ihre Kollegen in Chicago: Man solle dem öffentlichen Sektor so viele Aufgaben wie möglich entziehen und sie dem Markt überlassen. Mit den damit verbundenen Problemen werden wir uns in späteren Kapiteln noch befassen. Im Augenblick konzentrieren wir uns allein auf das Dilemma, in das uns die Theorien aus Chicago und Virginia in puncto Umverteilung und Umweltschutz stürzen. Man sagt uns, diese Dinge gingen die Unternehmen nichts an, deren Pflicht sich nun einmal darauf beschränke, den Nutzen der Aktionäre zu maximieren; wir sollten uns an die Politik wenden. Doch wenn wir an die Tür der zuständigen Behörden klopfen wollen, stehen dort Vertreter der in Chicago und Virginia entstandenen Theorien und behaupten, wir dürften uns unter keinen Umständen an den Staat wenden, da Politiker bestenfalls inkompetent, schlimmstenfalls korrupt und egoistisch seien. Es bleibt uns also keine Möglichkeit, das Gebaren von Unternehmen zu kritisieren, solange sie nicht offen miteinander konspirieren - ganz gleich, welchen Schaden sie jeglichen Interessen und Werten zufügen, die außerhalb des Aktionärsnutzens liegen. Während man uns einerseits erklärt, solche Fragen sollten der Entscheidungsfreiheit der Konsu menten auf dem Markt überlassen bleiben, haben die Chicagoer Neoliberalen diese Entscheidungsfreiheit neu definiert, so daß sie oft nur noch die Wahl zwischen den Angeboten weniger marktbeherrschender Großkonzerne umfaßt.


  Ein weiteres Paradox liegt darin, daß die Chicagoer Ökonomen zwar dem Staat ablehnend gegenüberstehen, sich jedoch in erheblichem Maß auf die Justiz stützen. Ihrer Ansicht nach handelt es sich um völlig getrennte Bereiche. Das ist theoretisch nicht ganz falsch, da sich das Recht in den anglophonen Ländern (teilweise) durch richterliche Interpretationen entwickelt, die gütliche Einigungen erleichtern sollen, ohne daß gleich der Gesetzgeber eingreifen muß. Der Sieg der Chicagoer Theorien in den USA und später in Europa wurde auch durch Richter befördert, die sich in kartellrechtlichen Prozessen von ebendiesen Auffassungen überzeugen ließen, ganz ohne daß staatliche oder gesetzgeberische Interventionen nötig gewesen wären - wenn man von der Kleinigkeit absieht, daß Präsident Reagan Richter wie den Erzkonservativen Robert Heron Bork und den Chicago-Vertreter Richard Allen Posner überhaupt erst berief.


  Die Chicagoer Ökonomen behaupten, daß oft sogar der Gang vor Gericht unnötig sei, da die Streitparteien ihre Differenzen über eigentumsrechtliche Fragen zumeist durch eine ökonomische Herangehensweise lösen könnten. Demnach liefert die Bereitschaft der einen Seite, die andere finanziell zu entschädigen, einen sicheren Hinweis darauf, wo der Saldo der materiellen Interessen und infolgedessen die wirtschaftlichste Lösung liege. Es ist bemerkenswert, daß die meisten Beispiele, an denen man diesen Ansatz zur Wettbewerbsregelung durchgespielt hat, aus dem Bereich traditioneller Manufakturen oder der Landwirtschaft stammen, nicht aus den Wirtschaftsbereichen, die für das späte 20. und das 21. Jahrhundert typisch sind. Der wichtigste einschlägige Text, ein


  


  1960 unter dem Titel »The problem of social cost« erschienener Aufsatz von Ronald Coase (merkwürdigerweise derselbe Coase, der in den dreißiger Jahren eine hochmoderne Theorie des Unternehmens entwickelt hatte), basiert auf dem hypothetischen Streit eines Viehzüchters und eines Ackerbauern. Ersterer verhindert nicht, daß seine Rinder die Feldfrüchte des Ackerbauern beschädigen. Bis dahin ging man davon aus, die Justiz müsse hier eingreifen, um letzteren vor Schaden zu bewahren. Ganz und gar nicht, meinte Coase. Wenn der Ackerbauer davon profitiere, daß der Viehzüchter seine Rinder einsperrt, liege es in seinem Interesse, dafür zu bezahlen. Wenn die Summe, die er anbietet, ausreicht, um den Züchter dazu zu veranlassen, ist das das wirtschaftlichste Ergebnis. Wenn der Züchter hingegen meint, er mache höheren Gewinn, wenn er seine Rinder weiter frei herumlaufen läßt, dann ist es wirtschaftlicher, sie die Felder des Ackerbauern abgrasen zu lassen. Folglich gebe es keinen Grund, theoretische Debatten über Rechte und Privilegien zu führen: Nicht irgendein abstrakter Begriff wie Gerechtigkeit, sondern der konkrete Betrag, den jemand zu zahlen bereit sei, um den Rechtsstreit beizulegen, solle die Sache entscheiden. Nur dies gewährleiste den effizienten Einsatz von Ressourcen.


  Natürlich erscheint es aus moralischer Sicht mindestens fraglich, ob ein Rechtssystem jeglichen Begriff von Gerechtigkeit aufgeben darf. Uns interessiert hier aber ein anderer Aspekt. Der Chicagoer Ansatz setzt voraus, daß an dem Streit eine beschränkte Anzahl identifizierbarer (natürlicher oder juristischer) Personen beteiligt ist, die dazu verpflichtet werden können, eine Vereinbarung zu treffen. Es ist weit schwieriger, solche Lösungen dort umzusetzen, wo einer großen Anzahl von Personen Gewinne oder Verluste aus Externalitäten erwachsen, wie etwa bei vielen aktuellen Umweltproblemen, besonders dann, wenn die Betroffenen keine Sammelklage erheben oder sich sonst zu kollektiven Protestaktionen zusammentun können.


  Die Chicagoer Ökonomen wissen, daß es problematisch ist, wenn Unternehmen Wettbewerbsabsprachen treffen oder sich zum Zweck politischer Einflußnahme zusammenschließen. Obwohl sie die ökonomische Macht des Großkonzerns gegenüber Kunden und kleineren Firmen in vieler Hinsicht legitimieren, neigen sie in der Frage, was gegen die Übersetzung ökonomischer Macht in politischen Einfluß zu tun sei, einer ihrerseit bereits heterogenen Kompromißlösung von Sozialdemokraten und neoklassizistischen Ökonomen zu. Allerdings meint vor allem Bork (1993), daß kleinere Firmen im gleichen Maße Einfluß auf die Politik zu nehmen versuchten wie große. Infolgedessen gibt er sogar die in den USA übliche Sichtweise auf, wonach lokale Gerichte Bundesgerichten vorzuziehen seien, da er findet, daß erstere von Lobbyisten und Pressure Groups leichter beeinflußt werden könnten.


  Dem läßt sich entgegnen, daß es kleine Firmen (mit Ausnahme lokaler Monopolisten) eher mit echter Konkurrenz auf ihren Märkten zu tun haben als große, weshalb ihre Gewinnspannen in der Regel nicht ausreichen werden, um innerhalb des politischen Systems der USA Lobbyarbeit zu betreiben. Zudem leiden sie generell unter dem Problem der sogenannten Logik des kollektiven Handelns. Angenommen, in einer Menge von (natürlichen oder juristischen) Subjekten hätte jedes einzelne ein Interesse an einem bestimmten Ziel, dessen Erreichung allen zugute käme, unabhängig davon, ob sie an ihr mitgewirkt haben oder nicht. Unter solchen Umständen liegt es nicht im Interesse eines rationalen Akteurs, an der Erreichung dieses Ziels mitzuarbeiten, vor allem dann nicht, wenn er ein Unternehmen auf einem umkämpften Markt ist. An etwas zu arbeiten, während Mitbewerber es nicht tun, heißt, Kosten auf sich zu nehmen, die Mitbewerber nicht zu tragen haben, die gleichwohl vom Erfolg der Sache profitieren werden. Wenn ein paar »Trottel« dumm genug sind, sich daran zu beteiligen, sparen die anderen, die sich heraushalten, den Aufwand, und streichen dennoch den Gewinn ein.


  Für einen Großkonzern, der über die Fähigkeit verfügt, wettbewerbsbeschränkende Absprachen zu treffen und seine Mitbewerber genau zu beobachten, liegt die Sache anders. Er ist nicht einer von vielen Teilnehmern einer kollektiven Aktion; sein Beitrag kann entscheidend sein, und er hat Möglichkeiten, dafür zu sorgen, daß vor allem er selbst von der Aktion profitiert. Paradoxerweise steigt die Gefahr einer Vermengung von ökonomischer und politischer Macht, etwa in der Herbeiführung vorteilhafter politischer Entscheidungen durch Lobbyarbeit, beträchtlich, sobald sich die Wirtschaft am Chicagoer Modell orientiert und die Idee ausgeglichener Märkte aufgibt. Doch auch dafür hat Chicago eine Lösung parat: Je mehr der Staat in die Wirtschaft eingreife, desto mehr Grund gebe es für die Unternehmen, ihre wirtschaftliche Macht in politischen Einfluß umzusetzen. Deshalb müsse man den Einfluß des Staats auf die Wirtschaft beschneiden. Einmal mehr empfehlen die Chicagoer Wirtschaftswissenschaftler politische Maßnahmen zur Lösung von Problemen, die wie das der Wohlstandsverteilung außerhalb der Profitmaximierung liegen, nur um gleich anschließend zu betonen, daß der Staat sich aus allem heraushalten müsse.


  Von den Unternehmen hingegen, die aus dem freizügigen Umgang mit Oligopolen Vorteile ziehen, wird nicht verlangt, daß sie sich an die Prinzipien der neoliberalen Doktrin halten, von denen sie profitieren. Es gibt nicht den geringsten Hinweis darauf, daß die amerikanischen Großkonzerne ihre Lobby-Aktivitäten zurückfahren, sobald die Gefahr einer Vermengung von Wirtschaft und Politik besteht. Amato weist in der oben zitierten Studie darauf hin, daß sich die amerikanischen Behörden in den siebziger Jahren für die Chicagoer Theorien und ihre Nachsicht gegenüber Oligopolen zu interessieren begannen, als die amerikanischen Industrieunternehmen unter Importen aus Deutschland und Japan litten und ihre Lobbyisten behaupteten, daß größere Konzerne dieser Konkurrenz besser standhalten würden.


  Der Ökonom Robert Reich, ehemaliger Arbeitsminister der Regierung Clinton, hat den Lobbyismus amerikanischer Unternehmen in seinem Buch Supercapitalism (2008) untersucht. Ihm zufolge lassen sich steigende Einkommensunterschiede, häufigere Entlassungen und zunehmende Wirtschaftskorruption zumindest teilweise auf erfolgreiche Lobbyarbeit zurückführen. Als Beispiel nennt er etwa die Wirtschaftsskandale, die Ende der neunziger Jahre die USA erschütterten und mit den Unternehmen Enron und WorldCom verbunden sind. Diese Skandale spielten sich keineswegs im finsteren Hinterland der kapitalistischen Wirtschaftsordnung ab, sondern in ihrem Zentrum. Die texanische Öl-Gesellschaft Enron war das siebtgrößte US-Unternehmen, George W. Bush verdankt ihr Wahlkampfunterstützung in Millionenhöhe. Als die Firma 2001 zusammenbrach, betrugen ihre Schulden 64 Milliarden Dollar - ein einsamer Rekord, der allerdings schon im darauffolgenden Jahr gebrochen wurde, als es zum Crash von WorldCom kam. Beide Unternehmen hatten ihre Bilanzen von Arthur Andersen LLP testieren lassen, einem der fünf größten Wirtschaftsprüfungsunternehmen der Welt, das allerdings infolge seiner Verwicklung in diese Fälle ebenfalls pleite ging. (Eine aufschlußreiche Darstellung findet sich bei Froud et al 2004.)


  Die Lobbyaktivitäten der Unternehmen waren mitentscheidend für diese spektakulären Zusammenbrüche. Im Namen der Freiheit des Marktes hatten Lobbyisten den Kongreß dazu gebracht, ein Gesetz zu erlassen, das es einer von einem Unternehmen mit der Prüfung seiner Bücher beauftragten Firma erlaubte, dem Unternehmen auch Beratungsdienstleistungen zu verkaufen. Dies war zuvor verboten, da es den Wirtschaftsprüfungsgesellschaften einen Anreiz geben konnte, Unregelmäßigkeiten in den Firmenkonten zu verschweigen, um die lukrativen Beratungsaufträge nicht zu gefährden. Genau dieses Szenario trat nun ein, und zwar ziemlich rasch nach Verabschiedung des Gesetzes. In den Büchern von Enron gab es erhebliche Unregelmäßigkeiten; die Mitarbeiter von Arthur Andersen fanden sie auch, aber ihre Vorgesetzten vertuschten sie mit Rücksicht auf die Beratungsverträge mit dem Unternehmen. Es ist dem Pluralismus der amerikanischen Gesellschaft zu verdanken, daß sich der Skandal nicht geheimhalten ließ; die Sache kam vor Gericht, und mehrere leitende Angestellte fanden sich im Gefängnis wieder.


  Ein Beispiel aus jüngerer Zeit ist die Kampagne der amerikanischen Gesundheitsindustrie gegen die Gesundheitsreform der Regierung Obama. Wie die Presse berichtete (so in England der Guardian vom 1. Oktober 2009), setzten amerikanische Krankenversicherer, Krankenhäuser und Pharmakonzerne dabei sechs Lobbyisten pro Kongreßmitglied ein und gaben 380 Millionen Dollar aus. Die »Kampagne« bestand in erster Linie darin, die Wahlkampfkassen der Abgeordneten aufzufüllen. Obamas Reform wurde zwar verabschiedet, jedoch in vielerlei Aspekten verwässert. Unter anderem darin (mit den damit einhergehenden Problemen werden wir uns im nächsten Kapitel befassen), daß anstelle der ursprünglich geplanten gesetzlichen Krankenversicherung, wie man sie in den meisten europäischen Ländern kennt, jeder Amerikaner verpflichtet wurde, eine private Krankenversicherung abzuschließen, wobei der Staat die Beiträge Einkommensschwacher subventioniert. So werden Privatunternehmen staatlich subventionierte Zwangskunden zugetrieben.


  


  Auch die Finanzdienstleistungsbranche gibt viel Geld aus, um die Regierung Obama daran zu hindern, sie mit neuen Vorschriften an Verhaltensweisen zu hindern, die immerhin zu einer globalen Finanzkrise führten. Laut dem Internationalen Währungsfond (IWF 2010) haben US-Unternehmen im Laufe der zurückliegenden vierjährigen Wahlperiode insgesamt 4,2 Milliarden Dollar für politische Aktivitäten ausgegeben, wobei sich vor allem die Anbieter hochriskanter Finanzgeschäfte hervortaten. Der ehemalige Chefökonom des IWF, Simon Johnson (2009), meint, die Finanzbranche kontrolliere die US-Regierung inzwischen auf eine Weise, die man sonst nur von Entwicklungsländern kennt.


  Und nicht nur in den USA feiert der Lobbyismus der Wirtschaft Triumphe. Im Juli 2010 mußte das Europäische Parlament zwischen zwei Verfahren zur Nahrungsmittelkennzeichnung entscheiden, mit denen die Verbraucher über die mit den Inhaltsstoffen von Lebensmitteln verbundenen Gesundheitsrisiken informiert werden sollten. Das eine Verfahren sah einen auffälligen Verpackungsaufdruck in Form einer farbigen Ampel-Graphik vor, das andere eine kleine, schwarzweiße Liste der Zutaten. Obwohl sie, wenn es um Logos und Reklame geht, farbige Graphiken gewöhnlich vorziehen, sprachen sich die elf führenden Nahrungsmittelhersteller nachdrücklich für die Kennzeichnung mittels der schwarzweißen Liste aus. Ein Vertreter der Verbraucherschutzorganisationen, die für die Farbkodierung eintraten, sagte dem Independent (07. Juli 2010), auf jeden Lobbyisten der Verbraucherschutzorganisationen kämen einhundert Unternehmenslobbyisten. Das Parlament entschied im Sinne letzterer.


  Für Amato liegt das zentrale Dilemma der Antitrustpolitik darin, daß sie uns zwischen staatlicher und privater Macht zu wählen zwingt: Erweitern wir den Einfluß des Staates, um die Macht der Privatunternehmen zu zähmen, oder kommt es uns vor allem darauf an, dem Staat nicht zuviel Macht zu geben? Der Chicagoer Ansatz neigt auf den ersten Blick letzterem zu; tatsächlich scheint es aber nur so zu sein. Indem er die Entstehung von Großkonzernen fördert, läßt er stillschweigend zu, daß sich Privatunternehmen die staatliche Macht zunutze machen. Das führt zwar nicht wie im Faschismus oder Kommunismus zur Entstehung eines totalitären Systems, aber doch zu einer Instrumentalisierung des Staats im Sinne jener Konzerne.


  Viele der radikalen antikartellrechtlichen Vorstellungen der Chicagoer Theorie haben sich in der Praxis nicht bewährt (vgl. Cucinotta et al 2002). Daß sie Netzwerkexternalitäten in sich rasch wandelnden, hochtechnisierten Ökonomien vernachlässigt und wettbewerbsfeindliche Absprachen zwischen marktbeherrschenden Unternehmen billigt, hat zu massiven Veränderungen des amerikanischen Wirtschaftsrechts geführt, die anders als früher nicht mehr von Europa übernommen werden. Der Volkswirtschaftler Richard Schmalensee, der dem Microsoft-Konzern in dem vom US-Justizministerium angestrengten kartellrechtlichen Verfahren zur Seite stand, beklagte im Jahr 2002 wie Bork zwanzig Jahre zuvor, das Kartellrecht hindere führende Firmen daran, ihre Vorteile auszuspielen, indem es sie zwinge, Mitbewerber am Markt zu dulden, was aus volkswirtschaftlicher Sicht einen Verlust an Effizienz und Profitabilität bedeute. Er führte die juristischen Probleme von Microsoft vor allem auf unzureichende Lobbyarbeit zurück - ein Mangel, den der Konzern seither zu beheben bemüht ist.


  Es zeugt von der Stärke der öffentlichen Institutionen und des Engagements für das Gemeinwohl auf beiden Seiten des Atlantiks, daß kartellrechtliche Auseinandersetzungen auch heute noch vor Gericht landen und Großkonzerne gezwun gen werden, Monopole aufzugeben oder kleineren Mitbewerbern Zugang zu ihren Plattformen zu gewähren. Dennoch bleiben drei zentrale Probleme bestehen: Erstens wirken sich die Ablösung der Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers durch das paternalistische Konzept der Konsumentenwohlfahrt und die im Grunde genommen kollektivistische Doktrin, es spiele keine Rolle, wem der in einer Volkswirtschaft generierte Wohlstand zufließe, solange er nur irgendwo erwirtschaftet werde, nach wie vor erheblich auf die wettbewerbsrechtliche Bewertung von Fusionen und Akquisitionen aus. Diese Konzepte gehören zum Erbe des Neoliberalismus, sosehr seine Vertreter auch beteuern mögen, daß ihnen die Entscheidungsfreiheit des Verbrauchers am Herzen liege.


  Zweitens entstand die Chicagoer Theorie, welche Fehler sie im einzelnen auch haben mag, nicht zuletzt aus dem Versuch, offensichtlich unrealistische Vorstellungen der klassischen Theorie der Marktwirtschaft zu korrigieren. In den siebziger Jahren erschwerte das US-Antitrustrecht bei dem Versuch, marktbeherrschende Großkonzerne zu verhindern, Fusionen und Akquisitionen über das vernünftige Maß hinaus. Ob das Bestreben, kleine Firmen und die Wahlfreiheit der Konsumenten zu schützen, nun auf die nostalgische Sehnsucht nach einem Kleinstadtamerika zurückging oder (wie Bork meinte) einen Versuch darstellte, den Sozialismus einzuführen - es handelte sich zweifellos um eine Donquichotterie. Dasselbe gilt für ähnliche Zielvorstellungen des Ordoliberalismus. Die Errungenschaft der Chicagoer Theorie im Kartellrecht besteht darin, daß sie die Justiz und die Ökonomen zum Nachdenken über die Opportunitätskosten gebracht hat, die das Festhalten am neoklassischen Ideal einer von kleinen und mittelgroßen Unternehmen geprägten Wirtschaft mit sich bringt. Diese Opportunitätskosten oder entgangenen Gewinne wären beträchtlich, denn zu den Effizi enzverlusten einer klassischen Marktwirtschaft kommen die Kosten für vermehrte staatliche Eingriffe hinzu. Doch liegt dieser neoliberalen Kritik eben der Begriff der Opportunitätskosten zugrunde - die Behauptung, es ginge in Wahrheit um ein prachtvolles Geheimrezept namens »Konsumentenwohlfahrt«, war pure populistische Rhetorik, die sich weit mehr politischen als ökonomischen oder juristischen Motiven verdankt.


  Schließlich machten die Neuerer aus Chicago keinerlei Vorschläge zur Lösung des zentralen Problems: der Umwandelbarkeit von ökonomischer in politische Macht und umgekehrt, die es so schwer macht, das für die Marktwirtschaft unverzichtbare Mindestmaß an Trennung beider Bereiche zu gewährleisten. Eine von Großkonzernen dominierte Wirtschaft verschärft das Problem, da sie die Konzentration des Wohlstands in den Händen weniger Reicher befördert. Großkonzerne können nicht nur ihren Reichtum in politischen Einfluß umwandeln, sondern auch die strategischen Möglichkeiten nutzen, die mit ihrer Größe und hierarchischen Organisationsform einhergehen, um politische Ziele zu verfolgen. Wenn wir das Unternehmen nicht bloß als einen Nexus von Verträgen, sondern als eine Organisation betrachten, bekommen wir eine Ahnung davon, in welchem Maße es politischen Einfluß auszuüben vermag.
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  4. DIE WIRTSCHAFT UND DER STAAT


  Im vorigen Kapitel haben wir eine Unterscheidung zwischen dem Markt und dem marktbeherrschenden Großunternehmen vorgenommen und gesehen, daß die neoliberale Theorie letzterem marktwirtschaftliche Attribute zuzuschreiben sucht, die ihm gar nicht eignen. Auf dasselbe Phänomen stoßen wir, wenn wir eine zentrale Entwicklung der letzten Jahre betrachten, im Zuge deren vom Neoliberalismus beeinflußte Regierungen vielerorts versucht haben, klassische staatliche Aufgaben nach dem Vorbild privatwirtschaftlicher Unternehmen erbringen zu lassen bzw. sie sogar ganz an den privaten Sektor abzutreten. Dabei wird stets so getan, als ginge es darum, den Staat an den Markt anzupassen. Tatsächlich wird er jedoch eher einem marktbeherrschenden Großunternehmen gleich gemacht. Dies hat weiter zur Verflechtung von Politik und Großkonzernen beigetragen - also zum Gegenteil dessen, was die liberale Volkswirtschaftslehre beabsichtigt.


  Die herkömmliche Debatte über Markt und Staat bezieht sich überwiegend auf die im zweiten Kapitel erörterten Formen des Marktversagens und die Maßnahmen, mit denen der Staat diese in der Vergangenheit zu beheben suchte. Diese Maßnahmen stehen seit den siebziger Jahren in der neoliberalen Kritik, die sie als Ursachen von »Staatsversagen« bezeichnet. Da wir aus dem dritten Kapitel wissen, daß die simple Gegenüberstellung Staat oder Markt das Problem nicht hinreichend erfaßt, können wir sie jetzt näher untersuchen.


  Die Tabelle 2 rekapituliert zunächst die im zweiten Kapitel erörterten Formen des Marktversagens. Die zweite Spalte listet die Maßnahmen auf, die demokratische Staaten im 20. Jahrhundert üblicherweise zu ihrer Behebung ergriffen. Die letzte Spalte enthält die Einwände der Neoliberalen gegen diese Maßnahmen, die zur Reform der staatlichen Verwaltung (dem »New Public Management«) mit Marktorientierung und Privatisierung führten.


  



  Tabelle 2. Marktversagen, staatliche Gegenmaßnahmen und deren Schwächen
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  Erstens erließ der Staat also Vorschriften (z.B. Umweltschutzgesetze), die Unternehmen und andere durch Androhung von Geldstrafen und anderen Sanktionen zwangen, negative Externalitäten zu berücksichtigen. Die neoliberale Kritik verweist hier auf die Kosten, die solche Vorschriften verursachen; diese müsse man als Wohlstandsverluste ebenfalls in die Waagschale legen. Sie verweist weiter darauf, daß sich staatliche Vorschriften innovationshemmend auswirken können, insofern sie etwa Zertifizierungen für neue Produkte und Verfahren vorsehen. Zuweilen macht sie sich auch ein Argument der Linken zu eigen, welches auf das Gegenteil hinausläuft: Da staatliche Regulierungsmaßnahmen nur langsam griffen und formalistisch seien, liefen sie der Innovation des Marktes stets hinterher und reagierten zu spät auf neue Externalitäten. Zudem seien die ausführenden Behörden anfällig für »regulatory captures«, also dafür, aufgrund der intensiven Zusammenarbeit mit den zu beaufsichtigenden Unternehmen, auf deren Sachkenntnis sie in spezifischen Fragen häufig exklusiv angewiesen sind, ein Übermaß an Verständnis für deren Sichtweisen und Interessen zu entwickeln und ihren eigentlichen öffentlichen Auftrag zu vernachlässigen - ein weiteres Beispiel für die Schwierigkeit, ökonomische und politische Macht sauber zu trennen.


  


  Auf das Problem öffentlicher und meritorischer Güter, der »Güter ohne Preis« und das kleinere Problem der Transaktionskosten reagierte der Staat, indem er sie durch eigene Agenturen zur Verfügung stellte und sie nicht über den Preis, sondern aus Steuermitteln finanzierte. Dadurch wird ihre Bereitstellung (nicht aber ihre Herstellung) von der Marktlogik ausgenommen. Das ist der Grund für die Existenz öffentlicher Gesundheits- und Bildungseinrichtungen, mancher Kulturinstitutionen und gebührenfreier Straßen. Vor dem Beginn der Privatisierungsmode pflegten die Staaten bei massiven Beschränkungen des Marktzugangs ähnlich zu reagieren, insbesondere dort, wo sogenannte »natürliche Monopole« bestanden, wo also die physischen oder technischen Voraussetzungen der Bereitstellung einer Ware oder Dienstleistung Wettbewerb praktisch unmöglich machten.


  In den Augen der Neoliberalen spricht zweierlei gegen solche staatlichen Aktivitäten. Da die entsprechenden Einrichtungen von Politikern und Beamten geleitet werden, werde ihr Angebot von den Vorlieben des Anbieters bestimmt, nicht von denen der Kunden, auf deren Wünsche kaum Rücksicht genommen werde. Die Öffnungszeiten von Gesundheitseinrichtungen orientierten sich am Bedarf der Beschäftigten, nicht der Patienten; der Unterrichtsstoff der Schulen an dem, was die Lehrer, nicht an dem, was die Eltern wollten. Zudem werde es wahrscheinlich zu einem Überangebot kommen. Da die Bedürfnisse des Anbieters entscheidend seien und das Angebot nicht über am Markt erzielbare Preise, sondern über Steuern finanziert werde, werden öffentliche Dienstleister Produkte anbieten, um ihre Mitarbeiter zu beschäftigen, nicht, um einen Bedarf zu decken. Auch werden sie wahrscheinlich unwirtschaftlich agieren, da Anreize zur Kostenrentabilität fehlen, und sie werden kaum bereit sein, schlechte Mitarbeiter zu entlassen. Da zudem der Bürger ihre Angebote mit seinen Steuern finanzieren müsse, werde er gezwungen, sein Konsumverhalten zu ändern, was unvermeidlich die Konsumentenwohlfahrt mindere. Wenn hingegen Einsparungen im öffentlichen Gesundheitswesen eine Steuersenkung ermöglichen und ich, weil meine Gesundheit weniger kostet, mehr Geld für Tabakwaren ausgeben kann, stellt das folgerichtig eine Steigerung meiner Wahlfreiheit und meiner Wohlfahrt dar.


  Was die aus Marktversagen resultierende Ungerechtigkeit bei der Einkommensverteilung betrifft, hat der Staat auf zweierlei Weise dagegen vorzugehen versucht. Zum einen hat er dem Konsumenten manche unverzichtbaren Güter und Dienstleistungen über die erwähnten Staatsbetriebe kostenlos oder hochsubventioniert zugänglich gemacht, sie damit dem Markt entzogen und die Abhängigkeit vom Einkommen verringert. Zum anderen hat er dafür gesorgt, daß Wohlhabende höhere Steuern zahlen müssen. Die Neoliberalen sprechen in beiden Fällen wie üblich von staatlicher Bevormundung, nennen zuweilen jedoch ein unerwartetes Argument. Da Behörden das Ziel von Lobbyarbeit seien, und diese eher von Wohlhabenden als von Armen betrieben werde, sei es wahrscheinlich, daß erstere ebenso wie am Markt auch bei der Verteilung staatlicher Güter stärker profitierten als die Armen. So seien staatliche Schulen in wohlhabenden Gegenden zumeist besser als jene in ärmeren Vierteln, und hochsubventionierte höhere Bildungseinrichtungen würden vor allem von Kindern der Wohlhabenden besucht. Zudem nennen sie auch das bekannte Argument gegen die Steuerprogression, daß sie nämlich jene bestrafe, die unternehmerisch denken und Wohlstand generieren.


  Die klassische Reaktion staatlicher Agenturen auf Marktversagen im Bereich Information war es, die Bereitstellung und Qualitätskontrolle gewisser Dienstleistungen an eine wohlinformierte Elite von Politikern und Fachleuten zu übertragen. Diese nehmen dem Bürger die Entscheidung darüber ab, welche Schule die richtige für seine Kinder ist, welche Gesundheitsversorgung er braucht oder welche Feuerwehr im Falle eines Wohnungsbrands am besten hilft. Indem der Staat diese Aufgaben übernimmt, macht er sich seine Machtposition zunutze und beschafft sich ein Maß an Informationen, das die Möglichkeiten des einzelnen Bürgers übersteigt. Der Neoliberalismus wendet dagegen ein, dies führe zu Zentralisierung, Bürger- bzw. Kundenferne und befördere die Arroganz einer politischen Elite, die glaube, am besten zu wissen, was die Menschen wollen.


  Etwas gegen die Verflechtung von Politik und Wirtschaft zu tun, fällt dem Staat schließlich notwendig schwer, da jede Maßnahme, die er gegen Marktversagen ergreift, diese Verflechtung fördert. Also hat man statt dessen Verhaltensregeln für den Umgang von Politikern und Staatsbeamten mit Privatunternehmern aufgestellt, die eine Vorteilsnahme entweder verbieten oder stark einschränken und die Formen legitimer Zusammenarbeit penibel vorschreiben; zudem dürfen Beamte nicht ohne weiteres in die Privatwirtschaft wechseln, vor allem nicht innerhalb derselben Branche.


  Diese Vorschriften sind klassische Merkmale des Liberalismus des 19. Jahrhunderts, die Sozialdemokratie verschärfte sie im 20. Jahrhundert aus Argwohn gegen die Verflechtung von Wirtschaft und Politik. Dabei ging der Wunsch der Liberalen, den Markt vor der Politik zu schützen, mit dem Wunsch der Sozialdemokraten, die Politik vor mächtigen Unternehmen zu schützen, ein unerwartetes Bündnis ein. Ende des letzten und Anfang dieses Jahrhunderts verabschiedeten sich die Neoliberalen radikal von diesem Konsens, der in ihren Augen dazu geführt hat, daß sich Politik und Verwaltung von der Wirtschaft und ihren marktgetriebenen Anreiz systemen entfernt haben und deshalb kaum noch in der Lage sind, Innovationen zu fördern oder zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit beizutragen.


  Es ist hier nicht der Ort, die Formen staatlichen Eingreifens und die Stichhaltigkeit der neoliberalen Kritik im einzelnen zu untersuchen. Schließlich geht es uns in erster Linie um die Praxis neoliberaler Wirtschaftspolitik. Daher wenden wir uns nun den Maßnahmen zu, die der Neoliberalismus zur Behebung der Schwächen des öffentlichen Sektors vorschlug, sowie den mit ihnen einhergehenden Problemen.


  Die in Tabelle 2 genannten Schwächen des öffentlichen Sektors lassen sich auf drei Hauptmotive reduzieren: mangelnde Berücksichtigung der Kundenwünsche, ein übermäßiges oder teilweise unerwünschtes Angebot sowie, verglichen mit Privatunternehmen, unzureichende Fortschritte bei der Steigerung der Wirtschaftlichkeit. Ihnen stellt die folgende Tabelle die neoliberale Reformagenda zur »Ökonomisierung« der staatlichen Verwaltung sowie die Probleme gegenüber, die sie aufwirft.


  


  Tabelle 3. Schwächen des öffentlichen Sektors, Ökonomisierungsstrategien und damit einhergehende Probleme
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  Zum Vorwurf, der öffentliche Dienst nehme zu wenig »Rücksicht auf Verbraucherwünsche«, gehört auch die These, in ihm dominierten Anbieter-, nicht Kundeninteressen, da seine Mitarbeiter tun müßten, was die Politik vorgibt - und nicht das, was die Verbraucher wollen. Dazu kämen Kunden- bzw. Bürgerferne und Zentralismus, besonders in Ländern wie Frankreich oder Großbritannien, wo die Möglichkeiten kommunaler Behörden beschränkt sind, da die meisten Entscheidungen in den Ministerien getroffen werden. Auch sei öffentliche Versorgung in der Regel an Monopole gebunden, was die Position des Anbieters weiter stärke. Nach Auffassung der Neoliberalen und der im vorigen Kapitel zitierten Schule der University of Virginia läßt sich praktisch jede ökonomische Tätigkeit effizienter von Privatunternehmen durchführen, deren Gewinnstreben ihnen Anreize gibt, ihre Kunden zufriedenzustellen, anstatt sich wie der öffentliche Dienst in Selbstzufriedenheit zu sonnen.


  Diese Argumentation unterstellt, daß die Öffentlichkeit eine größere Auswahl und bessere Qualität der betreffenden Dienstleistungen wünsche. Ein anderes Liberalisierungsargument läuft jedoch genau auf das Gegenteil hinaus: »überflüssige Angebote«. Da der öffentliche Dienst steuerfinanziert und von Anbieterinteressen dominiert sei, mache er zu viele unrentable Angebote. Demzufolge hätten wir von einer Ökonomisierung nicht unbedingt ein besseres, sondern vor allem ein billigeres Angebot von womöglich entsprechend geringerer Qualität zu erwarten. Viele der Vorschläge, die auf eine Qualitätssteigerung bei öffentlichen Dienstleistungen abzuzielen behaupten, können sich leicht gegenteilig auswirken.


  So könnte beispielsweise ein privater Subunternehmer, der sein günstiges Angebot mit der Behauptung rechtfertigt, die Öffentlichkeit werde Qualitätseinbußen akzeptieren, die ausschreibende Behörde mit dieser Argumentation überzeugen und den Zuschlag erhalten. Auf diese Weise könnten die Ämter bei allen möglichen Dienstleistungen erproben, wo die Öffentlichkeit Qualitätsminderungen akzeptiert und wo es zu Protesten kommt, in welchem Fall der Versuch eben abgebrochen wird. Wahrscheinlich wird sich dabei herausstellen, daß gewisse Angebote inzwischen überflüssig sind, da sie niemand mehr nachfragt. Die Sache hat jedoch noch einen anderen Aspekt: So stört es vielleicht niemanden, wenn ein Billigflieger die Sitze in seinen Maschinen enger reiht, um die Preise für Kurzstreckenflüge an Feiertagen senken zu können. Doch läßt sich diese Logik auch auf den Raum anwenden, den man den Bewohnern eines Seniorenheims zur Verfügung stellt? Am Markt durchsetzbar wäre der Vorschlag vielleicht schon, da von den neunzigjährigen »Kunden« kaum Proteste zu erwarten sind. Zu solchen käme es allerdings eventuell, wenn das Heim in einer wohlhabenden Gegend liegt, in der die Angehörigen der Insassen hinreichend selbstbewußt auftreten. Die marktwirtschaftliche Lösung bestünde dann darin, den Heimbewohnern in solchen Gegenden mehr Raum zur Verfügung zu stellen als in ärmeren.


  Angebotskürzungen im öffentlichen Dienst sind politisch schwer durchzusetzen. Wenn man öffentliche Dienstleister unter Kostendruck setzt, kommt es oft zu Protesten; zugleich wollen die Bürger jedoch weniger Steuern zahlen. Der nächstliegende Vorschlag für die Quadratur des Kreises, daß eine von jedermann gewünschte Dienstleistung möglichst nichts kosten soll, besteht darin, ihre Wirtschaftlichkeit zu erhöhen. Viele Regierungen neigen in jüngster Zeit zu der Überzeugung, daß man sich entsprechende Maßnahmen am besten beim privaten Sektor abschauen kann, der aufgrund des Wettbewerbs stets mit Kostendruck zu kämpfen hat.


  Wenden wir uns nun den Lösungsvorschlägen zu, die die neoliberalen Reformer für diese Probleme offerieren. Wie Tabelle 3 zeigt, beruhen einige dieser Vorschläge auf der Einrichtung »interner Märkte« und den Ökonomisierungsideen des »New Public Management«. Doch geht es uns hier ja nicht um sie, ihre Vorzüge und Mängel, sondern um die Beziehungen zwischen dem Staat und Privatunternehmen. Ich werde daher nur insoweit auf sie eingehen, als sich beide Themen überschneiden. Die unter A und B genannten Schwächen öffentlicher Dienstleister behandle ich zusammen, da sie ähnliche Probleme aufwerfen. Punkt C wird anschließend verhandelt.


  



  Privatisierung mit und ohne Ökonomisierung


  



  Wie oben gezeigt, ist ein freier Markt etwas anderes als ein von Großkonzernen beherrschter Markt. Der Unterschied zwischen den neoliberalen Konzepten der Privatisierung und der Ökonomisierung ist ein ähnlicher (Ökonomisierungsvorschlag I). Ökonomisierung zielt darauf ab, Dienstleistungen staatlicher Anbieter marktfähig zu machen. Das setzt nicht unbedingt voraus, daß die Produktionsmittel in Privatbesitz übergehen; die öffentliche Hand hat über lange Zeit Dienstleistungen erbracht, die der Verbraucher eigens einkaufen mußte, und deren Qualität und Quantität sich an dem Preis orientierte, den der Verbraucher zu zahlen bereit war. Alternativ kann man die Ökonomisierung auch innerhalb einer (privatwirtschaftlichen oder öffentlichen) Organisation vorantreiben, indem man sogenannte »interne Märkte« schafft oder Abteilungen als »Profitcenter« führt. Welche Dienstleistungen von welchen Abteilungen erbracht werden, legt die betroffene Organisation selbst fest, entweder aufgrund von Grundsatzentscheidungen des Managements, deren Einzelheiten meist mit den Abteilungen ausgehandelt werden, oder als Ergebnis des »freien Spiels der Kräfte« auf dem internen Markt. Oft werden beide Verfahren vermischt, wobei der Markt nur einige Dinge regulieren darf, während das Management etwa feste Preise vorgibt.


  Unter Privatisierung hingegen versteht man die Überführung öffentlichen Vermögens in Privateigentum, durch Verkauf oder auf andere Weise. Das kann mit einer Ökonomisierung einhergehen oder auch nicht; letzteres ist etwa der Fall, wenn ein öffentlicher Versorgungsbetrieb an einen privaten Monopolisten verkauft wird, dessen Angebote der Endverbraucher kaum oder gar nicht durch sein Kaufverhalten beeinflussen kann. Solche Privatisierungen werden häufig damit begründet, daß sie es dem Staat ermöglichten, private Gelder zur Finanzierung größerer Investitionen heranzuziehen, anstatt die Steuern oder die Kreditaufnahme zu erhöhen.


  Echte Märkte wurden durch solche Privatisierungen nur selten eröffnet. Vielmehr führt die Unmöglichkeit echten Wettbewerbs in den meisten Fällen zur Entstehung von Oligopolen oder Monopolen. Ein Beispiel dafür ist die Privatisierung des Schienennetzes, auf dem die britischen Eisenbahnen verkehren. Da man fürchtete, daß eine echte Privatisierung des Schienennetzbetreibers zu Sicherheitsproblemen führen könne, schuf man ein ungewöhnliches Eigentumsmodell, das den Anschein eines Staatsbetriebs vermeiden und zugleich kein Monopol sein sollte. Unter dem Namen Network Rail wurde eine Organisation gegründet, die sich als ein auf kommerzieller Basis arbeitendes Privatunternehmen versteht. Es gibt jedoch keine Aktionäre, und der gesamte Gewinn wird wieder ins Schienennetz investiert. Im Vorstand sitzen Vertreter der Bahnbetreiber und der Bahnkunden. Das Unternehmen wird von einer Regulierungsbehörde, dem Office of Rail Regulation (ORR), beaufsichtigt, sein Betrieb vom Staat garantiert. Die eigentlichen Bahnbetreiber hingegen blieben in privater Hand, obwohl es Wahlmöglichkeiten für die Bahnkunden lediglich auf einigen wenigen vielbefahrenen Strecken gibt.


  Auf den Mangel an Markt, der solche Monopolprivatisierungen kennzeichnet, reagiert der Staat mit der Gründung von Aufsichtsbehörden. Solche Regulierungsmaßnahmen sind an sich klassische staatliche Antworten auf Marktversagen, doch die modernen Regulierungsverfahren basieren auf hochentwickelten ökonomischen Modellen, bei denen es nicht um Bürokratie, sondern um die Nachbildung dessen geht, was auf einem echten Markt geschehen würde. Eine Privatisierung bedeutet daher in der Regel keine »Rückkehr des Marktes«, sondern ist der Versuch einer neuartigen Kompromißbildung zwischen Markt und Behörde, zwischen Privateigentümern und einer an Marktprinzipien orientierten Regulierung. Staatliche Agenturen spielen dabei nach wie vor eine Hautprolle.


  Die Nutzer solcher privatisierten Dienstleistungen bemerken nur selten, daß sich etwas verändert hat. Zumeist wird das staatliche Monopol einfach auf ein Privatunternehmen übertragen, von dem die Verbraucher dann wie zuvor beliefert werden: Der eigentliche »Kunde« ist der Staat, nicht der Konsument. Wenn man annimmt, daß der Staat bei solchen Vereinbarungen ein gutes Geschäft zu machen ver sucht, könnten theoretisch auch die Bürger als Steuerzahler davon profitieren, daß die Kosten sinken und Steuermittel für andere Zwecke freiwerden. Als Konsumenten jedoch profitieren sie unter Umständen nicht im geringsten, sondern müssen feststellen, daß eine Vereinbarung, die einen Großkonzern und eine Behörde zufriedenstellt, nicht unbedingt ihren Wünschen entspricht. Vor allem ist es nicht unwahrscheinlich, daß es im Zuge der Privatisierung zu einer Zentralisierung des Angebots kommt, bei der die Verbrauchernähe flöten geht. Natürlich würden die Vertreter der Chicagoer Schule einwenden, daß dies Effizienzgewinne einbringe, die das Gesamteinkommen der Wirtschaft steigerten und damit der Konsumentenwohlfahrt dienten. Wenn die Verbraucher entgegnen, sie hätten aber lieber lokale, wenn auch etwas weniger effiziente Anbieter, wirft man ihnen vor, sie verstünden nicht, was in ihrem besten Interesse sei. Da sie am Vertrag zwischen der Behörde und dem privaten Auftragnehmer nicht beteiligt sind und sich die Politik nach neoliberaler Auffassung aus Fragen, die das konkrete Dienstleistungsangebot betreffen, heraushalten sollte, werden sie erst gar nicht nach ihrer Meinung gefragt.


  Ein Beispiel dafür ist die vom britischen Staat seit 2008 verfolgte Politik, die im Stadtgebiet verstreuten Hausärzte zum Zusammenschluß in »Polikliniken« zu ermutigen. Bei manchen schweren Krankheiten können diese kleinen Krankenhäuser durchaus nützlich sein. Doch für den Großteil der hausärztlichen Tätigkeit, bei dem es um kleinere Gebrechen älterer und einkommensschwacher Menschen oder kleiner Kinder geht, ist die Nähe der Praxis zum Wohnort des Patienten, die lange Wege unnötig macht, ein hochgeschätztes Qualitätsmerkmal. Es ist älter als das nationale Gesundheitswesen, welches, sosehr es die Advokaten der Ökonomisierung auch als zentralistische Zwangsbehörde karikieren, selbst in seiner Hochzeit nie davon abgekommen ist. Zentrale Großkliniken sind vielmehr ein Merkmal der medizinischen Versorgung durch private Gesundheitsanbieter. Es überrascht nicht, daß die meisten Ausschreibungen für solche Kliniken von Unternehmen gewonnen wurden, mit denen die bestehenden Gruppen dem nationalen Gesundheitssystem angeschlossener Hausärzte nicht konkurrieren können. Die britische Regierung, die versprochen hatte, sich große Mühe zu geben, um einen »Markt« im Gesundheitswesen zu schaffen, hatte die Unternehmen vorab befragt, welche Organisationsform des Gesundheitswesens sie zu einem Eintritt in die Branche bewegen würde.


  



  Privatunternehmen verdrängen staatliche Betriebe


  



  Da Ökonomisierungsvorschlag II ausschließlich den Wettbewerb zwischen öffentlichen Anbietern (etwa verschiedenen Schulen oder Krankenhäusern) betrifft, gehört er hier nicht zum Thema. Der radikalere Vorschlag III hingegen sieht vor, daß Privatunternehmen Teile der Aufgaben öffentlicher Einrichtungen übernehmen. So kommen neues Kapital und neue Ideen in das ehemals rein staatliche Betätigungsfeld. Anfangs beschränkte man solche Privatisierungsprogramme auf die herstellende Industrie, die Grundversorgung und kleinere Wohlfahrtseinrichtungen, die nicht im Rampenlicht der Politik standen. Seit Ende der neunziger Jahre hat sich dies in vielen Ländern geändert, da immer mehr Regierungen sich dafür entschieden, die Wahlmöglichkeiten innerhalb des öffentlichen Dienstes via Ökonomisierung zu erhöhen.


  Die radikalsten Schritte unternahmen einmal mehr die britischen Labour-Regierungen 1997-2010 und ihre konservativ-liberalen Nachfolger. Anfang des 21. Jahrhunderts ver abschiedete sich die Labour-Party von der Überzeugung, daß manche Dienstleistungen vom Staat erbracht werden sollten. Sie beruhte auf der Annahme, daß es so etwas wie ein Berufsethos des öffentlichen Dienstes gebe, das als Motivationsgrundlage etwa im Gesundheitswesen besser geeignet sei als pures Gewinnstreben. Wie Vertreter anderer Parteien auch gelangten die Labour-Spitzenpolitiker jedoch zu der Auffassung, daß die Unzulänglichkeiten des öffentlichen Dienstes auf das Versagen der Mitarbeiter, insbesondere des Führungspersonals zurückzuführen seien. Mitte-rechts-Parteien, die neoliberalen Ideen von Haus aus näherstehen, hatten die Staatsbediensteten seit jeher im Verdacht, aus Mangel an Konkurrenz wenig Rücksicht auf die Wünsche ihrer Kunden zu nehmen. Mitte-links-Parteien hingegen haben in ihnen eher ihre genuinen Wähler gesehen, obwohl auch sie relativ wohlhabenden elitären Berufsgruppen traditionell mißtrauen und ihnen Arroganz vorwerfen. Nach Auffassung des gesundheitspolitischen Beraters der Labour-Premierminister, Julian LeGrand (2006), will das herkömmliche Berufsbild die Öffentlichkeit glauben machen, Hausärzte beispielsweise seien »Ritter«, die aufgrund ihres Berufsethos stets nach bestem Wissen und Gewissen handelten. In Wahrheit verhielten sich jedoch nur wenige ganz und gar ritterlich. Es sei im Zweifel besser, ein Übermaß an Vorsicht walten zu lassen und sie als potentielle »Schurken« zu betrachten, die nur dann korrekt handeln, wenn es einen finanziellen Anreiz dafür gibt. Die Umsetzung dieser Idee machte es erforderlich, das Vertrauen in ein Berufsethos wo immer möglich durch eine marktwirtschaftliche Beziehung zwischen Anbieter und Kunden zu ersetzen.


  Wir müssen hier zwischen Berufsethos und dem Ethos des öffentlichen Dienstes unterscheiden. Historisch entwickelte sich ersteres im Bereich privat erbrachter Dienstleistungen, bot allerdings durch Standesregeln und gesetzliche Vorschriften, die den Wettbewerb einschränkten, auch Schutz vor den Kräften des Marktes. Seither hat man immer wieder diskutiert, ob solche Wettbewerbsbeschränkungen die Kunden vor dem Profitstreben der Fachleute schützen (z. B. vor Zahnärzten, die unnötige Behandlungen verschreiben, um mehr Geld aus einem Patienten herauszuholen), oder ob sie es diesen im Gegenteil erlauben, überhöhte Preise zu verlangen und keine Rücksicht auf Kundenwünsche zu nehmen. Der aufkommende Sozialstaat zog einige dieser Dienstleistungen, vor allem in den Bereichen Bildung und Gesundheit (zumindest für die Bevölkerungsmehrheit), in den öffentlichen Sektor, wo sie neben den herkömmlichen Staatsaufgaben der öffentlichen Verwaltung, der Verteidigung und der Staatskirche standen. Das Konzept einer Kombination von Berufsethos und öffentlichem Dienst entwickelte sich in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Vertreter vieler politischer Schattierungen, besonders aber der linken Mitte, sahen in dieser Kombination eine Motivationsgrundlage, die dem Gewinnstreben des privaten Sektors überlegen war. Genau diese Auffassung wurde dann von LeGrand und anderen Neoliberalen attackiert.


  Wer LeGrands These zustimmt, es sei besser, Menschen egoistische Absichten zu unterstellen, als auf ihre Ritterlichkeit zu vertrauen, muß das Gewinnstreben als Motivationsgrundlage beruflichen Handelns jeglicher Moralität vorziehen. LeGrand selbst wollte in erster Linie interne Märkte im öffentlichen Dienst etablieren und die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher erweitern. Doch seine Thesen führten logischerweise auch dazu, daß die Behörden private Lieferanten bevorzugten, denen man das Gewinnstreben nicht erst beibringen mußte.


  Um im öffentlichen Sektor Märkte zu etablieren, mußte man Unternehmen dazu bewegen, in den Wettbewerb ein zutreten. Man schrieb vor, daß die lokalen Schulbehörden neue Schulen nur dann selbst einrichten dürften, wenn sich kein privater Vertragsnehmer dazu bereitfand. Die lokalen Gesundheitsbehörden mußten die von den vor Ort etablierten Ärzten angebotenen Dienstleistungen ausschreiben, um neuen Anbietern eine Chance zu geben. Die britische Regierung stand auch in enger Absprache mit amerikanischen und anderen Unternehmen, um in Erfahrung zu bringen, unter welchen Umständen sie bereit wären, im britischen Gesundheitswesen tätig zu werden. Später wurden die Behörden aufgefordert, Privatunternehmen über ihre Aufgaben und Arbeitsweisen zu informieren, damit diese sich anschließend an Ausschreibungen beteiligen und die Arbeit der Behörden übernehmen konnten.


  All diese Dinge wurden damit begründet, daß es notwendig sei, dort »einen Markt zu schaffen«, wo es zuvor keinen gegeben hatte. Gemessen an der klassischen Vorstellung, wonach der Kunde »König« ist, muß man das Verfahren als merkwürdig bezeichnen. Letztlich flehte der Staat die Unternehmen an: »Bitte akzeptiert uns als Kunden!« Und so waren es die Anbieter, nicht der öffentliche Dienst oder seine Nutzer, die von den auf diese Weise geschaffenen Märkten profitierten.


  Bis heute halten die britische und andere, ähnliche Strategien verfolgende Regierungen daran fest, daß bestimmte Dienstleistungen dem Endverbraucher kostenlos (oder zum Selbstkostenpreis) zur Verfügung gestellt werden sollen. Bei solchen ökonomisierten öffentlichen Angeboten (ganz gleich, ob sie von Behörden oder Privatunternehmen erbracht werden) haben demnach die Nutzer die Auswahl, die Anbieter machen entsprechende Gewinne, und der Staat, nicht der Nutzer, bezahlt das Ganze. Insofern ist tatsächlich nicht der Nutzer, sondern der Staat der »Kunde«. Problematisch ist auch, daß der umfassende Service, den Gesundheits- und Bildungspolitiker fordern, für private Lieferanten nicht unbedingt attraktiv ist. Ein wichtiges Element in der Strategie jedes Unternehmens, das auf einem echten Markt aktiv ist, besteht im Finden der passenden Nische: Schließlich können nicht nur Kunden Anbieter auswählen, auch letztere können bevorzugt auf bestimmte Kunden zielen. Wenn sie ohne diesen wichtigen Aspekt der unternehmerischen Freiheit zurechtkommen und jeden als Kunden akzeptieren sollen, verlangen sie zum Ausgleich großzügig gestaltete, langfristige Verträge. Tatsächlich ist dies häufig auch berechtigt, da es etwa für Unternehmen, die lokale Bildungseinrichtungen oder Gefängnisse betreiben, unmöglich ist, ihre Ausrichtung und Strategie alle paar Monate zu ändern.


  Aber die Tatsache bleibt, daß durch die Ausschreibung von Dienstleistungen, deren Nachfrage über Jahre vom Staat garantiert wird, ein hochattraktiver Anbietermarkt für Unternehmen entsteht. Zu einer Zeit, da sich der globale Wettbewerb auf allen Märkten verschärft, sind Staatsaufträge äußerst reizvoll. Dies erklärt auch, warum Vertreter der Privatwirtschaft auf Regierungen und internationale Organisationen enormen Druck ausübten, die Privatisierung öffentlicher Dienste voranzutreiben. Sie hatten damit derartigen Erfolg, daß die Europäische Union, die Weltbank und andere internationale Institutionen inzwischen von jedem Staat verlangen, den öffentlichen Dienst für private, gewinnorientierte Anbieter zu öffnen.


  Britische Regierungen reagierten geradezu enthusiastisch auf solche Forderungen. Mit der Private Finance Initiative (PFI) führten sie sogenannte »Public-Private Partnerships« in Großbritannien ein. Ein wichtiger Grund dafür war, die Finanzierung für unverzichtbar erachteter Bauvorhaben, etwa neuer Schulen und Krankenhäuser, zu bewerkstelligen, oh ne die Steuern zu erhöhen oder den Staatshaushalt mit neuen Schulden zu belasten. Der private Sektor finanziert das jeweilige Projekt und ist folglich auch Eigentümer der Einrichtungen. In der Theorie übernimmt das Unternehmen damit auch die mit der Kapitalbeschaffung verbundenen Risiken. Seit der Finanzkrise vergibt allerdings zumindest in Großbritannien der Staat Bürgschaften für die PFI-Verträge - aus Angst, die Unternehmen könnten sonst das Interesse an ihnen verlieren (»Bitte akzeptiert uns als Kunden!«).


  Der PFI-Vertragsnehmer vermietet die von ihm finanzierten Einrichtungen für eine festgelegte Zahl von Jahren und eine bestimmte Summe an die öffentliche Hand. Während dieser Zeit werden sie dann von der Firma und der zuständigen Behörde gemeinsam gemanagt. Dabei gibt es jedoch ein großes Problem. So kann die jeweilige Behörde auf Organisationsformen und Arbeitsweisen einer Schule oder eines Krankenhauses, die im Rahmen eines PFI-Projekts finanziert wurden, kaum noch Einfluß nehmen, da sie häufig für zwanzig oder manchmal gar dreißig Jahre vertraglich festgelegt wurden. Einen »Markt« gibt es hier nur im kurzen Moment des Vertragsschlusses; anschließend hat man es mit einem unflexiblen privaten Monopol zu tun, das auf längere Zeit keine Konkurrenz zu fürchten hat.


  Wie viele Privatisierungen bringen auch solche langfristigen PFI-Verträge zwar Privatunternehmen ins Spiel, schränken die Rolle des Markts aber gleich wieder ein. Auch daran zeigt sich, daß neoliberale Politik weniger den Markt fördert als das Unternehmen. Die beauftragende Behörde verliert für die Dauer des Vertrags die Möglichkeit, die Macht auszuüben, die ein Kunde auf dem Markt für gewöhnlich hat, und auch dem Endverbraucher bleiben oft keinerlei Wahlmöglichkeiten. Der eigentliche Kunde des Vertragsnehmers ist die beauftragende Behörde. Auf die Möglichkeiten, die ein Kunde gewöhnlich hat, verzichtet diese durch den Vertrag; zugleich kann sich die Öffentlichkeit nicht mehr mit »staatsbürgerlichen« Forderungen an die Behörde wenden, da diese die Verantwortung für die Dienstleistungen abgetreten hat. In manchen Fällen, in denen eine schier endlose Kette von Subunternehmern entstanden ist, setzt jede Berücksichtigung von Kundenwünschen das Tätigwerden von Rechtsanwälten voraus, die im Vertragsdickicht nach dem dafür zuständigen Unternehmen fahnden. Das zeigte sich während der ersten Stufe der Bahnprivatisierung in Großbritannien, als sich nach einem offenbar durch mangelhafte Instandhaltung der Schienen verursachten Zugunglück kaum bestimmen ließ, wem in welchem Vertrag welche Zuständigkeit übertragen worden war.


  Langfristige Verträge befreien die Anbieter vom täglichen Konkurrenzdruck des Marktes, weil ein Markt nur zum Zeitpunkt der Ausschreibung existiert. Dadurch wird es für Unternehmen reizvoll, den Behörden immer neue Dienstleistungen anzubieten. Straßenbauunternehmen, deren Kunden fast ausschließlich Behörden waren, fingen bald an, diesen auch Verwaltungsdienstleistungen anzubieten. Das »Kerngeschäft« solcher Unternehmen besteht darin, behördliche Ausschreibungen zu gewinnen, fast völlig unabhängig davon, worum es bei der ausgeschriebenen Tätigkeit eigentlich geht. Ihre Position beruht darauf, daß sie Angebote formulieren und Formulare ausfüllen können - und daß sie enge Beziehungen zu lokalen oder nationalen Behörden und Politikern unterhalten (dazu unten mehr).


  Daneben wirft der Versuch, den privaten und den öffentlichen Sektor zu verschmelzen, ein weiteres, ganz anders geartetes Problem auf. Wo, wie es bei solchen Arrangements normalerweise der Fall ist, der Markt kaum eine Rolle spielt, die fragliche Dienstleistung jedoch unverzichtbar für das tägliche Leben und eine Regulierung nach wie vor nötig ist, erwartet die Öffentlichkeit noch immer, daß sich der Staat irgendwie an dieser Dienstleistung beteiligt. Der neoliberalen Theorie zufolge darf das nicht sein. Die Beziehung von Staat und Vertragsunternehmen ist die von Auftraggeber und Auftragnehmer. Zunächst fordert der Auftraggeber die potentiellen Vertragsnehmer auf, ein Angebot für eine Aufgabe abzugeben, die in einem Ausschreibungsdokument detailliert definiert wird. Einzelne Anbieter dürfen weder Insiderinformation von Vertretern des Auftraggebers noch Einblick in die Angebote der Konkurrenz erhalten. Zu einem festgelegten Datum werden die Gebote geöffnet. Anschließend kommt es unter Umständen zu Verhandlungen über Detailfragen mit einigen Anbietern, bis man zu einer Entscheidung kommt. Die Auftraggeber können auch auf den Erfahrungen aus früheren Projekten beruhende, öffentlich einsehbare Listen bevorzugter Vertragsnehmer erstellen. Dadurch können Auftraggeber und Vertragsnehmer aus diesen Erfahrungen lernen, allerdings müssen solche Listen natürlich regelmäßig revidiert und aktualisiert werden. Zuletzt legt der Auftraggeber sämtliche Leistungen im einzelnen fest, deren Erbringung er wünscht, und der Auftragnehmer unterzeichnet den Vertrag, der ihm einen bestimmten Betrag als Gegenleistung verspricht. Zuweilen enthält ein solcher Vertrag Revisionsmöglichkeiten, die dann aber stets terminlich festgelegt und inhaltlich definiert sind.


  Daß PFI-Verträge auf diese Weise abgeschlossen werden, soll verhindern, daß es beispielsweise aufgrund enger Kontakte zwischen Vertretern der Behörde und bestimmten Anbietern zu Korruption kommt. Das Verfahren sorgt zudem für einen hohen Grad an Wettbewerb unter den Vertragsnehmern und bindet sie an die Bedingungen, mit denen sie die Ausschreibung gewannen. Jede engere, kontinuierliche oder informelle Kommunikation zwischen Vertretern der auftraggebenden Behörde und der Bieter gefährdet dies. Idealerweise sollten diese Regeln auch für die Auftragsvergabe innerhalb des privaten Sektors gelten; im öffentlichen Sektor jedoch sind sie unverzichtbar. Wenn ein Privatunternehmen Aufträge nach Sympathie vergibt und seinen Mitarbeitern erlaubt, freundschaftliche Beziehungen zu Lieferanten zu entwickeln, agiert es unwirtschaftlich und wird irgendwann vom Markt bestraft; der öffentliche Sektor muß sich dem Markt nicht aussetzen, weshalb sich die Auftragsvergabe aufgrund von Sympathie oder sogar Bestechung hier theoretisch auf unbestimmte Zeit fortsetzen ließe.


  Das Problem mit diesen Idealmodellen ist, daß sie im privaten Sektor nicht funktionieren, nicht nur, weil es zuweilen doch zu Korruption kommt, sondern durchaus auch mit guten Gründen, zu denen wir gleich kommen werden. Wenn eine ähnliche Lockerung der Regeln im öffentlichen Sektor verboten ist, verhindert dies, daß Techniken zum Zuge kommen, die Unternehmen entwickelt haben, um die Härten formeller Ausschreibungen zu umgehen. Wäre eine solche Lockerung erlaubt, wüchse die Gefahr von Korruption.


  Formelle Ausschreibungen sind problematisch, insofern sie eine flexible Anpassung an die sich bei komplexen Aufgaben unvermeidlich ändernden Verhältnisse erschweren. Es ist unmöglich, in einem Vertrag alle unvorhergesehenen Probleme zu berücksichtigen, die sich später bei der Umsetzung ergeben. In seinen im vorigen Kapitel erwähnten Studien zur Organisationsstruktur von Unternehmen stellt Oliver Williamson fest, daß die Vertreter von Auftraggebern und -nehmern, die über komplexen Verträgen brüten, quasi von selbst miteinander zu kooperieren beginnen, um die Arbeit bewältigen zu können - selbst wenn dies bedeutet, die Ausschreibungsbedingungen in gewissem Maß zu verändern -, und dabei nicht selten vergessen, daß sie eigentlich verschiedene Parteien des Vertrags repräsentieren.


  Zweifellos geschieht dergleichen auch, wenn der Staat Auftraggeber und ein Privatunternehmen Auftragnehmer ist. Eine Firma verpflichtet sich vertraglich etwa, über mehrere Jahre eine bislang dem Staat gehörende Bahnstrecke zu betreiben. Unvermeidlich werden die Mitarbeiter der Firma eng mit Vertretern des zuständigen Ministeriums oder der mit der Überwachung der Bahn beauftragten Behörde zusammenarbeiten. Gut möglich, daß es dabei zu erheblichen Gewinnen an wirtschaftlicher Effizienz kommt. Da jedoch einer der Vertragspartner der Staat bzw. eine Behörde ist, unterliegen die Anpassungen des Vertragstextes nicht dem strengen Test auf Wirtschaftlichkeit, dem sie ein Privatunternehmen unterziehen würde. Außerdem handelt es sich nicht um Änderungen am Vorhaben eines Privatunternehmens, die auf Vorschläge eines anderen Privatunternehmens zurückgehen, sondern um eine Änderung der politischen Zielsetzungen einer Behörde, die auf die Anregung eines Privatunternehmens erfolgt.


  Weitere Probleme werfen die stillschweigenden Absprachen auf. Ein Auftragnehmer bringt in einen Vertrag nicht nur die spezifizierten und mit einem Preis versehenen Tätigkeiten ein, die seinem Angebot am Markt entsprechen, sondern auch sämtliche Externalitäten, über die er verfügt. So etwa, wenn ein Vertragsunternehmen Teil eines Netzwerks leistungsstarker Firmen ist, die ihr Wissen untereinander austauschen. Der Auftraggeber profitiert dann von diesem Netzwerk, von dem im Vertrag nichts steht. Die Netzwerkeffekte sind jedoch implizit Teil des Vertrags, da sie die Leistungsfähigkeit des Vertragsnehmers erhöhen, aufgrund deren er die Ausschreibung gewann. Wenn man jedoch unterstellt, daß implizite Bedingungen nicht geprüft werden können, wie kann dann der Auftraggeber beurteilen, ob die versprochene Leistung ihr Geld wert ist oder nicht? Im Fall eines gut vernetzten Unternehmens könnte man davon ausgehen, daß sie ihr Geld wert sein wird. Doch was, wenn die Externalität, von der der Vertragsnehmer profitiert, lediglich in der Erfahrung besteht, wie man Ausschreibungen gewinnt? Was ist, wenn die Externalität nicht die Fähigkeit betraf, eine gute substantielle Leistung zu erbringen, sondern die Fähigkeit, die Vertreter des Auftraggebers »richtig« zu behandeln, oder einfach eine gewisse Cleverness im Umgang mit öffentlichen Ausschreibungen? Das Kerngeschäft solcher Unternehmen besteht darin, sich staatliche Aufträge zu angeln, nahezu ungeachtet dessen, um welche Aufgaben es sich dabei handelt. Solche Fertigkeiten helfen einer Firma womöglich, Aufträge an Land zu ziehen, ohne die geringste Verbesserung der betreffenden Dienstleistung zu versprechen, geschweige denn zu erreichen. Auch das geschieht ohne Zweifel ebenfalls bei Verträgen zwischen Privatunternehmen. Doch wenn der Staat der Auftraggeber ist, sind die damit einhergehenden Risiken höher, da es an einer Überprüfung der Fähigkeiten am Markt mangelt.


  Kommen wir abschließend zum dritten Punkt der neoliberalen Kritik an öffentlichen Dienstleistern: Ihnen fehle die Nähe zur Wirtschaft.


  



  Wirtschaftsferne Verwaltung


  



  Das klassische Verständnis des öffentlichen Dienstes sah eine Distanz zwischen diesem und der Privatwirtschaft vor. Einmal um die Märkte vor politischen und administrativen Interventionen zugunsten »befreundeter« Firmen zu schützen, zum anderen, um Korruption zu verhindern. Tatsächlich ist das Konzept eng mit dem Glauben an den freien Markt verbunden: Wenn dieser funktionieren soll, darf es keine Interfe renzen zwischen den Mitarbeitern von Behörden und Firmen geben. Dies führt jedoch, so heißt es, unter anderem dazu, daß der öffentliche Dienst von Entwicklungen im privaten Sektor abgeschnitten wird, wo der Wettbewerbsdruck konstante Innovationen erzwingt. Auf diese Kritik haben neoliberale Regierungen auf zweierlei Weise reagiert.


  Erstens haben sie öffentliche Körperschaften gedrängt, wie Unternehmen auf dem Markt zu agieren. Sie haben dies mit Hilfe der in Tabelle 3 genannten Praktiken getan, der Einführung interner Märkte und eines Wettbewerbs zwischen Abteilungen sowie vor allem der Übernahme von Leistungszielen in den öffentlichen Dienst. Außerdem hat man das Konzept von Auftraggeber (die Politik) und Auftragnehmer (das Topmanagement des öffentlichen Dienstes) vom neoliberalen Unternehmensmodell übernommen, wo der Auftraggeber (die Aktionäre) den Auftragnehmer (die Unternehmensführung) damit beauftragt, den Wert der Aktien zu maximieren. Eine Analogie für die Maximierung des Aktienwerts findet sich im Fall des öffentlichen Dienstes nicht so ohne weiteres. Wenn Politiker die Auftraggeber sind, müßte es logischerweise um die Maximierung ihrer Wahlerfolge gehen; folglich wären Wählerstimmen das Äquivalent der Dividende. Doch Demokratie ist nicht dasselbe wie Gewinnstreben, bei dem alles auf einen einzigen konkreten Indikator hinausläuft. Die politische Entwicklung muß ständig von Politikern, ihren Beratern und der Öffentlichkeit interpretiert werden. An die Stelle des alten Ethos des öffentlichen Dienstes tritt daher letztlich nicht marktwirtschaftliches Denken, sondern das Denken von Politikern und immer mehr auch das ihrer Berater aus der Wirtschaft.


  Dabei versucht man, die durch solche Ökonomisierungsstrategien aufgeworfenen Probleme und Fragen sowohl der öffentlichen Debatte wie auch einer moralischen Betrachtung zu entziehen. Das kann jedoch nicht gelingen, da in Fragen unseres Zusammenlebens technokratische Antworten niemals ausreichen. Innerhalb eines Unternehmens mag man auf die Frage »Warum tun wir dies?« routinemäßig mit »Weil es unseren Gewinn maximiert« antworten können. Im gesellschaftlichen Umfeld ist dies jedoch nicht möglich. So, wie die Dinge Anfang des 21. Jahrhunderts liegen, laufen solche Fragen letztlich bei der Gesellschaft auf, da sie niemand sonst beantworten mag. Es ist für Beamte und Politiker grundsätzlich schwierig bis unmöglich, Prinzipiendebatten abschließend zu entscheiden. Dies wiederum beschränkt ihre Fähigkeit, es der Privatwirtschaft gleichzutun. Daß sie es trotzdem versuchen, kann man angesichts der Schwierigkeit solcher Fragen verstehen.


  Zweitens haben neoliberale Regierungen die Mitarbeiter des öffentlichen Dienstes aufgefordert, den Kontakt zu Wirtschaftsunternehmen zu suchen und von ihnen zu lernen. Damit wurde die alte Idee einer unverzichtbaren Distanz zwischen dem öffentlichen Dienst und der Wirtschaft aufgegeben. Privatwirtschaftliche Berater dringen tief in die Behörden ein, wo sie nicht nur ihren Rat anbieten, sondern Politik gestalten und ihre eigenen Produkte zum Kauf empfehlen. Das kommt beispielsweise häufig vor, wenn Behörden ihre EDV modernisieren wollen. Auch wurden Mitarbeiter von US-Gesundheitsfirmen auf Beraterposten im britischen Gesundheitsministerium berufen, um an der erwähnten Bestimmung der Aufgaben von Privatunternehmen im Gesundheitswesen mitzuwirken. Dieser Austausch findet auch in der Gegenrichtung statt, indem Politiker und Beamte den öffentlichen Dienst verlassen und als Berater in die Wirtschaft gehen, wo sie ihrem Arbeitgeber mit Hilfe ihrer Kontakte zu neuen Aufträgen verhelfen.


  In Großbritannien lockerte man die Vorschriften, die für solche Fälle längere Karenzzeiten vorschrieben, um Kontakte zwischen öffentlicher Hand und Wirtschaft zu fördern. So nahm etwa die ehemalige Staatssekretärin im Gesundheitsministerium Patricia Hewitt unmittelbar nach Ende ihrer Amtszeit zwei gutbezahlte Beraterstellen an, eine bei Boots, einer Apothekenkette, die in ihren Filialen hausärztliche Dienstleistungen anbieten wollte, die andere bei Cinven, einem Private Equity-Unternehmen, das gerade mehrere private Krankenhäuser erworben hatte. John Reid, als Innenminister mit der inneren Sicherheit befaßt, war anschließend für Sicherheitsfirmen tätig, die sich um staatliche Aufträge bewarben.


  Zwischen diesen Entwicklungen und der Ökonomisierung besteht eine paradoxe Beziehung. Einerseits versucht der Staat, indem er sich von Personen und Organisationen des privaten Sektors beraten läßt, von marktwirtschaftlichen Vorgehensweisen zu lernen. Andererseits geht er dabei das Risiko ein, den Markt zu untergraben. Eine enge Beziehung zwischen Beamten und Unternehmen, die zu privilegierten Insiderfirmen werden, errichtet Zugangsbarrieren und führt zum Ausschluß von Konkurrenz. Das wohl beste Beispiel dafür ist die Auftragsvergabe an Privatunternehmen, die die US- Administration unter George W. Bush während der Kriege in Afghanistan und im Irak in den Bereichen Militär und Ölförderung vornahm. Mit Verweis auf die in diesem Kontext erforderliche Geheimhaltung wurden viele dieser großen Aufträge ohne Ausschreibung vergeben. Zu den Profiteuren dieser Praxis gehörten unter anderem die Firma Halliburton, deren Vorstandsvorsitzender US-Vizepräsident Richard Cheney gewesen war. Der Firma Blackwater, einem Sicherheitsunternehmen, das über 90 Prozent seiner Einkünfte aus amerikanischen Staatsaufträgen bezog, wurde jegliche Betätigung im Irak schließlich von der irakischen Regierung verboten, nachdem es Hinweise auf mißbräuchliche Praktiken und Korruption gegeben hatte. Das Unternehmen firmiert inzwischen unter dem Namen Xe Services.


  Damit kommen wir zum grundlegenden Dilemma der neoliberalen Strategie: In dem Versuch, bestimmte Formen staatlicher Intervention ins Wirtschaftsgeschehen einzudämmen, schafft sie Raum für Verflechtungen beider Bereiche, die ernsthafte Probleme sowohl für den freien Markt als auch für die Redlichkeit öffentlicher Institutionen aufwerfen.


  



  Zusammenfassung


  



  Unsere Überlegungen in diesem Kapitel führen zu drei beunruhigenden Schlußfolgerungen. Erstens: Auch wenn die neoliberale Kritik zutreffend benannte, woran der klassische öffentliche Dienst krankte, hat sich die von ihr empfohlene Medizin als keineswegs besser erwiesen. Etwa wenn die zu vielen Ökonomisierungs- und Privatisierungsstrategien gehörenden Maßnahmen gegen die Machtkonzentration bei den Beamten einen Machtgewinn privater Vertragsfirmen herbeiführten.


  Einmal mehr lernen wir hier, den Anbietern von Patentlösungen mißtrauisch gegenüberzustehen - ob sie uns nun die freie Marktwirtschaft »verkaufen« wollen oder, wie früher die Sozialisten behaupteten, die Verstaatlichung der Wirtschaft werde uns von allen menschlichen Übeln erlösen. Es ist verständlich, daß Politiker und ihre Berater nach einfachen, pauschalen Lösungen suchen, die sich immer wieder anwenden lassen, nach einem in sich konsistenten Repertoire, auf das sie jederzeit zurückgreifen können, wenn ein neues Problem auftaucht, auf das sie nicht vorbereitet sind. Viele von ihnen glauben, ihre komplexen und riskanten Aufgaben nur so bewältigen zu können. Doch Pauschalangebote jedweder Art enthalten immer nur Lösungen für manche Probleme, und jede Politik hat ihre Kehrseite.


  Die zweite Schlußfolgerung bezieht sich auf das Kernthema dieses Buchs: die beunruhigende Rolle, die Konzerne in der Gesellschaft spielen. Während die politische Debatte um die Frage »Staat oder Markt« kreist, wird das Großunternehmen von beiden Seiten meist letzterem zugerechnet. Doch wie wir gesehen haben, stimmt das gar nicht; der Markt braucht nicht unbedingt Konzerne und umgekehrt. Zudem verfügt der Neoliberalismus über kein befriedigendes Konzept des Unternehmens, abgesehen vom ungenügenden Chicagoer Ansatz, den wir im vorigen Kapitel beim Thema Kartellrecht untersucht haben. So wie man dort von »Konsumentenwohlfahrt« redet, um zu verschleiern, daß man in Wahrheit die Interessen von Konzernen vertritt, sind die Vorteile der sogenannten »Ökonomisierung« der öffentlichen Dienste weniger auf seiten von deren Nutzern als auf jener der Vertragsfirmen zu suchen. Ein ungebremster Neoliberalismus würde den öffentlichen Dienst ganz und gar dem Markt überantworten, die Nutzer müßten alles selbst bezahlen, und der Staat bliebe außen vor. Das hat sich, hauptsächlich aus demokratischen Gründen, als undurchführbar erwiesen: Die Mehrheit der Wähler ist gegen die Abschaffung des in den Glanzzeiten des allgemeinen Wahlrechts gewachsenen öffentlichen Dienstes. Es kommt jedoch ein weiterer, zumeist übersehener Faktor ins Spiel. Universelle öffentliche Dienste, die vom Staat, nicht vom individuellen Nutzer finanziert werden, sind wunderbar sichere Märkte für auf Staatsaufträge spezialisierte Firmen. Im Kongreß wurde Obamas Gesundheitsreform so abgeändert, daß die amerikanischen Büger nun teilweise obligatorische, teilweise subventionierte Zahlungen an private Krankenversicherungsunternehmen zu leisten haben. Und das ist nur ein Beispiel unter vielen.


  


  Der Neoliberalismus hat sich in erstaunlicher Weise vom politischen und ökonomischen Erbe des Liberalismus verabschiedet, indem er enge Beziehungen zwischen Staat und Unternehmen für vollkommen unproblematisch hält, sofern nur letztere diese Beziehungen dominieren. Der Hauptirrtum dieser Einstellung besteht darin, daß sie übersieht, daß Unternehmen den Staat vor allem deshalb beeinflussen wollen, um sich auf dem Markt Vorteile zu verschaffen.


  Wenn Neoliberale auf wettbewerbshemmende Verflechtungen zwischen Staat und Privatunternehmen hinweisen, dann nur, weil sie auf eine bestimmte, scheinbar einfache Lösung hinauswollen: den vollständigen Rückzug des Staats aus dem Markt. Die neoliberale Doktrin verlangt, daß sich der Staat aus den Geschäften der Unternehmen heraushält - dann komme es auch nicht zu schädlichen Verflechtungen. Jeder Versuch, den Markt zu regulieren, sei geradezu eine Einladung, solche Beziehungen aufzunehmen. Tatsächlich kann jedoch nicht nur eine Regulierung, sondern auch eine Deregulierung (oder der Verzicht auf Regulierungen) schädliche Verflechtungen zwischen Firmen und Behörden herbeiführen. Die Agenda der Deregulierung, die in den neunziger Jahren zu einem unverantwortlichen Boom an den Finanzmärkten führte, ging auf einen umfangreichen Lobbyismus des Bankensektors gegenüber dem Kongreß und der amerikanischen Regierung zurück. Auch der Verzicht der amerikanischen Behörden auf jegliche Beteiligung am Gesundheitswesen, der die USA von der Mehrheit fortschrittlicher Demokratien unterscheidet, ist eine Folge des außergewöhnlichen Aufwands, mit dem Interessengruppen Einfluß auf jene Institutionen nahmen.


  Schließlich akzeptieren bis auf die radikalsten Neoliberalen alle, daß Markteffizienz nicht das einzige Ziel der Menschheit ist, und daß eine Demokratie das Recht hat, sich andere Ziele und Maßstäbe zu setzen. Doch scheint dafür immer ein Staat vonnöten zu sein, der in das eingreift, was sich ansonsten ausschließlich am Markt orientiert. Es lassen sich schwerlich Institutionen außerhalb des Staates finden, die mit größeren Externalitäten oder öffentlichen und meritorischen Gütern umgehen könnten. Der Staat wird deshalb immer auf dem Gebiet tätig werden, das die Wirtschaft für sich beansprucht; von Privatunternehmen hingegen läßt sich erwarten, daß sie die auf dem Markt erzielten Erträge nutzen, um Einfluß auf die Politik zu nehmen und Entscheidungen herbeizuführen, die für ihre ökonomischen Bestrebungen vorteilhaft sind. Der Wandel von einem Staat, der gewisse Dienstleistungen unmittelbar selbst erbringt, zu einem, der Privatunternehmen damit beauftragt, dient nur dazu, den Raum für zweifelhafte Interaktionen dieser Art ganz beträchtlich zu erweitern.


  Im sechsten Kapitel werden wir uns näher mit dem Problem der politischen Aktivität von Unternehmen in demokratischen Gesellschaften befassen. Zunächst wenden wir uns jedoch einem ganz anderen Bereich zu, in dem die neoliberale Alternative zu staatlichen Interventionen erhebliche Probleme für die Wohlfahrt der Gesellschaft aufgeworfen hat, sich zugleich jedoch als sehr wohltuend für bestimmte Firmen erwies: der Immobilienfinanzierung und den sekundären Finanzmärkten.
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  5.  NEOLIBERALER KEYNESIANISMUS: PRIVATVERSCHULDUNG STATT STAATSVERSCHULDUNG


  Man kann die Finanzkrise von 2008/09, die wir im ersten Kapitel kurz erörtert haben, als Marktversagen gigantischen Ausmaßes betrachten. Es läßt sich aber auch behaupten, daß sie auftrat, weil bestimmte Elemente des Marktes auf eine Weise perfektioniert wurden, die das Funktionieren anderer beeinträchtigte. Und das ging so: Eines der größten Probleme von Wirtschaftsunternehmen ist Ungewißheit - die Gefahr also, daß etwas Unvorhergesehenes ihre geschäftlichen Vorhaben durchkreuzt. Der Markt hat eine Lösung für dieses Problem. Bei den meisten Formen von Ungewißheit läßt sich eine Eintrittswahrscheinlichkeit berechnen. Sobald man diese kennt, läßt sich anhand des Verlusts, der durch ein Scheitern des Vorhabens einträte, die Ungewißheit in ein kalkulierbares Risiko verwandeln, das einzugehen einen bestimmten Geldbetrag wert ist. Das ist das Prinzip jeder Versicherung. Die auf diese Weise bestimmten Risiken lassen sich dann auch am Markt handeln. Die meisten Käufer tragen dabei komplexe Portefeuilles zusammen und machen Gewinne, indem sie mehr riskante Vorhaben absichern, die schließlich doch erfolgreich sind, als solche, die scheitern. Ein solcher Markt ist unverzichtbar zur Absicherung von Innovation und unternehmerischer Dynamik; ohne ihn wären wir alle ärmer.


  In einem nächsten Schritt können die Risikohändler allerdings, anstatt einfach abzuwarten, ob sie ihre Wette gewinnen, das Risiko an einen anderen Händler weiterverkaufen. Sie kalkulieren dann weniger mit der Erfolgswahrscheinlichkeit des ursprünglichen Vorhabens als mit dem Preis, den sie für die Übernahme des damit verbundenen Risikos auf einem sekundären Markt erzielen können. Der Wert eines Risikos hängt dann vor allem davon ab, was potentielle Käufer dafür zu bezahlen bereit sind. Mag sich darin auch der Wert des ursprünglichen Risikos nach wie vor widerspiegeln, so entsteht doch eine kleine Verzerrung, da die eigentliche Kalkulationsgrundlage des ersten Händlers eine Annahme hinsichtlich des Preises ist, den ein zweiter aufgrund seiner Bewertung des Risikos zu zahlen bereit sein wird. Für sich genommen ist auch dieser sekundäre Handel hilfreich, da er dazu beiträgt, Risiken breit zu streuen.


  Seit Ende der achtziger Jahre entwickelte sich an diesen sekundären Risiko-Märkten eine Art Schneeballsystem. Auch der zweite Händler erwarb das Risiko in der Absicht, es weiterzuveräußern, und also zu einem Preis, von dem er glaubte, daß ein dritter Händler ihn bezahlen würde, der dritte Händler berechnete den Wert des Risikos anhand dessen, was seiner Meinung nach ein vierter Händler dafür ausgeben würde und so weiter. An jedem Punkt der Kette wurde der ursprüngliche Wert des Risikos ein wenig mehr verzerrt. Und diese Ketten wurden lang und immer länger, wofür vor allem zwei Faktoren verantwortlich waren. Zum einen ermöglichte die Globalisierung der Wirtschaft Investoren in immer mehr Ländern die Teilnahme am Handel mit Risiken. Der Markt expandierte in großem Maßstab, und da sich immer mehr Akteure die Risiken teilten, mußte das Risiko jedes einzelnen Händlers sinken. Auch das schien hilfreich zu sein.


  Zum anderen jedoch folgte man in vielen Ländern dem Vorbild der amerikanischen und der britischen Regierung, die nach Maßgabe der neoliberalen Agenda die Vorschriften für Finanztransaktionen gelockert hatten. In den USA erfüllte man 1999 mit dem »Gramm-Leach-Bliley Financial Services Modernization Act« eine Hauptforderung des neoliberalen Deregulierungsprogramms und schaffte den »Glass-Steagall- Act« von 1933 ab, der nach dem Wall Street-Crash 1929 er lassen worden war und es den Banken untersagt hatte, die Einlagen ihrer Kunden für hochriskante Investitionen zu verwenden. Durch die Aufhebung dieses Gesetzes erhielten die Investmentbanker Zugriff auf die Ersparnisse von Millionen Menschen, die selbst nichts davon wußten. Das war nicht so hilfreich.


  Die Risikopapiere wurden immer schneller gehandelt, die Kette der Spekulationen auf die mutmaßlichen Spekulationen anderer wurde immer länger. Mit jedem Glied, das hinzukam, entfernten sich die auf dem Markt zu erzielenden Preise ein wenig weiter von der urprünglichen Einschätzung des Risikos. Diese Verzerrungen wären nicht weiter schlimm gewesen, wenn sie lediglich auf individuell unterschiedliche Einschätzungen zurückgegangen wären. Dann hätte der Optimismus des einen Händlers den Pessimismus des anderen ausgeglichen und umgekehrt. Es herrschte jedoch ganz allgemein großer Optimismus: Der Markt wuchs konstant und streute die Risiken breiter. Zudem erfaßte der Markt - und das sollte sich als entscheidend erweisen - bereits einen derart hohen Anteil des Weltvermögens, daß den Staaten, wenn das Schlimmste eintreten und sich die Risiken als höher als allgemein angenommen erweisen sollten, nichts anderes übrig bleiben würde als einzugreifen, um das System zu retten.


  Im nächsten Schritt des Booms begannen die Banken hochgradig unterschiedliche Risiken zu bündeln und im Paket zu verkaufen. Dabei kamen sichere Kredite in unklarem Verhältnis mit nicht gesicherten Hypotheken zusammen. Die Händler aber, die sie kauften, hatten kein Interesse daran, diese Pakete genauer unter die Lupe zu nehmen, da sie darauf spekulierten, daß andere einen höheren Preis für sie bezahlen würden, da diese anderen ihrerseits darauf spekulierten, daß ihnen wieder andere einen noch höheren Preis bieten würden -aufgrund ihrer Spekulation, daß auch sie Käufer fänden, die spekulierten, daß es Käufer gab, die ... Ein nahezu unendlicher Regreß bestimmte die Preise auf dem Markt.


  In einem solchen System verdient man Geld mit der Geschwindigkeit der Transaktionen. Jedesmal, wenn man ein Risiko ein wenig teurer verkauft, als man es eingekauft hat, macht man Gewinn; also kauft man vom Erlös ein weiteres Risiko und verkauft es schnell, um noch mehr Geld zu verdienen. Die Händler, die im Auftrag von Banken die Ersparnisse und Einlagen von Millionen Privatkunden auf diesen Märkten investieren durften, erhielten Bonuszahlungen für ihre Erfolge. Diese Boni waren desto höher, je schneller der Händler kaufte und verkaufte. Das Anreizsystem verführte ihn dazu, sich auf immer kürzere Zeithorizonte zu konzentrieren.


  Die Preise, die sich auf den sekundären Märkten erzielen ließen, waren wichtiger geworden als die ursprüngliche Einschätzung des Risikos. Der Glaube setzte sich durch, daß die auf den sekundären Märkten zu erzielenden Preise den Wert eines Papiers sogar besser wiedergaben als dessen Einschätzung auf dem primären Markt, da die sekundären Märkte inzwischen ökonomisch bedeutsamer waren. Es ergab keinen Sinn mehr zu fragen, ob die auf dem sekundären Markt gehandelten Papiere »reale« Werte reflektierten; die sekundären Werte waren die realen. Es war, als würde man auf Pferde wetten, die niemals ein Rennen liefen - man setzte lediglich auf seine Erwartungen hinsichtlich der Wetten der anderen Spieler. Schießlich begannen sogar die Ratingagenturen, die die Solidität und Kreditwürdigkeit von Banken oder ganzen Volkswirtschaften unabhängig beurteilen sollen, ihre Bewertungen auf die Preise an den sekundären Märkten zu stützen. Sie änderten ihre Ratings, die bis dahin den Wert eines Unternehmens aufgrund seiner Leistungskraft, Kapitalausstattung, Marktchancen usw. abgebildet hatten, dahingehend, daß nur noch der Börsenwert dieser Dinge in Betracht gezogen wurde, der natürlich auf den Spekulationen der Aktienhändler hinsichtlich der Spekulationen anderer Aktienhändler beruhte.


  In gewisser Hinsicht entstand hier der perfekteste Markt, den die Welt je gesehen hatte. Der Wert eines Unternehmens oder die Größe eines Risikos wurden allein durch marktwirtschaftliche Mechanismen bestimmt, nicht durch individuelle Urteile; und die zunehmende Streuung der Risiken erleichterte die Beschaffung von Risikokapital zur Finanzierung innovativer Vorhaben in der »realen« Wirtschaft. Die Kaufkraft vieler Millionen Menschen stieg. Auf einer anderen Ebene jedoch zerstörten dieselben perfekten Marktprozesse andere wesentliche Bestandteile eines funktionierenden Marktes, etwa so, wie bei gewissen Krankheiten hyperaktiv wuchernde Zellen andere Organe angreifen.


  So betrachtet, fällt erstens auf, daß der Markt den Händlern Anreize gab, Informationen zu ignorieren, indem der Wert eines Risikos in der Realität bzw. auf dem primären Markt zur vernachlässigbaren Größe erklärt wurde, sowie zweitens, daß das System übermäßigen Optimismus förderte. Die Börsen sind seit je anfällig für Moden und Stimmungsschwankungen: Wenn ein bestimmtes Papier als renditeträchtig gilt, will es jeder kaufen; kommen gerüchteweise Zweifel auf, will jeder verkaufen. Im Lauf der Zeit korrigiert sich der Markt selbst, doch bis es zu einer Korrektur kommt, können die Preise für lange Zeit erheblich verzerrt sein, was zu abrupten und ernsten Krisen führt, wenn die Korrektur endlich stattfindet. Der Markt korrigiert solche Verzerrungen angeblich schrittweise, indem sich seine rationalen Akteure an die veränderte Lage anpassen; aber das hektische Bestreben, keinesfalls den nächsten Boom zu verpassen oder von der nächsten Baisse in Mitleidenschaft gezogen zu werden, erzwingt eine andere Handlungslogik. Die Geschichte der Finanzmärkte ist nicht von allmählichen Anpassungen, sondern von Krisen geprägt. Allein das Jahrzehnt vor der Krise von 2008/09 kennt mit der asiatischen Schuldenkrise von 1997/1998, der dot.com-Blase von 1999/2000 und der argentinischen Krise von 2002 genügend Beispiele dafür.


  Drittens: Der übermäßige Optimismus speiste sich nicht zuletzt aus der (sich dann als richtig erweisenden) Annah - me der Händler, daß die Staaten der Welt einen Zusammenbruch des Systems nicht zulassen und alle auf den übermäßigen Handel zurückgehenden Verluste ausgleichen würden. So konstatierte der Wirtschaftsjournalist Martin Wolf in der Financial Times (vgl. auch sein Buch Fixing Global Finance), daß es den Banken gelungen sei, ihre Gewinne zu privatisieren und ihre Verluste zu vergesellschaften. Solange es gut lief, konnten sie unfaßbar optimistische Transaktionen vereinbaren und exorbitante Gewinne einfahren; als es schiefging, eilte Vater Staat zu ihrer Rettung herbei.


  Heute wissen die Banken, daß der Staat sie raushauen wird und bereit ist, ihre Rettung mit Kürzungen im öffentlichen Dienst zu finanzieren. Sie gehen jetzt höhere Risiken ein als vorher. Der eine Versuch einer Regierung, sich dieser impliziten Erpressung zu verweigern - die Bereitschaft der US-Regierung, den Zusammenbruch von Lehman Brothers hinzunehmen -, führte zu einer derartigen Schockreaktion auf den Märkten, daß es seither nur noch großzügige Rettungsangebote gab. Wenn die Banken zukünftig ihre Risikoberechnungen anstellen, können sie aufgrund des gestärkten Vertrauens in staatliche Rettungsmaßnahmen noch höhere Risiken eingehen als in der Vergangenheit. Die Profite der Banken werden mit dem Argument gerechtfertigt, daß sie, solange sie Gewinne machen, Wohlstand schaffen, von dem wir alle profitierten. Doch werden diese Gewinne nur durch die Unterstützung des Staates möglich, der, da er nicht Teil der gewinnorientierten Wirtschaft ist, angeblich auch nicht zum Wohlstand beiträgt. Deshalb sollen weder er noch die Steuerzahler für die Unsummen entschädigt werden, die sie den Banken bezahlt haben, damit sie sich den Konsequenzen eines wahrhaft freien Markts entziehen können.


  Eine vierte Implikation des »perfekten Marktes« der Finanzwelt läßt die Behauptung zweifelhaft erscheinen, daß diese Art der Risikostreuung für Innovationen und Unternehmen vorteilhaft sei. Unternehmen der realen Wirtschaft -jene also, die Waren und Dienstleistungen an Kunden verkaufen, die diese selbst konsumieren und nicht an andere weiterverkaufen - brauchen Zeit und Geld, um neue Projekte zur Marktreife zu bringen. Es dauert seine Zeit, eine Idee zu entwickeln, ihre Marktchancen zu evaluieren, die Produktion zu finanzieren und Kunden zu finden. Jedesmal gibt es eine Phase, in der die Manager der Firma die Aktionäre um Geduld bitten. Sie sollen eine Zeitlang auf eine Dividende verzichten, weil das erfolgreiche Produkt später gute Profite bringen wird. Ein lebhafter Aktienmarkt kann ihre Bereitschaft dazu durchaus steigern, da er ihnen erlaubt, ihre Papiere notfalls rasch abzustoßen, wenn sich die Anzeichen mehren, daß das neue Produkt kein Erfolg wird. Wäre der Ausstieg nicht oder nur schwer möglich, könnte das ihre Risikofreude durchaus erheblich dämpfen. Aktienmärkte sind also keinesfalls per se Feinde der Innovation. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts erreichten die Entwicklungen auf den sekundären Märkten jedoch einen Punkt, an dem die Aktionäre einzig daran interessiert waren, Papiere so schnell wie möglich zu kaufen und wieder zu verkaufen - und zwar aufgrund äußerst kurzfristiger Gewinnerwartungen, die auf Spekulationen beruhten, die die Spekulationen dritter Marktteilnehmer hinsichtlich der Spekulationen vierter Akteure usw. betrafen, so daß sich der Wert der Papiere zusehends vom Gegenwert der Projekte in der realen Wirtschaft abkoppelte. Auf dem Höhepunkt der Entwicklung setzten die Banken routinemäßig auf computergesteuerte, vollständig automatisierte Prozesse, die es ihnen erlaubten, Aktien in Sekundenbruchteilen zu kaufen und wieder abzustoßen.


  



  Shareholder vs. Stakeholder


  



  Der Aufstieg des Finanzkapitalismus und der sekundären Märkte hat mit dem anglo-amerikanischen Modell des vom Shareholder value bestimmten Unternehmens zu tun. Für Unternehmen dieser Art sind sekundäre Risikomärkte nicht


  notwendig, doch haben sich beide zur gleichen Zeit entwickelt - mit erheblichen Folgen. Ein am Shareholder value orientiertes Unternehmen hat nur ein Ziel: den Gewinn der Aktionäre zu maximieren; alle anderen denkbaren Bestrebungen sind der Theorie zufolge nicht etwa weniger wichtig, sie gelten vielmehr als in dieses Ziel integriert. Man könnte glauben, es widerspreche dem Credo, wonach in einer kapitalistischen Wirtschaft »der Kunde König ist«. Wie können Kunde und Aktionär zugleich König sein? Das wird wie folgt erklärt: Auf einem perfekten Markt kann ein Unternehmen den Shareholder value nur dann maximieren, wenn es seine Kunden zufriedenstellt. Andernfalls verliert es Umsätze an Konkurrenten, bei denen der Kunde mehr bekommt, und dient infolgedessen auch den Interessen seiner Aktionäre nicht optimal. Daher gewährleiste die Maximierung des Shareholder value stets zugleich die Berücksichtigung der Kundenwünsche. Dem Einwand, daß es auch weniger perfekte Märkte gibt - beispielsweise solche, auf denen es sich Unternehmen zunutze machen, daß dem Kunden nur eingeschränkte In formationen über ihre Produkte zur Verfügung stehen - begegnen die Chicagoer Ökonomen mit einer Antwort, die wir schon kennen: Durch die Maximierung des Shareholder value wachse zugleich das allgemeine Vermögen der Gesellschaft, und mithin sei der Konsumentenwohlfahrt gedient.


  Der moderne Kapitalismus kennt jedoch auch andere Unternehmensmodelle. So kam in Frankreich, Deutschland und Japan ein Konzept zum Zuge, demzufolge das Unternehmen mehreren Interessengruppen verantwortlich war, nämlich allen seinen »Stakeholdern«: Dazu zählen Kunden, Mitarbeiter, Wertpapierinhaber, zuweilen auch lokale Gemeinschaften oder nationale Interessen. Solche Konzepte wurden in den neunziger Jahren radikal verdrängt, als man glaubte, daß das anglo-amerikanische Unternehmensmodell dem neoliberalen Ideal näher komme, wie nicht zuletzt das Wirtschaftswachstum in Großbritannien und den USA zu zeigen schien -das allerdings, wie wir heute wissen, auf dem inzwischen diskreditierten Handel mit Risiken beruhte. Wichtiger noch war, daß ein an Stakeholderinteressen orientiertes Unternehmen lokal verwurzelt und in die es umgebende Gesellschaft eingebettet sein muß, damit deren Mitglieder (ob zu Recht oder nicht) darauf vertrauen, daß sie im Spiel der verschiedenen Interessen nicht übers Ohr gehauen werden. Das Aktionärsmodell hingegen paßte besser zur anonymen Weltwirtschaft, in der man Geschäfte mit Fremden machen kann und muß, ohne sich auf Einbettung und persönliches Vertrauen verlassen zu können. Das Unternehmen anglo-amerikanischen Vorbilds muß sich allein auf den Markt verlassen. Das Stakeholdermodell dagegen erwies sich als lokal gebunden und nicht exportfähig. Das Shareholdermodell setzte sich durch - und mit ihm die Idee, daß die Maximierung des Gewinns der Aktionäre zugleich die Befriedigung der Interessen aller anderen garantiert.


  


  Der Vorläufer des Shareholder-value-Modells in der Geschichte des amerikanischen Kapitalismus war das »managergeführte Unternehmen«. In den dreißiger Jahren, nach dem großen Börsenkrach von 1929, dominierten zunehmend große Konzerne die amerikanische Wirtschaft. Die Aktionäre - zumeist wohlhabende, aber nicht unbedingt wohlinformierte Mitglieder reicher Familien - verstanden nicht viel von den Geschäften der Firmen, deren Aktien sie besaßen, weshalb sie deren Führung erfahrenen Managern überließen. Diese gerieten jedoch in den Verdacht, im Interesse ihrer eigenen Gehälter und Egos immer größere Konzerne aufzubauen. In den siebziger Jahren formulierte die Wirtschaftswissenschaft daraufhin in der »Prinzipal-Agent-Theorie« das Problem des Interessengegensatzes zwischen Eigentümer (Prinzipal) und Geschäftsführer (Agent): Wie ließ sich verhindern, daß die Manager der Geschäftsführung auf Kosten der Aktionäre eigene Interessen verfolgen? Die Lösung für das Problem war dann das neue Unternehmensmodell, demzufolge dem Shareholder value alles andere unterzuordnen sei. Tatsächlich sind anglo-amerikanische Unternehmen rechtlich gesehen nichts anderes als Bündel von Anteilsscheinen - im Gegensatz etwa zu deutschen Unternehmen, deren Möglichkeiten durch gesetzliche Rechte und Ansprüche der Stakeholder erheblich eingeschränkt sind.


  Ein Beispiel dafür, wie sich dies auf die Arbeitsweise eines Unternehmens auswirkt, findet sich in einem bekannten Beitrag Michael Jensens (2001). Jensen ist Professor an der Harvard Business School und einer der führenden Befürworter des Aktionärsmodells. Wie viele andere neoklassische Ökonomen wurde er vom Trend zur »Corporate Social Responsibility« überrascht. Dieses Konzept, mit dem wir uns im nächsten Kapitel eingehender befassen werden, sieht vor, daß ein Unternehmen freiwillig Verpflichtungen gegenüber Kunden, Mitarbeitern und der Gesellschaft eingeht, die über seine Geschäftstätigkeit hinausgehen. Die Entscheidung über solche Maßnahmen, die die Gewinnmaximierung durchaus gefährden können, treffen normalerweise die Manager. Stellen wir uns beispielsweise ein multinationales Bekleidungsunternehmen vor, das die Herstellung der Kleidungsstücke in fernöstliche Länder auslagert, in denen Kinder mit Duldung der lokalen und nationalen Behörden in Fabriken arbeiten. Nehmen wir an, die Manager des Unternehmens finden das nicht gut und untersagen ihren Lieferanten, Kinder zu beschäftigen. In der Folge muß das Unternehmen seine T-Shirts und Jeans teurer anbieten als die Konkurrenz, die solche Bedenken nicht kennt. Wenn man unterstellt, daß die Produkte hauptsächlich auf Preisebene konkurrieren, werden die Umsätze des Unternehmens und dann auch die Gewinne sinken. Aus der Sicht Jensens und anderer Vertreter der Prinzipal-Agent-Theorie haben die Manager ihre Pflichten gegenüber den Prinzipalen verletzt. Zudem haben sie, aufgrund des wirtschaftstheoretischen Axioms, daß die Verbraucher ein überragendes Interesse an niedrigen Preisen haben, auch ihre Kunden hintergangen, deren Interessen der Chicagoer Doktrin zufolge stets mit denen der Aktionäre identisch sind.


  Jensen will jedoch nicht zugeben, daß sich Unternehmen demzufolge stets amoralisch verhalten müssen. Er fordert statt dessen, daß jemand (wer das ist, sagt er nicht) die Aktionäre dazu erziehen müsse, moralische Bedenken zu berücksichtigen. Als Prinzipalen stehe es den Aktionären frei, die Gewinnmaximierung hinter soziale Ziele zurücktreten zu lassen. Das Problem dieses Arguments ist, daß es allein die Eigentümer ermächtigt, moralisch zu handeln, wenigstens auf wirtschaftlichem Gebiet. Doch wie wir gesehen haben, gehört es zur neoliberalen Strategie, das ökonomische Denken auf alle Teile der Gesellschaft auszudehnen, so daß nirgendwo mehr andere Werte gelten können. Alle anderen müßten sich demnach wie amoralische Automaten verhalten, da sie lediglich Agenten der Anteilseigner sind. Passend dazu dreht sich diese Debatte ausschließlich um die moralischen Rechte und Pflichten von Eigentümern und Top-Managern. Daß alle anderen, die für ein Unternehmen tätig sind, keinerlei Recht auf moralische Bedenken haben, wird stillschweigend vorausgesetzt.


  Hinzu kommt, daß wir es bei den Eigentümern heutiger Konzerne nicht mehr mit Unternehmern oder institutionellen Anlegern zu tun haben, die an einer langfristigen Geschäftsbeziehung interessiert sind. Das Konzept des Shareholder value sieht vor, daß die Eigentümer allein den Aktienkurs im Blick behalten. Sie machen ihre Entscheidungen damit von Aktienhändlern abhängig, die ihrerseits nur am Weiterverkauf der Aktien auf sekundären Märkten interessiert sind - und an der extremen Geschwindigkeit, von der ihre eigenen Boni abhängen. Die mächtigen Akteure auf den Finanzmärkten »halten« überhaupt keine Aktien, sie handeln lediglich mit ihnen. Der Zusammenhang zwischen dem Eigentum an einem Unternehmen und dem Interesse an seiner Leistungskraft und selbst seinen Gewinnaussichten ist erheblich abgeschwächt worden. Und doch bleibt die Maximierung des Shareholder value in den Augen des anglo-amerikanischen Wirtschaftsrechts das einzige legitime Ziel eines Unternehmens.


  Die Kombination aus Shareholder value und hochaktiven, kurzfristig orientierten Aktienmärkten hat noch eine weitere Konsequenz. In der Theorie sind die Profite der Aktionäre, ihre gewinnabhängige Dividende, eine Art Rücklage des Unternehmens. Bevor die Dividende ausgezahlt wird, sind zunächst alle Forderungen von Gläubigern - Wertpapierinhabern, Mitarbeitern, Lieferanten, Investoren und so weiter - zu befriedigen. Das ist die risikohaltige Tätigkeit des Kapitals, die den eigentlichen Kern des Kapitalismus ausmacht, den Unternehmen Innovationen ermöglicht und das Gewinnstreben der Aktionäre rechtfertigt: Wenn die Aktionäre warten müssen, bis alle anderen vertraglichen Ansprüche befriedigt sind, dann müssen sie auch das letzte Wort darüber haben, wie ein Unternehmen geführt wird. Auch muß ihre Belohnung für erfolgreiche Geschäfte hoch sein, da sie sie zugleich für die Verluste aus scheiternden Vorhaben entschädigt.


  Dieses Prinzip gilt auch dann, wenn eine Firma in Konkurs geht: Die Forderungen der Aktionäre werden zuletzt befriedigt. Doch im Geschäftsalltag eines Unternehmens ist seine Geltung aufgrund der extremen Gewinnerwartungen an den hochvolatilen Börsen von heute stark eingeschränkt. Ständig werden neue phantastische Renditeziele ausgegeben, die sich angeblich kurzfristig am Markt erzielen lassen (schließlich kauft man Aktien ja, wie wir gesehen haben, vor allem mit Blick auf die auf sekundären Märkten erzielbaren Preise). Deshalb kommt es zu massiven Verkäufen der Papiere jener Firmen, von denen es heißt, sie würden die gerade herrschenden Renditeerwartungen nicht erfüllen. Sobald der Kurs sinkt, droht ihnen die Übernahme durch andere Unternehmen, die die Topmanager unbedingt vermeiden wollen, weil sie dabei häufig ihren Arbeitsplatz verlieren. Sie stehen daher unter erheblichem Druck, ihre Zielvorgaben hinsichtlich der Dividende zu erfüllen oder überzuerfüllen (beziehungsweise den Glauben daran im Markt aufrechtzuerhalten). Notfalls fahren sie Investitionen, Service und Gehälter zurück, um dieses Ziel nicht zu gefährden. Sobald dies geschieht, sind die ausgeschütteten Gewinne jedoch keine Rücklagen mehr, sondern eine Vorauszahlung auf spätere Gewinne. Sie sind nicht mehr Belohnung für das Eingehen geschäftlicher Risiken, sondern werden vor jedem Risiko geschützt, abgesehen von dem eines Zusammenbruchs der sekundären Märkte (in welchem Fall, wie wir nun wissen, sowieso der Staat eingreift).


  


  Im Detail nachzuzeichnen, inwiefern die veränderte Rolle der Aktionäre dazu führt, daß Unternehmen ihren Kunden weniger Service bieten, würde sehr komplexe Recherchen erfordern und bliebe zudem notgedrungen spekulativ: Wir müßten eruieren, welche Produkte und Dienstleistungen ein Unternehmen seinen Kunden angeboten hätte, wenn dem Management der Wettbewerb um kurzfristige Rendite nicht wichtiger gewesen wäre als der um einen besseren Service. Wo die Märkte trotz dieser Entwicklungen wettbewerbsintensiv bleiben, müssen die Unternehmen nach wie vor ihre Kunden zufriedenstellen, um ihre Aktionäre zu beglücken, und das Problem tritt nicht auf; wo die Märkte hingegen kaum noch Wettbewerb kennen, orientieren sich die Angebote der Unternehmen nicht mehr am Kunden, sondern an der Börse. Im einzelnen nachweisen läßt sich das jedoch kaum.


  Ein gutes Beispiel für die Interessengegensätze zwischen Shareholdern und Stakeholdern, das unmittelbar augenfällig macht, wie erstere das Risiko auf letztere abwälzen, sind betriebliche Altersversorgungen, die von profitorientierten Unternehmen verwaltet werden, die als Aktiengesellschaften organisiert sein können. Bis in die jüngste Vergangenheit beruhten Betriebsrenten regelmäßig auf dem Modell des »defined benefit«: Der Arbeitgeber garantierte seinen Arbeitnehmern (sie sind in diesem Fall also die Stakeholder) eine monatliche Rentenzahlung, deren Höhe sich aus den gehaltsabhängigen Beiträgen einer bestimmten Zahl von Jahren, meist der letzten Arbeitsjahre, errechnete. Aufgabe des Fondsmanagements war es, dafür zu sorgen, daß die Pensionen aus den Beiträgen finanziert werden konnten. Das Risiko eines Scheiterns trugen die Aktionäre (die Shareholder) des Fonds aufgrund des üblichen Prinzips, wonach der potentielle Profiteur eines Unternehmens auch das finanzielle Risiko trägt In solchen Pensionsfonds sammeln sich enorme Geldbeträge an, da sie zunächst mehr Beiträge einnehmen, als sie an Pensionen auszahlen. Das überschüssige Geld investierten sie an den Finanzmärkten, was sich infolge der oben erörterten Prozesse als äußerst lukrativ erwies. Daraufhin machten die Fonds diese Investitionstätigkeit zu ihrem Hauptanliegen, hinter dem die Bereitstellung und Sicherung der Renten zurückstehen mußte. Sie zählen weltweit zu den größten Anlegern überhaupt, und das Auszahlen der Renten fiel ihnen angesichts der Verdienstmöglichkeiten an den Finanzmärkten zunehmend lästig, zumal die steigende Lebenserwartung ihre versicherungsmathematischen Berechnungen über den Haufen warf. Daher wurde das Modell des »defined benefit«, also einer garantierten monatlichen Zahlung, durch das »defined contributions«-Modell ersetzt, bei dem der Arbeitgeber lediglich eine garantierte Summe in einen Fonds einzahlt, jedoch nicht mehr die endgültige Rentenhöhe garantiert. Der Fonds investiert diese Beiträge an der Börse und schüttet an die Ruheständler eine Summe aus, die sich am Börsenwert der für die jeweiligen »contributions« erworbenen Aktien am Tag der Pensionierung orientiert. Wenn die Empfänger Glück haben, gehen sie während eines Booms in Rente, mit Pech aber während einer Baisse; in jedem Fall hängt davon ihre Rente für den Rest ihres Lebens ab. Auf diese Art wird das Volumen der eingezahlten Beiträge zu einer Rücklage des Fonds, und die Rentner tragen nun das Risiko, nicht mehr die Aktionäre, die, als Prinzipale des Fonds, garantierte Gewinne eingefordert haben.


  


  Wie die Allgemeinheit mitprofitierte


  



  Bis hierhin ergibt unsere Beschreibung der Entwicklung der Finanzmärkte unter dem Primat des Shareholder value das Bild eines parasitären Systems, das sich leicht zum allgemeinen Vorteil beseitigen ließe. Leider ist die Sache aber komplizierter. Denn Millionen Menschen, darunter viele mit eher niedrigem Einkommen, vor allem in den anglo-amerikanischen Ländern, haben ein paar Krümel vom Tisch der Reichen abbekommen.


  Verantwortlich dafür war das Zusammenspiel des Immobilien- und des Finanzmarkts. In den westlichen Ländern erwarben seit den achtziger Jahren immer mehr Menschen mit niedrigem Einkommen ein Eigenheim auf Kredit. Diese Entwicklung war nicht nur marktbedingt, sondern politisch gewollt. Die Regierungen diverser Länder, allen voran Großbritanniens und der USA, haben sie durch die Lockerung der Richtlinien zur Kreditvergabe bei der Eigenheimfinanzierung gefördert. Begleitend haben sie mit wirtschaftspolitischen Maßnahmen dafür gesorgt, daß die Immobilienpreise unablässig stiegen, was die Zuversicht der Käufer erhöhte, sich die hohen Darlehen auch leisten zu können. Banken und Finanzdienstleister profitierten ebenfalls von den steigenden Preisen: So konnten sie einkommensschwachen Kunden großzügige Kredite anbieten, da der steigende Wert der Häuser dafür garantierte, daß sie selbst dann keinen Verlust machen würden, wenn ein Kredit platzte und ein Haus an sie fiel. Überdies konnten die Käufer aufgrund der steigenden Grundstückswerte höhere Hypotheken aufnehmen oder die Kreditlaufzeit verlängern und damit Geld für den Erwerb anderer Konsumgüter freimachen. Zugleich wurde immer mehr per Kreditkarte bezahlt, das heißt: Immer mehr Menschen finanzierten ihre Einkäufe zu relativ hohen Zinssätzen auf Pump. Der allgemeine Wirtschaftsaufschwung wurde mit Schulden finanziert.


  In den meisten Gesellschaften und zu den meisten Zeiten haben zuvörderst die Wohlhabenden Kredite aufgenommen, um Investitionen zu tätigen, und sie mit ihrem Grundeigentum und anderen Vermögenswerten besichert. In den vergangenen dreißig Jahren hingegen griff die Schuldenmacherei auf Menschen mit bescheidenen Einkommen über, deren einziges Vermögen ein mit einer Hypothek belastetes Haus war.


  Zwar waren die an Einkommensschwache vergebenen Kredite aufgrund der steigenden Grundstückswerte nicht gänzlich unsicher, doch fanden die Banken, daß sich aus diesen Risiken mehr herausholen ließ, wenn man sie auf den sekundären Märkten handelte, was zu der oben beschriebenen Risikostreuung führte. Dabei bündelten die Banker ungesicherte Hypotheken- und Kreditkartenschulden mit weniger riskanten Forderungen in Paketen, wobei sie sich darauf verlassen konnten, daß die Käufer deren Inhalt aus den erwähnten Gründen nicht näher untersuchen würden. Auf diese Weise »halfen« die radikal instabilen Finanzmärkte, den Konsum zu befeuern und damit die Wirtschaft in Gang zu halten, indem sie es Leuten mit bescheidenem Einkommen ermöglichten, Geld auszugeben, das sie nicht hatten. Insofern waren wir alle Komplizen dieses Finanzierungsmodells - was es dem Staat dann noch schwerer machte, in der Krise Gesuche der Banken abzulehnen, die darum baten, man möge ihnen doch bitte dabei helfen, wieder auf die Füße zu kommen.


  Karl Marx zufolge betreten in Krisenzeiten soziale Klassen die Bühne, deren spezifische Interessen mit denen der Gesellschaft zusammenfallen. Diese Klassen gehen dann als Sieger aus den Revolutionen hervor, in die die Krisen münden. Allerdings nahm Marx auch an, daß dieser Prozeß an ein Ende kommen würde, sobald sich das internationale Proletariat erhob, da es die gesamte Gesellschaft und nicht nur partikulare Interessen repräsentierte. Das war ein Irrtum, mindestens insofern es unvorstellbar erscheint, daß etwas derart Großes wie das globale Proletariat Organisationsformen hervorbringen könnte, die seine Interessen vertreten. Statt den »Proletariern aller Länder« betraten die Proletarier einzelner Länder die Bühne der Geschichte und verfolgten ihre Interessen im nationalen Rahmen.


  Wie dem auch sei: Die keynesianische Wirtschaftspolitik, die nach dem Zweiten Weltkrieg dreißig Jahre lang dominierte, spiegelte tatsächlich ein vorübergehendes Zusammenfallen der Interessen der Industriearbeiter der entwickelten nordwestlichen Weltregionen mit denen der Politik und der Wirtschaft wider. Die Arbeiterklasse war potentiell bedrohlich für die politische und soziale Ordnung. Zugleich repräsentierte sie eine Masse potentieller Konsumenten, deren Erschließung ein in der Geschichte der Menschheit beispielloses Wirtschaftswachstum ankurbeln konnte. Und schließlich brachte sie Parteien, Gewerkschaften und andere Organisationen hervor und ging Bündnisse mit Intellektuellen ein, um politische Forderungen stellen und ihnen Nachdruck verleihen zu können. Das keynesianische Modell war, zusammen mit der industriellen Massenfertigung, eine Reaktion auf diese Forderungen. Es versöhnte die Arbeiterklasse mit dem kapitalistischen Produktionssystem.


  Auch der Neoliberalismus, der in der Krise des Keynesianismus während der Inflation der siebziger Jahre entstand, wurde von einer Klasse getragen: der der Finanzkapitalisten, vor allem in den USA und Großbritannien, aber zunehmend auch weltweit. Ihr transnationaler Charakter war ein großer Vorteil, da die Autonomie des Nationalstaats im Schwinden begriffen war. Die Volkswirtschaftslehre der Nachkriegszeit war von Staaten ausgegangen, die ihre Wirtschaft weitgehend autonom steuern konnten. Doch in den achtziger Jahren hatte der als Globalisierung bekannte Prozeß, der die Deregulierung der Finanzmärkte förderte und seinerseits von ihr befördert wurde, diese Autonomie weitgehend erodieren lassen. Die einzigen Akteure, die auf globaler Ebene zu raschem Handeln fähig waren, waren riesige transnationale Konzerne, die es vorzogen, sich selbst zu regulieren, anstatt dies einem Staat zu überlassen. Diese transnationalen Unternehmen förderten den Neoliberalismus nicht nur, sie machten ihn geradezu notwendig.


  Wenn die ganze Welt von der Liberalisierung der Wirtschaft und der Ausbreitung freier Märkte profitieren würde, so galt das um so mehr für die Klasse jener, die auf den unregulierten Finanzmärkten agierten und deren Wachstum vorantrieben. Hatten Arbeitskämpfe und Regulierungsmaßnahmen in der keynesianischen Ära in allen entwickelten Ländern zu einer Minderung der Einkommensunterschiede geführt, so kehrte sich dieser Trend nun um, wobei die höchsten Einkommenszuwächse von den Mitarbeitern der Finanzbranche erzielt wurden.


  Das wirft zwei Fragen auf: Was wurde aus der Klasse der Industriearbeiter, deren Interessen in den vierziger und fünfziger Jahren von der Politik als so dringlich angesehen worden waren? Und was wurde aus dem von Politik und Wirtschaft gleichermaßen verfolgten Ziel, zwischen der Instabilität der Märkte und dem Bedürfnis der Bürger nach einigermaßen stabilen Lebensverhältnissen zu vermitteln?


  Die Krise des Keynesianismus in den siebziger Jahren ging mit außerordentlich heftigen Arbeitskämpfen einher, so daß man glauben konnte, die Bedrohung durch die Arbeiterklasse nehme zu. Doch das war eine Illusion. Tatsächlich ging ihr Anteil an der Bevölkerung aufgrund von Produktivitätssteigerungen und der Globalisierung der Produktion zurück.


  


  Beginnend mit den USA, Großbritannien und Skandinavien nahm die Zahl der Arbeiter im Bergbau und in der Produktion überall im Westen nach und nach ab. Die Schärfe der Auseinandersetzungen der siebziger Jahre trug lediglich dazu bei, die Regierungen zu ermutigen, diesen Rückgang zu beschleunigen, wie es die britische im Bergbau und anderen Branchen in den achtziger Jahren tat. Zwar hatten die Industriearbeiter nie die Mehrheit der arbeitenden Bevölkerung gestellt, doch war ihre Klasse beständig gewachsen - jetzt schrumpfte sie. In den achtziger Jahren wurden die Arbeitskämpfe nicht mehr von ihnen, sondern von Angestellten des öffentlichen Dienstes bestimmt, mit denen die Regierungen direkt verhandeln konnten, ohne groß in die Wirtschaft einzugreifen. Die Beschäftigten des am stärksten wachsenden Bereichs der neuen Wirtschaft, des privaten Dienstleistungssektors, verfügten in der Regel weder über eine politische Agenda noch über Organisationen, die ihren Bedürfnissen Ausdruck hätten verleihen können.


  Unter der Ägide des weitgehend unregulierten internationalen Finanzsektors waren die nationalen Regierungen in den achtziger Jahren weit mehr mit Kapitalbewegungen als mit Arbeiterbewegungen befaßt: in positiver Hinsicht, insofern sie Investoren anlocken wollten; in negativer Hinsicht, insofern sie fürchten mußten, daß das frei flottierende Kapital der internationalen Märkte woanders investiert werden würde, wenn sie seinen Forderungen nicht nachkamen und die erwünschten Bedingungen schufen.


  Die Sache ist allerdings nicht ganz so einfach. Auch das keynesianische Wirtschaftsmodell hatte ökonomische Forderungen erfüllt: die der Kapitalisten nach stabiler Nachfrage und die der Arbeiter nach stabilen Einkommensverhältnissen. In den zumeist undemokratischen Schwellenländern Südasiens und des Fernen Ostens war das kein Problem, da deren Ökonomien auf dem Export und dem Konsum lokaler Eliten, nicht dem der Bevölkerungsmehrheit beruhten. In den westlichen Industrieländern wäre das undenkbar gewesen. Tatsächlich war deren Abhängigkeit vom Inlandskonsum eher noch gestiegen. Als die Konsumgüterindustrien ihre Produktion in andere Länder verlagerten oder mit immer weniger Arbeitern im Inland bewerkstelligten, war ein Wachstum der Beschäftigung nur noch im Bereich persönlicher Dienstleistungen möglich, die der Globalisierung weniger unterliegen. Es ist leicht, im Westen ein chinesisches T-Shirt zu kaufen und von den niedrigen chinesischen Löhnen zu profitieren; es ist aber schwer vorstellbar, nach China zu reisen, um sich einen preiswerten Haarschnitt verpassen zu lassen. Vor allem durch Einwanderung beeinflußt die Globalisierung die Märkte für solche Dienstleistungen, doch wird ihre Wirkung durch Zuzugsbeschränkungen und die Tatsache begrenzt, daß die Löhne der Immigranten zwar zumeist niedrig, aber doch nicht so niedrig wie die der Arbeiter in ihren Heimatländern sind. Die Frage also bleibt: Wenn die Instabilität der freien Marktwirtschaft einstmals ein Hindernis für die Ausweitung des Inlandskonsums war, wie konnte dieser dann die Rückkehr der freien Märkte überstehen?


  Während der achtziger und neunziger Jahre (je nachdem, wann die neoliberale Welle über eine Volkswirtschaft hereinbrach) schien es zunächst so, als würde die Nachfrage breiter Schichten tatsächlich zusammenbrechen, da die Arbeitslosigkeit stieg und die Rezession andauerte. Doch dann änderten sich die Dinge. Am Ende des 20. Jahrhunderts verzeichneten vor allem Großbritannien und die USA sinkende Arbeitslosigkeit und hohes Wachstum. Eine mögliche Erklärung dafür könnte darin bestehen, daß in einer vollkommen freien Marktwirtschaft der für die Geschichte des Kapitalismus notorische Wechsel von Aufschwung und Rezession tatsächlich ausbliebe. Auf einem perfekten Markt agieren rationale Akteure, die über alle notwendigen Informationen verfügen, die Entwicklungen daher fehlerlos antizipieren und ihr Verhalten entsprechend anpassen können. Erreichten die USA und Großbritannien zur Jahrhundertwende tatsächlich dieses Xanadu?


  Nein. Weder sind alle notwendigen Informationen verfügbar noch bleiben exogene Schocks aus, ob in Form von Orkanen, Kriegen oder irrational handelnden Marktteilnehmern. Sie alle halten sich nicht an die Theorie, beeinflussen die Wirtschaft und durchkreuzen nach wie vor alle Kalkulationen. Wie wir heute wissen, wirkten zwei sehr unterschiedliche Kräfte zusammen, um das neoliberale Modell vor der ansonsten unvermeidlichen Instabilität zu bewahren: das Wachstum der Kreditmärkte für Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen sowie die Entstehung von Märkten für Derivate und Terminkontrakte für Menschen mit großem Vermögen. Diese Kombination brachte einen »Keynesianismus der privaten Hand« hervor, der zunächst zufällig entstand, dann aber von der Politik aufgegriffen und gezielt gefördert wurde. Statt daß der Staat Schulden machte, um die Wirtschaft anzukurbeln, verschuldeten sich Privatleute, nicht zuletzt die, deren Einkommen gering war.


  Damit ist auch die große Frage jener Zeit beantwortet, wie die mäßig verdienenden amerikanischen Arbeitnehmer, die kaum Schutz vor Kündigungen genossen und wenig Aussicht auf Lohnerhöhungen hatten, die Nachfrage hochhalten konnten, wenn doch die Arbeitnehmer auf dem europäischen Festland mit relativ sicheren Jobs und jährlich steigenden Einkommen die dortige Konjunktur mit ihrer Konsumzurückhaltung zum Erliegen brachten. In den USA und Großbritannien stiegen die Preise für Einfamilienhäuser jedes Jahr; der Anteil des Hauses, der beliehen werden konnte, wuchs bis auf über 100 Prozent; auch die Kreditkartenlimits wurden großzügig erweitert - in Kontinentaleuropa hingegen blieben die Grundstückspreise weitgehend stabil. Folgerichtig erreichten auch die Hypotheken- und Kreditkartenschulden dort bei weitem nicht die Höhe wie in den anglo-amerikani- schen Ökonomien.


  Dabei ist zu berücksichtigen, daß das Wirtschaftswachstum in Deutschland und anderen Ländern Kontinentaleuropas nie in dem Maß auf dem Inlandskonsum beruhte wie in den anglo-amerikanischen. Wo der Export traditionell eine größere Rolle spielte, suchte die Wirtschaftspolitik die Exportpreise niedrig zu halten und zielte weniger auf die Stützung des Inlandskonsums. Beide Wirtschaftsmodelle aber drückten die Löhne - das der anglophonen Länder durch die Beschneidung der Arbeiterrechte im Namen der »Deregulierung« des Marktes, das deutsche und kontinentaleuropäische durch die neoliberale Antiinflationspolitik der Europäischen Zentralbank. Infolgedessen waren Kontinentaleuropa, Japan und zahlreiche Schwellenländer davon abhängig, daß die amerikanischen und in geringerem Maß auch die britischen Verbraucher ihre Produkte kauften. Und was befähigte diese Verbraucher dazu? Natürlich die Kreditfinanzierung ihres Konsums - die wir daher auch nicht länger als parasitär bezeichnen können.


  Die Antiinflationspolitik drückt die Preise aller Güter, die verbraucht oder verzehrt werden. Hersteller entsprechender Waren bzw. Anbieter entsprechender Dienstleistungen wie Restaurants und Gesundheitszentren können Preiserhöhungen nurmehr schwer durchsetzen. Das gilt aber nicht für jene Güter, deren Wert nach dem Kauf erhalten bleibt: Grundbesitz, Finanzanlagen, die meisten Kunstwerke. Deren Preissteigerungen bedeuten immer zugleich einen Wertzuwachs, tragen also nicht zur Inflation bei. Sie und die mit ihnen er zielten Einnahmen waren logischerweise nicht Gegenstand der neoliberalen Antiinflationspolitik. Daher haben sich Einnahmen aus solchen Geldanlagen, im Gegensatz zu den Einnahmen aus dem Verkauf normaler Waren und Dienstleistungen, unter deren Ägide sehr gut entwickelt. Das gilt auch für Lohnanteile, die in Aktien ausgezahlt wurden, und für Ausgaben, die aufgrund steigender Grundstückswerte kreditfinanziert werden konnten, nicht hingegen für Löhne und Gehälter.


  Schließlich begannen die Regierungen, den privatisierten Keynesianismus in ihre wirtschaftspolitischen Strategien einzubeziehen, wenn auch ohne den Begriff selbst zu gebrauchen. Während eine Senkung des Ölpreises als gute Nachricht galt (weil sie den Inflationsdruck minderte), betrachtete man sinkende Immobilienpreise als Katastrophe (da sie das Vertrauen in Kredite untergruben). Ihnen suchte man durch steuerliche und andere Maßnahmen entgegenzuwirken. So lockerte die britische Regierung die Beschränkungen für die Vergabe von Hypothekenkrediten, während sich die beiden staatseigenen Hypothekenbanken in den USA, Fannie Mae und Freddie Mac, in großem Umfang auf den SubprimeMärkten (für Kreditnehmer mit schlechter Bonität) engagierten.


  Davon, daß ein demokratisches kapitalistisches System auf steigenden Einkommen, sozialen Netzen und staatlicher Förderung der Inlandsnachfrage beruhe, war nicht mehr die Rede. Wohlstand und Wirtschaftswachstum verdankten sich nicht länger der sozialdemokratischen Formel »staatliche Interventionen zugunsten der breiten Arbeitnehmerschichten«, sondern ihrem neoliberal-konservativen Pendant »Banken, Börsen und Finanzmarkt«. Auch sie berücksichtigt den kleinen Mann, jedoch nicht als Arbeitnehmer, der seine Lage mit Hilfe von Gewerkschaften, Arbeitsschutzrechten und öffentlich finanzierten Sozialversicherungssystemen bessern will, sondern als Schuldner, als Akteur auf den Kreditmärkten. Dieser politische Wandel war grundlegender als alles, was durch reguläre Regierungswechsel von nominell sozialdemokratischen zu neoliberal-konservativen Parteien hätte bewirkt werden können. Er hat zu einem Rechtsruck im ganzen politischen Spektrum geführt, da man die kollektiven und individuellen Interessen der Bürger den Finanzmärkten überließ, die keineswegs jeden gleich behandeln, sondern ungeheure Einkommensunterschiede produzieren.


  Den Hintergrund der Finanzkrise bildeten einige Formen des klassischen Marktversagens, die wir schon kennengelernt haben. Etwa, daß Preise nicht den realen Wert der Papiere abbildeten, sondern etwas ganz anderes, oder daß die Akteure nicht über ausreichende Informationen verfügten. Durch das Transaktionstempo auf den sekundären Märkten wurde der Aktienpreis von den »realen« Vermögenswerten abgekoppelt, die in Form von Maschinen, Arbeitskraft und Eigenkapital die Aktiva eines Unternehmens darstellen. Im Prinzip spiegelt der Aktienkurs die wirtschaftlichen Aussichten eines Unternehmens wider und enthält daher wichtige Informationen darüber. Der Boom der sekundären Aktienmärkte löste diesen Zusammenhang jedoch weitgehend auf. Finanzspekulanten und Ratingagenturen kam es nur noch auf den Preis eines Aktienpakets an, nicht mehr auf Informationen über dessen Inhalt - und die auf dieser neuartigen Form des Wissens begründeten Entscheidungen erwiesen sich als selbstzerstörerisch. Hier liegt die Achillesferse des neoliberalen Systems, vergleichbar mit der Inflationsneigung des Keynesianismus.


  Kaum überraschend hatte, als die sekundären Märkte zusammenbrachen, niemand eine Vorstellung davon, wieviel Geld genau verlorengegangen und wohin es verschwunden war. Wenn die einzige Information, die zählt, vollkommen selbstreflexiv ist und außerhalb ihrer selbst nicht validiert werden kann, dann können Informationen nicht mehr die Aufgabe erfüllen, die ihnen am Markt zukommt. Doch über viele Jahre nahm niemand, der von innen oder außen Einfluß auf das System hätte nehmen können, darauf Rücksicht, trotz der ernsten Warnung, die es erst kurz zuvor gegeben hatte, als Ende der neunziger Jahre die dot.com-Blase platzte. Auch damals hatten die Aktienpreise auf einer nahezu unendlichen Kette von Erwartungen beruht, in der allmählich jeder Kontakt zu den tatsächlichen Marktpotentialen internetbasierter Firmen verlorenging. Die Fans des Systems glaubten, sie hätten den heiligen Gral ewig steigender Aktienpreise entdeckt. Die ehernen Gesetze von Angebot und Nachfrage ließen sich scheinbar straflos brechen. Offenbar hat niemand im Finanzsystem aus dieser erst wenige Jahre zurückliegenden Krisenerfahrung eine Lehre gezogen.


  Sobald der Keynesianismus der privaten Hand zum herrschenden Wirtschaftsmodell geworden war, wurde er zum öffentlichen Gut erklärt - bizarrerweise, da er doch auf privatem Handeln basiert. Voraussetzung dafür war ein nur als unverantwortlich zu bezeichnendes Geschäftsgebaren der Banken, welche die üblichen Kreditprüfungen schlicht ausfallen ließen -doch Millionen Menschen profitierten davon, indem sie mit dem auf diese Weise generierten unwirklichen (von keinem realen Wert gedeckten) Geld echte Waren und Dienstleistungen erwarben. So kam es dazu, daß Unverantwortlichkeit ein öffentliches Gut wurde. Später wurden schwere moralische Bedenken gegen die staatliche Hilfe für die unter den Folgen ihrer Unverantwortlichkeit leidenden Banken geäußert, doch haben sich mehr oder weniger ganze Gesellschaften an dieser Unverantwortlichkeit beteiligt, womit eine weit größere moralische Gefahr verbunden ist. Den alten Wirtschaftstheorien zufolge ist es die Aufgabe des Marktes, zwischen den egoisti schen Bestrebungen des Individuums und den Interessen der Allgemeinheit zu vermitteln. Als man in den achtziger und neunziger Jahren den Neoliberalismus vor den Karren des Hedonismus der Wohlhabenden spannte, wurde dieser Konnex gelockert. Ganz auflösen läßt er sich jedoch nie, da jedes wirtschaftliche Handeln Folgen für die Allgemeinheit hat. In unserem Fall zeigte sich der Zusammenhang merkwürdigerweise darin, daß unverantwortliches Marktgebaren der Banken zu allgemeinem Wohlstand führte.


  Der Neoliberalismus, der zur Entstehung marktbeherrschender Konzerne führte und durch die Liberalisierung der Kreditvergabe Märkte schuf, in denen der wirtschaftliche Erfolg auf dem Ausblenden von Informationen beruht, hat uns in eine Zwickmühle geführt: Um dem Wohl der Allgemeinheit zu dienen, müssen wir einer sehr kleinen Anzahl von Leuten erlauben, zu extrem viel Geld und politischem Einfluß zu gelangen. Das zeigt sich am deutlichsten an dem, was gerade dem Sozialstaat passiert. Die Regierungen sind gezwungen, tiefe Einschnitte im Sozialsystem, bei Gesundheits- und Bildungsprogrammen, den Renten und sozialen Transferleistungen an Arme und Arbeitslose vorzunehmen. Nur so können sie nämlich die Bedenken der Finanzmärkte hinsichtlich der Staatsverschuldung beschwichtigen. Die Akteure auf diesen Märkten sind aber genau dieselben Leute, die von der Bankenrettung profitierten und die schon wieder begonnen haben, sich hohe Boni auszuzahlen - aufgrund der »Gewinne«, die sie »erwirtschaften«, seit man ihre Geschäfte auf Kosten explodierender Staatsschulden gegen jedes Risiko abgesichert hat.


  


  Was kommt nach dem Keynesianismus der privaten Hand?


  



  Wie sollen wir die moralischen Probleme lösen, die daraus folgen, daß der Staat wirtschaftliche Unverantwortlichkeit als öffentliches Gut anerkennt? Was die Eliten in Wirtschaft und Politik betrifft, so werden sie alles ihnen Mögliche tun, um den Neoliberalismus im allgemeinen und seine finanzmarktgetriebene Form im besonderen zu erhalten. Dieses System hat ihnen hochgradige Zuwächse an Geld und Macht eingebracht, vor allem im Vergleich zum System der sozialdemokratischen Periode mit seinen auf Umverteilung zielenden Steuern, starken Gewerkschaften und staatlichen Eingriffen in den Markt. Damals haben sie diese Politik toleriert, weil sie ihnen notwendig schien, um neue Konsumentenschichten zu erschließen sowie die Nachfrage anzuregen und um zu verhindern, daß die Arbeiter dem Kommunismus anheimfielen. Dieser ist inzwischen glücklicherweise von der Bildfläche verschwunden; und wie sich gezeigt hat, reicht es aus, die Nachfrage durch systematische Privatverschuldung auf den Finanzmärkten anzukurbeln, damit einige Leute sehr, sehr reich werden können. Sie werden mit aller Zähigkeit an diesem System festhalten.


  Für das Wirtschaftswachstum in westlichen Ländern ist die Kapitalbeschaffung auf effizienten Finanzmärkten nach wie vor wichtiger als die früher so unverzichtbare Arbeiterklasse. Das liegt zum Teil an der erweiterten geographischen Reichweite. Daß die Bedeutung der Arbeiterklasse im Westen schwindet, heißt nicht, daß sie weltweit auf dem Rückzug ist. Heute sind mehr Menschen in der Produktion beschäftigt als jemals zuvor; sie bilden jedoch lediglich nationale Gruppen mit äußerst unterschiedlichen historisch-kulturellen Hintergründen, Lebensstandards, Organisationsformen und Zielen. Das Finanzkapital hingegen ist nicht an feste Strukturen ge bunden, es gleicht eher einer Flüssigkeit oder einem Gas, das seine Form ändern und sich mühelos regionalen Gegebenheiten und Gesetzen anpassen kann. Wir brauchen nach wie vor beides, Arbeit und Kapital, doch erstere wird nach dem Motto »Divide et impera« behandelt, letzteres nicht - wenigstens solange es nicht zu einer Renaissance des Wirtschaftsnationalismus und einer Beschränkung der Kapitalbewegungen kommt, die uns allen erhebliche ökonomische Einbußen zumuten würde.


  Wahrscheinlich wird sich daher ein System etablieren, in dem Großunternehmen dominieren; die Logik der Globalisierung, für die transnationale Konzerne so wichtig waren, ist mit dem Kollaps des Finanzsystems nicht verschwunden. Einmal mehr stoßen wir also auf die zentrale Frage des Neoliberalismus: Geht es ihm um Märkte oder um Konzerne?


  Auf die Finanzkrise reagierten die Politiker zunächst mit dem Rückgriff auf Regulierungen; vorübergehend wurde sogar die Verstaatlichung von Banken erwogen. Dieser Trend wird jedoch nicht lange anhalten. Was dann geschieht, läßt sich vorhersagen, wenn man an die ersten Beispiele dafür zurückdenkt, daß die »Selbstregulierung« der Finanzmärkte allen neoliberalen Behauptungen zum Trotz unzureichend ist: die Skandale um Enron, WorldCom und andere, die wir im vorigen Kapitel gestreift haben. Aufgrund dieser Skandale erließ der US-Kongreß damals mit dem »Sarbanes-Oxley Act« strenge Bestimmungen bezüglich der Buchführung und -prüfung von Aktiengesellschaften. Das Gesetz fand eine breite Mehrheit; selbst George Bush stimmte zu und distanzierte sich eilends von seinem früheren Wahlkampfsponsor Enron. Als jedoch die Erinnerung an die Ungeheuerlichkeit des Verbrechens allmählich verblaßte, begannen die Lobbyisten des Finanzsektors die Einschränkung der unternehmerischen Freiheit zu beklagen und drohten, die Finanzinstitute würden New York den Rücken kehren und sich in London und anderswo niederlassen. Derselbe Prozeß hat heute bereits wieder begonnen, noch bevor der Kampf um ein Mehr an Regulierung, das der Finanzbranche im Rahmen ihrer Rettung durch den Staat auferlegt werden soll, überhaupt entschieden ist. Wie können Derivatmärkte die Kreditnachfrage stützen, wenn auf einmal Vorschriften gelten, die die Kreditvergabe erheblich erschweren? Wie sollen Investmentbanker Gewinne erwirtschaften, um die Schulden der Banken auszugleichen, wenn man ihnen nicht Anreize in Form hoher Boni gibt? Schon im Laufe des Jahres 2010 waren nahezu alle alten Praktiken auf den sekundären Märkten wieder in Kraft. Die Lobbyisten der Wirtschaft brachten den US-Senat dazu, Obamas Gesetzentwurf einer strengeren Regulierung der Branche erheblich abzuschwächen.


  Zugleich werden die sozial kaum abgesicherten Arbeitnehmer unterer und mittlerer Lohngruppen kaum in der Lage sein, die Nachfrage weiter hochzuhalten, ohne daß man ihnen, und sei es in weniger exaltiertem Maß als zuvor, schlecht abgesicherte Kredite an die Hand gibt. Die Politik wird eine Rückkehr zum Kreditboom als den besten Weg betrachten, die Nachfrage anzukurbeln, und zugleich mit der Flexibilisierung des Arbeitsmarkts fortfahren. Deshalb wird sie geneigt sein, der Finanzbranche nachzugeben, wenn diese eine Lockerung der Vorschriften fordert. Zudem werden sich manche Staaten verleiten lassen, ihre gesetzlichen Vorschriften zu lockern, um im Wettbewerb um die Ansiedlung von Finanzunternehmen die Nase vorn zu haben - einer Art Wettbetteln, in dem die Unternehmen zweifellos in der mächtigeren Position sind.


  Die Finanzbranche selbst wird von wenigen großen Akteuren geprägt sein, die über exzellente Kontakte zu den Behörden verfügen. Zu den überlebenden Firmen werden auch jene gehören, die durch die von der Politik im Zuge der Rettungsmaßnahmen erzwungenen Bankenfusionen entstanden. Die Banken wiederum, die auf dem Höhepunkt der Krise verstaatlicht wurden, werden nicht im Staatsbesitz bleiben, denn die Politik will nicht mehr wie einst die »Kommandohügel« der Wirtschaft kontrollieren. Sie schreckt nicht zuletzt deshalb davor zurück, weil große Banken international tätig sind. Ebenso unwahrscheinlich ist, daß diese Banken durch Ausgabe von »Volksaktien« privatisiert werden. Aller Wahrscheinlichkeit nach werden sie in die Hände einiger weniger Großkonzerne übergehen, ob Banken oder Unternehmen aus anderen Branchen, die man für groß genug hält, die schwere Last der mit dem heutigen Finanzkapitalismus einhergehenden Risiken schultern zu können.


  Die Wettbewerbsintensität ist im Finanzsektor äußerst unterschiedlich. In manchen Bereichen herrscht scharfe Konkurrenz; im Privatkundengeschäft dominiert eher der Chicagoer Ansatz mit wenigen Großunternehmen. Viele Neoliberale behaupten, das liege an einem Übermaß, nicht an einem Mangel an Regulierung. Dieses Übermaß habe es zusammen mit der stillschweigenden Erwartung, daß der Staat den Zusammenbruch großer Banken nicht zulassen werde, den Finanzunternehmen ermöglicht, Risiken einzugehen, die sie vermieden hätten, wenn sie auf sich allein gestellt gewesen wären und selbst Vorsorge gegen die potentielle Unzuverlässigkeit ihrer Mitbewerber hätten treffen müssen. Zwar mögen die Neoliberalen große Unternehmen lieber als kleine, sie würden aber nie behaupten, daß manche von ihnen »systemrelvant« (»too big to fail«) seien, wie es während der Krise wiederholt hieß. Statt dessen hätten sie den Konkurs auch großer Konzerne hingenommen, da dergleichen zum Funktionieren des Marktes gehört, der sich selbst bereinigt und die Ressourcen von ineffizienten zu effizienten Konkurrenten umverteilt.


  


  Akademisch betrachtet, ist das ein starkes Argument. Nur trifft es schwerlich auf die Realität zu, mit der es Regierungen zu tun haben, wenn es um sehr große Unternehmen im Finanzsektor geht, der Auswirkungen auf die gesamte Volkswirtschaft hat und insofern öffentliche Güter repräsentiert. Auf einem neoklassischen Markt mit vielen Wettbewerbern hätte die Selbstbereinigung des Marktes womöglich das Schlimmste verhindert. Doch wir haben es mit einer Chicago-Ökonomie zu tun, nicht mit einer neoklassischen. Angesichts von Unternehmen, die also »systemrelevant«, zugleich jedoch nur ihren Aktionären gegenüber verantwortlich sind, und ihrer Ablehnung staatlicher Eingriffe, die alles nur noch verschlimmern würden, bleibt den Neoliberalen nichts anderes übrig, als zu behaupten, daß die letzten zweihundert Jahre ein Übermaß an Regulierungen im Bankwesen hervorgebracht hätten.


  Weit realistischer ist der sozusagen »sozialdemokratischneoliberale« Ansatz, der zuweilen diskutiert wird. Er liefe im Grunde genommen auf eine Rückkehr zur amerikanischen Glass-Steagall-Position von 1933 hinaus, die ein zweigeteiltes Bankensystem vorsieht. Neben einer Gruppe vermutlich sehr großer Unternehmen, die sich um die Ersparnisse und Investitionen von Kleinanlegern und mittelständischen Firmen kümmern und denen riskante Geschäfte gesetzlich untersagt sind, gäbe es Investmentbanken, die hohe Risiken eingehen dürfen, aber nicht mit den Ersparnissen kleiner Privatkunden, sondern ausschließlich mit dem Geld von Kunden, die es bewußt auf diese Weise anlegen wollen. Diese Unternehmen wären abhängig allein von ihrer Leistung; sie könnten auf wettbewerbsintensiven, von staatlichen Garantien freien Märkten enorme Profite machen oder pleite gehen. Kurz- und mittelfristig wäre das wahrscheinlich die beste Option für den Wiederaufbau des Finanzsystems.


  


  Es ist jedoch zweifelhaft, ob ein solches System auf lange Sicht lebensfähig wäre. Das Problem ist, daß Banker wie Politiker vom Baum der Erkenntnis der sekundären Märkte gekostet haben. Anders als noch in den achtziger Jahren wissen die Banker heute, welche enormen Profite expandierende Derivatmärkte ermöglichen. Und die Politiker wissen, wie nützlich die Privatverschuldung ist, um trotz Einsparungen im Sozialsystem und dem Abbau der Arbeitnehmerrechte die Kaufkraft relativ einkommensschwacher Konsumenten zu erhalten. Wie lange werden unter diesen Umständen die Schranken zwischen sicheren Banken für den Massenmarkt und riskanten Investmentbanken standhalten, die Banker und Politiker daran hindern, die Früchte ihrer Erkenntnis zu genießen?


  Zweifellos werden sie nur allzubald umgangen oder aufgeweicht werden. Andererseits weiß die Politik jetzt auch um den Schaden, den die sekundären Märkte anrichten können, wenn ihr Wachstum außer Kontrolle gerät. Sie wird Absicherungen gegen eine uneingeschränkte Rückkehr zum deregulierten Modell verlangen. Wahrscheinlich wird es deshalb nach und nach zu einer Verhandlungslösung kommen, die aufgrund der guten Beziehungen zwischen Politik und Großkonzernen eine freiwillige Selbstkontrolle der Finanzwirtschaft als Ausgleich für einen Abbau der Vorschriften vorsieht. Das vorherzusagen ist keine Hellseherei: Es paßt zum Trend im Verhältnis von Staat und Konzernen. Da die Politiker die neoliberalen Vorurteile gegen staatliche Interventionen teilen, die wachstumshemmende Wirkung von Regulierungen fürchten und glauben, daß ihnen die Manager des privaten Sektors in beinahe jeder Hinsicht überlegen sind, vertrauen sie immer mehr darauf, daß sich allgemeine gesellschaftliche Ziele durch die Selbstregulierung von Großkonzernen erreichen lassen. Echte Neoliberale schätzen die se Lösung überhaupt nicht, da sie der Gewinnmaximierung ins Gehege kommt, die Verflechtung von Unternehmen und Behördern fördert und damit die Autonomie der Marktwirtschaft untergräbt. Doch wichtige Meinungsführer der Wirtschaft bevorzugen diese Lösung außerordentlich.


  Wir haben in diesem Kapitel gesehen, daß zwei Arten des Marktversagens zur Finanzkrise beigetragen haben. Zum einen wurde die Preisbildung verzerrt, zum anderen führte die steigende Geschwindigkeit des Handels dazu, daß sich die Händler nicht mehr ausreichend um Informationen bemühten. Durch die Bekämpfung der Krise kamen zwei weitere Marktversagen ins Spiel. Das erste betrifft die Notwendigkeit niedriger Marktbarrieren. In von Großkonzernen dominierten Branchen wird fast ausschließlich über Zugangsbarrieren für mögliche Wettbewerber diskutiert; doch haben gerade die sehr hohen Marktaustrittsbarrieren eine wichtige Rolle in dieser Krise gespielt. Man rechtfertigte die enormen Summen, die für die Rettung der Banken ausgegeben wurden, mit dem Argument, diese seien »systemrelevant«, da ihre Pleite die gesamte Volkswirtschaft mit in den Abgrund ziehen werde. Deshalb erhöhte man die Barrieren gegen ihren Austritt aus dem Markt. Wie viele Kommentatoren anmerkten, unterliegen einmal als »systemrelevant« anerkannte Unternehmen jedoch nicht mehr den Regeln der Marktwirtschaft.


  Zweitens wurde gegen ein weiteres Prinzip der Marktwirtschaft verstoßen, nämlich die Trennung von Staat und Wirtschaft, insbesondere von Behörden und Unternehmen. Die langfristige Lösung der Finanzprobleme wird wahrscheinlich noch mehr Verstöße gegen dieses Prinzip nötig machen. Obwohl die Großkonzerne nach wie vor allein ihren Aktionären (oder rasch wechselnden Aktienhändlern) gegenüber verantwortlich sind, sind sie auf diese Weise zu Schlüsselfiguren für die Aufrechterhaltung der Stabilität nicht nur der Wirtschaft, sondern der gesamten Gesellschaft geworden.
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  6. VOM LOBBYISMUS ZUR »CORPORATE SOCIAL RESPONSIBILITY«


  Für das Problem, daß Unternehmen, die sich vom Markt emanzipiert haben, als selbständige Akteure auf der politischen Bühne erscheinen, kennen weder Wirtschafts- noch Politikwissenschaft einfache Lösungen. Letztere beschreibt das Zustandekommen politischer Macht, auch über das formelle System aus Wahlen, Parteien und Regierungen hinaus, mit der Theorie des Pluralismus. Dieser stammt aus demselben intellektuellen Stall wie die neoklassische Wirtschaftslehre, ist allerdings weniger elegant, da er nicht auf einem einzigen theoretischen Postulat, der Existenz reiner Märkte, sondern auf einer Vielzahl empirischer Möglichkeiten beruht. Der Theorie des Pluralismus zufolge läßt sich eine übermäßige Machtkonzentration vermeiden, indem die Grundlagen politischer Macht über die gesamte Gesellschaft verstreut und auf autonome Zentren verteilt werden. Jeder politischen Entscheidung müssen so mehrere dieser Zentren zustimmen. Wie die neoklassische Wirtschaftslehre setzt auch der Pluralismus eine mehr oder weniger egalitäre Wirtschaft voraus, da eine kraß ungleiche Verteilung der ökonomischen Ressourcen wahrscheinlich zu einer Machtkonzentration in den Händen der wenigen wirtschaftlich Mächtigen führen würde.


  Als sich der Chicagoer Ansatz Ende der siebziger Jahre im amerikanischen Kartellrecht durchzusetzen begann, warnten mit Robert Dahl (1982) und Charles Lindblom (1977) zwei der prominentesten Vertreter des Pluralismus, dies könne dazu führen, daß der Großkonzern eine Bedrohung für die Machtbalance des demokratischen Pluralismus werde. Lindbloms Bedenken galten weniger der Größe einzelner Unternehmen als der Tatsache, daß die Popularität und Legitimität einer Regierung vom Erfolg ihrer Wirtschaftspolitik abhängig sei, für den sie der Mithilfe der Wirtschaft bedürfe. Regierungen seien daher geneigt, sich deren Wünsche und Vorstellungen kritiklos zu eigen zu machen.


  Als Dahl und Lindblom ihre Bücher schrieben, lag der Keynesianismus der privaten Hand noch in der Zukunft; die Globalisierung der Wirtschaft und die Deregulierung der Kapitalmärkte hatten gerade erst begonnen. Beide Entwicklungen haben den transnationalen Konzernen neue Möglichkeiten eröffnet, wirtschaftliche Macht in politischen Einfluß umzumünzen. Mit dem privatisierten Keynesianismus haben wir uns im vorigen Kapitel befaßt; wenden wir uns nun also dem global agierenden Unternehmen zu. Sein politischer Einfluß beruht im wesentlichen auf zwei Dingen. Erstens auf der Fähigkeit, das sogenannte »regime Shopping« zu betreiben, also gezielt in Ländern zu investieren, deren Gesetze ihm günstig erscheinen. Zum anderen auf der Tatsache, daß nationale Regierungen in einer globalen Wirtschaft relativ wenig Einfluß haben (jedenfalls verglichen mit ihren Möglichkeiten daheim), weshalb die Unternehmen hier autonomer agieren als dort.


  Der erste Punkt scheint offensichtlich: Wenn ein Unternehmen die Wahl zwischen zwei Ländern hat, kann man erwarten, daß es in dem investiert, das bessere Möglichkeiten zur Maximierung der Profite bietet, also niedrigere Gemeinkosten und Steuern, weniger Arbeitnehmerrechte und niedrigere soziale Standards, weniger Umwelt- und andere Vorschriften. Auf kurze Sicht ist daher ein Abfluß der Investitionen von teuren in »billigere« Länder zu erwarten. Auf längere Sicht würden dann erstere ihre Standards senken, um den »billigeren« Ländern im Wettstreit um Investitionen Paroli bieten zu können. Das Ergebnis wäre dann ein allgemeiner Abbau der Standards, eine Anpassung der Vorschriften an die Interessen multinationaler Konzerne, ein »Wettlauf in Sozialabbau«.


  In der Realität ist es jedoch nicht ganz so einfach. Bestehende Produktionsanlagen, Vertriebs- und Lieferantennetze sowie Beziehungen lassen sich nicht ohne weiteres verpflanzen. Für bereits bestehende Niederlassungen fallen gewisse unvermeidliche Kosten (»sunk costs«) an, deshalb braucht das Unternehmen, um in einem anderen Land zu investieren, die Zuversicht, daß die Profite dort diese Kosten aufwiegen werden. Die Gefahr ist daher weniger, daß es seine alten Niederlassungen verlagert, sondern daß es für zukünftige Investitionen einen günstigeren Standort sucht. Und selbst dabei entscheiden sich nicht alle Unternehmen für das billigste Angebot. Unternehmen, die strategisch vorgehen, suchen nach Marktlücken und -nischen, die sich nicht unbedingt über den Preis definieren. Oft kommt es mehr auf die Qualität der Waren und Dienstleistungen an, und dafür können hochbezahltes Personal und gute Arbeitsbedingungen oder eine stabile soziale Infrastruktur erforderlich sein, die wiederum hohe Steuern voraussetzt. Es ist daher keineswegs so, daß Länder mit hohen Löhnen und hohen Steuern den Konkurrenzkampf um Investitionen stets verlieren müssen.


  Dennoch bleibt die Initiative bei den Unternehmen: Ihre Marktstrategie bestimmt (wenigstens zu großen Teilen), welche politischen Entscheidungen mit Investitionen »belohnt« werden und welche nicht. Das kann im einen Fall die Steigerung der Bereitschaft der Arbeitnehmer sein, für niedrige Löhne zu arbeiten, im anderen der Ausbau ihrer Fähigkeiten und Rechte. Die Globalisierung führt daher nicht unbedingt zu einem »Wettlauf in Sozialabbau«; in jedem Fall aber wächst durch sie die Macht der Großkonzerne, die Regeln zu bestimmen.


  Das zweite Argument lautet, daß transnationale Konzerne auf globaler Ebene, wo ihnen kein »Weltstaat« in die Quere kommt, ihre eigenen Regeln machen können, etwa indem sie untereinander Produktstandards oder Handelskonventionen vereinbaren. Da die wirtschaftliche Dynamik zur Zeit auf dieser Ebene am größten ist, wirken diese von globalen Konzernen vereinbarten Regularien auf die nationalen Ökonomien zurück und untergraben die Autorität des jeweiligen Staates.


  Auch das ist jedoch eine Übertreibung. Mit dem Wachstum der Weltwirtschaft ist eine Zunahme an Regulierungen durch internationale Behörden einhergegangen, in denen Delegierte der Nationalstaaten sitzen und in deren Namen Einfluß ausüben. So entstanden in der Nachkriegszeit die Vereinten Nationen, die Weltbank und der Internationale Währungsfonds (IWF), deren Einfluß jedoch beschränkt blieb. Die Organisation für wirtschaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (OECD), lange Zeit vor allem Quelle volkswirtschaftlicher Daten und Statistiken, hat mehr und mehr die Rolle eines internationalen wirtschaftspolitischen Koordinators übernommen, etwa bei der Verfolgung von Korruptionsfällen bei Staatsaufträgen an transnationale Konzerne. Seit kurzem versucht die Welthandelsorganisation (WTO), den internationalen Handel zu regulieren, obwohl sich ihre Autorität eher auf Staaten als auf Unternehmen erstreckt. Und schließlich gibt es auf zwischenstaatlicher Ebene viele Organisationen zur regionalen Zusammenarbeit, etwa die Europäische Union (EU), den Verband Südostasiatischer Nationen (ASEAN), die Nordamerikanische Freihandelszone (NAFTA) oder die Handelsorganisation südamerikanischer Staaten Mercosur, von denen allerdings nur die EU umfassendere politische Regeln für verschiedene Bereiche der Gesellschaft aufzustellen versucht. Der globale Wirtschaftsraum ist also keineswegs frei von staatlichen Einflüssen; allerdings bleibt es eine Tatsa che, daß Großkonzerne hier viel direkter ins Regulierungsgeschehen eingreifen können als auf nationaler Ebene.


  Als Robert Dahl Anfang der achtziger Jahre den Pluralismus für ungeeignet befand, den politischen Einfluß amerikanischer Unternehmen einzudämmen, schlug er vor, sich am Modell Skandinaviens zu orientieren, wo sich die Unternehmen in Branchen- und Wirtschaftsverbänden organisierten. Diese Interessenvertretungen konnten ihre Mitglieder in gewissem Maß zur Einhaltung von Regeln zwingen, gleichsam im Austausch für die Vorteile, die ihre Lobbyarbeit ihnen verschaffte. Außerdem wahrte die Interessenvertretung durch Verbände die Chancengleichheit zwischen den Unternehmen zumindest einer Branche, da sie verhinderte, daß sich einzelne Unternehmen, die über besonders gute Beziehungen zu Politikern und Behörden verfügten, wettbewerbsfeindliche Vorteile verschafften.


  Dahl wandte sich damit vom Pluralismus ab und dem Neokorporatismus zu. Das Konzept einer Interessenvertretung durch Verbände, die gleichzeitig Lobbyarbeit machen und ihren Mitgliedern gewisse Verhaltensregeln auferlegen, stammt zwar aus der Gewerkschaftsbewegung, läßt sich aber auch auf andere Bereiche der Wirtschaft übertragen. So löst der Neokorporatismus zwar einige der Probleme, die die politische Tätigkeit einzelner Konzerne aufwirft, stellt uns jedoch zugleich vor ein neues Problem: das der Privilegierung ganzer Branchen bzw. der Wirtschaft insgesamt, zum Beispiel auf Kosten des Umweltschutzes. Wie Mancur Olson in seinem Buch The Rise and Decline of Nations (1982) darlegt, funktionieren Interessenvertretungen in einer Marktwirtschaft, indem sie versuchen, ihren Mitgliedern Vorteile zu verschaffen, ohne der Allgemeinheit eine Gegenleistung anzubieten. Mit dem Begriff, den wir im zweiten Kapitel erläutert haben: Sie produzieren eine negative Externalität, was ihnen ein rei ner Markt nicht gestatten würde. Dies ändere sich nur dann, wenn sie derart weite Bereiche der Gesellschaft »umfassen« (Olson), daß alle Folgen ihres Tuns auf sie selbst zurückfallen, wenn es also keine andere gesellschaftliche Gruppe gibt, der sie die Kosten ihrer Errungenschaften aufdrücken können. Dafür müsse die gesamte Gesellschaft von neokorporatistischen Strukturen geprägt sein.


  Olsons Begriff der »umfassenden« Verbände setzt einen fest umrissenen Rahmen voraus, der Wirtschaftspolitik und Unternehmen aneinander bindet. In der Vergangenheit bildete der Nationalstaat diesen Rahmen. Das tut er heute nicht mehr. Die globale Wirtschaft und insbesondere die Weltkonzerne stellen den Neokorporatismus vor große Probleme. Die Verbände könnten darauf reagieren, indem sie ihre Aktivitäten auf eine höhere Ebene verlagern, etwa die der EU, und sich mit ihren Pendants aus anderen Staaten zusammentun, um wieder »umfassende« Vertretungen zu sein. Bislang gibt es jedoch wenig Anreiz dazu. Staaten, Gewerkschaften und kleinere Unternehmen sind nach wie vor hauptsächlich national organisiert, und Politik und Gewerkschaften müssen auf ihre nationale Klientel Rücksicht nehmen. Jedenfalls gelingt selbst der EU keine »umfassende« Interessenvertretung. Eine Interessenvertretung kann nur schwer umfassend wirken, wenn sie selbst nicht global ist.


  Ein weiteres Problem des Neokorporatismus liegt darin, daß seine Verbände in der Regel bestehende Branchen repräsentieren. In Zeiten raschen ökonomischen und technologischen Wandels verlieren diese Branchen jedoch an Bedeutung, und ihre Verbände werden ineffizient oder stemmen sich gar, was noch schlimmer ist, gegen den unausweichlichen Niedergang. Die neuen Branchen wiederum sind noch nicht organisiert und verstehen sich vielleicht nicht einmal als Branchen. So gedieh etwa die biotechnische Industrie ziemlich lange im verborgenen, bevor ihre Existenz als solche überhaupt bemerkt wurde. Inzwischen sind mit ihr auch andere, etwa die Informationstechnologie, zum Bewußtsein ihrer selbst gekommen und haben Verbände gegründet. Doch es bleibt eine Tatsache, daß die alten, absteigenden Branchen in Zeiten von Innovation und raschem Wandel besser von Verbänden repräsentiert werden als die neuen, dynamischen.


  Wie bei der im dritten Kapitel erörterten Bildung von Industriestandards dominieren auch bei der Vertretung der Wirtschaftsinteressen inzwischen einzelne transnationale Konzerne, nicht Verbände. Auf den ersten Blick stehen Globalisierung und Deregulierung für den Sieg des Marktes über Staat und Korporatismus; doch auf den zweiten Blick zeigt sich einmal mehr, daß sie nicht dem Markt, sondern einzelnen Großunternehmen zur Dominanz verholfen haben. Diese politisch wie ökonomisch grundlegende Entwicklung beeinträchtigt die Chancengleichheit zwischen den Unternehmen - die unabdingbare Voraussetzung für Wettbewerb und Markt - und schränkt die Einflußmöglichkeiten kleinerer Firmen ein, die nur über Wirtschaftsverbände mit den politisch Mächtigen in Kontakt treten können. Der transnationale Konzern hingegen hat einen starken Anreiz und umfangreiche Möglichkeiten, auf die Politik einzuwirken. Obwohl man annehmen würde, daß Marktwirtschaft und Pluralismus zusammengehören, sind neokorporatistische Wirtschaftsverbände in der Praxis besser geeignet, für Chancengleichheit zu sorgen und Marktverzerrungen zu verhindern als ein Pluralismus Chicagoer Art, der kaum kartellrechtliche Beschränkungen der Unternehmensgröße kennt.


  Aus Sicht des Pluralismus ist jedes Unternehmen eine »Interessengruppe«; insofern werden Großkonzerne aufgrund ihrer weltwirtschaftlichen Bedeutung zu atemberaubend mächtigen Lobbyisten ihrer selbst, die das Machtgleichge wicht pluralistischer Demokratien bedrohen. In diesem zentralen Vorwurf sind sich Dahl, Lindblom, ihre Nachfolger und die ersten Kapitel dieses Buches einig. Doch die Rolle der globalen Giganten von heute läßt sich mit dem Begriff der Lobby nicht mehr fassen. Die »Lobby« war ursprünglich das Vorzimmer des Saals, in dem die Mächtigen ihre Entscheidungen trafen. Dort versammelten sich Leute, die die Ratsmitglieder auf dem Weg nach drinnen abpassen wollten, um mit ihnen ein Wort in eigener Sache zu wechseln. Der Zugang zum eigentlichen Ratssaal war ihnen verwehrt. Die Vertreter der transnationalen Konzerne der Gegenwart sitzen aber längst nicht mehr in der Lobby, also vor den Kabinettsälen der Regierungen. Sie sind direkt an politischen Entscheidungen beteiligt. Sie setzen Standards, etablieren private Regulierungssysteme, beraten Minister und Regierungschefs und entsenden sogar Vertreter in die Ministerien. Wie wir im vierten Kapitel gesehen haben, hat der Vorwurf der »Wirtschaftsferne« dazu geführt, daß ältere Regeln zur Gewährleistung der Trennung von Behörden und Wirtschaft entsprechend »modernisiert« wurden.


  Wie Unternehmen zu Insidern der Politik werden, zeigt das Beispiel der Wahlkampffinanzierung in den USA. Dort sind Wahlkämpfe extrem teuer, da sie vor allem über Fernsehspots und andere High-Tech-Medien geführt werden. Aufgrund der im Vergleich zu Europa schwächeren Parteistrukturen müssen die Kandidaten ihre Kampagne weitgehend selbst finanzieren, außerdem müssen sie sich zunächst in Vorwahlen unter den registrierten Wählern der eigenen Partei durchsetzen, wobei sie von dieser naturgemäß nicht unterstützt werden können. Auch Amtsträger, die eine Wiederwahl anstreben, suchen händeringend nach Geld. Unternehmen, deren wirtschaftliche Interessen von politischen Entscheidungen berührt werden, bieten Spenden an, um ei ne bestimmte Politik zu unterstützen. Diese Spenden fließen dann in die Wahlkampffonds jener Amtsträger, die dem politischen »Rat« der Firma zu folgen versprechen. Echte Neoliberale müßten das als ebenso schwerwiegenden Verstoß gegen die Freiheit der Marktwirtschaft empfinden wie staatliche Interventionen in die Angelegenheiten eines Unternehmens. Daß die meisten US-Bürger dies jedoch für »business as usual« halten und darin keinen Widerspruch zu ihrer Auffassung erkennen können, die USA seien das weltweite demokratische Vorbild, belegt, wie weit die Interessen der Konzerne selbst unser Denken bereits bestimmen.


  Der Begriff »Lobby« ist noch aus weiteren Gründen inadäquat. Erstens geht man davon aus, daß Lobbyisten Bürger des betreffenden Staates sind oder sich in ihm aufhalten und daher seiner Jurisdiktion unterliegen. Das gilt aber nicht für transnationale Konzerne, die über Investitionen verhandeln. Das internationale Recht verlangt lediglich, daß jedes Unternehmen irgendwo auf dem Planeten einen formellen Firmensitz hat. Von diesem Sitz aus können Unternehmen mit Regierungen auf der ganzen Welt verhandeln, ohne sich dabei ihrer Autorität unterordnen zu müssen, bevor das erste Gebäude der neuen Niederlassung errichtet wird. In der entscheidenden Verhandlungsphase, wenn es um die Entscheidung zwischen mehreren möglichen Orten geht, befindet sich das Unternehmen außer Landes und keineswegs in der »Lobby«, wo es sich wenigstens formell unterordnen müßte. Statt dessen treten seine Vetreter eher wie Botschafter anderer Länder auf, was sie zweifellos nicht sind.


  Zweitens läßt sich das Verhältnis globaler Konzerne zu einem aus Nationalstaaten und zwischenstaatlichen Organisationen bestehenden globalen Gemeinwesen kaum als »Interessenvertretung« bezeichnen, wenn manche Konzerne völlig autonom Standards setzen, also gleichsam gesetzgebe risch tätig werden können. Dadurch rangieren sie neben den inter- und transnationalen Agenturen und sind ihnen keineswegs untergeordnet.


  Drittens besteht, wenn Konzerne aus Industrieländern in sehr armen Ländern investieren, meist ein erhebliches institutionelles Ungleichgewicht zwischen den Beteiligten. Das Unternehmen verfügt über ausreichend Mitarbeiter und Ressourcen, klare Hierarchien und durchorganisierte Abläufe. Den Behörden des Drittweltlandes hingegen mangelt es vermutlich an Ressourcen und interner Organisation. Unter solchen Bedingungen ist es für die betreffende Regierung sehr schwer, die Fiktion mit Leben zu erfüllen, sie stelle eine »Autorität« dar, der das Privatunternehmen irgendwie untergeordnet sei. Vermutlich wird das Unternehmen sich aussuchen können, welche lokalen Gesetze es beachtet und welche nicht, da es an deren Überwachung und Durchsetzung mangeln wird. Das Unternehmen wird dadurch seine eigene Legislative und Exekutive. Dieses Ungleichgewicht tritt auch in umgekehrter Richtung auf. Etwa wenn ein Unternehmen in einem Land investiert, in dem Staat und/oder Gesellschaft kaum politische Auseinandersetzungen zulassen, während in seinem Heimatland lebhafte Kontroversen zum Alltag gehören. Ein skandinavisches Unternehmen, das in Afrika Kinder für sich arbeiten läßt, kann ziemlich sicher davon ausgehen, daß es mit dieser Praxis zu Hause mehr Probleme bekommt als am Ort des Verbrechens. Dieser Druck im Heimatland kann dazu führen, daß sich das Unternehmen in Afrika nachdrücklicher für die Rechte von Kindern stark macht als die zuständigen Behörden. Und auch dann wird es zu einer Legislative und Exekutive eigenen Rechts und hat sich unvermeidlich in politische Angelegenheiten verwickelt, ob es will oder nicht.


  Das letzte Beispiel führt uns zur Frage der generellen geseilschaftlichen Verantwortung von Unternehmen. Wir haben sie im Zusammenhang mit der Verantwortung der Aktionäre bereits gestreift, werden uns aber jetzt genauer mit ihr befassen.


  



  Das gesellschaftspolitische Engagement von Unternehmen


  



  Das Konzept der »Corporate Social Responsibility« (CSR) stammt aus den Unternehmen selbst. Es bezeichnet die Bereitschaft, Verantwortung für bestimmte soziale Aspekte ihrer Tätigkeit zu übernehmen. Kritiker sehen darin eine Erfindung der PR-Abteilungen, die von dubiosen Geschäftspraktiken ablenken soll. In vielen Fällen trifft das auch zu, doch weist CSR darüber hinaus Aspekte auf, die genauerer Betrachtung wert sind, insofern sich in ihr einerseits die problematische Macht von Unternehmen manifestiert und sie zugleich, vor allem angesichts der Nachgiebigkeit der Politik gegenüber den Wirtschaftslobbyisten, ein nützliches Instrument der Kritik von Geschäftspraktiken sein kann.


  Mit CSR ist keineswegs reine Wohltätigkeit gemeint, wie sie sich in Spenden an soziale Einrichtungen oder in der Gründung von Unternehmensstiftungen zeigt. Wohltätige Aktivitäten werden gewöhnlich von rechtlich eigenständigen Körperschaften durchgeführt, die dem Gemeinwohl dienen, keine Gewinne erwirtschaften und auch keine staatlichen Organisationen sind. CSR dagegen wird von Unternehmen im Rahmen ihrer normalen Geschäftstätigkeit betrieben; Vorstand und Geschäftsführung bestimmen, welche gesellschaftlich relevanten Ziele mit welchen strategischen Mitteln verfolgt werden sollen. Einige Autoren sprechen in diesem Zusammenhang sogar von »corporate citizenship«. Das muß zunächst nicht mehr bedeuten, als daß sich Un ternehmen wie gute Bürger verhalten. Doch vor einiger Zeit haben Andrew Crane, Dirk Matten und Jeremy Moon den Begriff in ihrem Buch Corporations and Citizenship (2008) genauer untersucht. Strenggenommen könne ein Unternehmen nicht Bürger einer Demokratie »sein«, da diese Eigenschaft nur Menschen zukomme, die über das Wahlrecht verfügen. Nach Auffassung von Crane und seinen Mitstreitern üben Unternehmen dennoch allgemeine Bürgerrechte aus, wenn sie sich politisch betätigen, worauf CSR letztlich hinausläuft. Das Konzept bleibt hochgradig problematisch, da die Bürger auf die allein den Aktionären verpflichteten Unternehmen keinerlei formellen Zugriff haben - im Gegensatz zu einer Regierung, die sie politisch unter Druck setzen können. Andererseits können Unternehmen Wünsche der Bürger berücksichtigen, insofern diese zu ihren Kunden gehören.


  Der Begriff der »corporate citizenship« legt zudem nahe, daß Unternehmen dieselben Rechte und Einflußmöglichkeiten wie Bürger haben, so daß sie unvermeidlich Teil der Politik sind und sich ihre Aktivitäten nicht auf den Markt beschränken - was in der Realität ja auch so ist. Wenn Unternehmen den Markt mittels eigener Standards regulieren oder nicht nur Lobbyarbeit betreiben, sondern bei politischen Entscheidungen mit am Tisch sitzen, üben sie durchaus so etwas wie Bürgerrechte aus. Kritiker, die von Konzernen, die diese Rechte für sich reklamieren, verlangen, dann auch über das Streben nach Profitmaximierung hinaus Verantwortung zu übernehmen, erinnern einfach daran, daß Rechte stets mit Pflichten einhergehen.


  Manche finden die Debatte alarmierend. Sind die Bürgerrechte nicht auf Menschen beschränkt? Wie kann man Unternehmen, auch wenn sie »juristische Personen« sind, mit Menschen auf eine Stufe stellen? Sollen Unternehmen wahlberechtigt sein? Im Regelfall delegiert eine Gesellschaft die Zuständigkeit für den Umgang mit Externalitäten an Staat und Justiz. Dem Staat wird Verantwortung für das Gemeinwesen übertragen, insbesondere für jene Dinge, die als kollektive Güter angesehen werden. Sollten sich Unternehmen unter diesen Umständen überhaupt mit ihrer »gesellschaftlichen Verantwortung« befassen oder sich nicht besser ganz auf Profitmaximierung konzentrieren und es dem Staat überlassen, allgemeine Ziele zu verfolgen, also positive Externalitäten zu fördern und negative zu beseitigen? Anders gefragt: Soll ein Unternehmen allein dem Shareholder value verpflichtet sein, oder soll seine Aufgabenstellung auf bestimmte andere »Werte« ausgedehnt werden?


  Milton Friedman, der führende Vertreter der Chicagoer Schule, meinte (1970), daß Unternehmen keine andere Pflicht als das Profitstreben und darüber hinaus auch nicht das Recht haben, soziale Ziele zu verfolgen. Diese Aussage hat zwei Aspekte. Zunächst die These, daß ein Unternehmen, das nicht strikt und ausschließlich nach Profit strebt, unwirtschaftlich werde. Was das für die CSR bedeutet, untersuchen wir später. Zunächst befassen wir uns mit dem zweiten Aspekt, dem Verhältnis der CSR zur Politik: Unternehmen haben demnach nicht das Recht, dem Staat die Zuständigkeit für Verhaltensvorschriften außerhalb der Wirtschaft streitig zu machen. Diesem Argument Friedmans würden auch Sozialisten zustimmen. Es wirft zwei Fragen auf: Ist der Staat fähig, seine Regularien gegenüber globalen Konzernen durchzusetzen? Und was folgt daraus für das Recht von Unternehmen, politisch tätig zu werden?


  Friedmans Ansicht, daß sich Unternehmen aus politischen Fragen heraushalten sollten, war angesichts ihrer massiven Lobbyarbeit zur Herbeiführung bestimmter politischer Entscheidungen bereits damals naiv. Er hätte dem wohl entgegengehalten, daß Lobbyarbeit in Ordnung sei, solange es um die Mehrung der Aktionärsgewinne geht: Wenn ein Unternehmen Regularien fördert, die seinen wirtschaftlichen Zielen dienen, wird es seine Profite maximieren. Doch verläßt es, indem es auf diese Weise in Politik und Gesellschaft eingreift, zweifellos den Rahmen unmittelbarer Markttätigkeit. Mit seiner Lobbyarbeit beeinflußt es die Meinung von Abgeordneten und Amtsträgern oder die Wahlchancen einer Partei oder die öffentliche Meinung zu einem Thema. Das bedeutet, daß Unternehmen, die CSR betreiben, über reine Profitmaximierung hinausgehen, zumal in einer Welt, in der globale Konzerne politisch und sozial einflußreicher sind als Regierungen, während diese unter dem Einfluß der neoliberalen Lehre vor jedem Eingriff in die Wirtschaft zurückschrecken. In einer solchen Welt, so scheint es, ist nur noch das Großunternehmen in der Lage, effektiv für soziale Werte einzutreten.


  Das bringt uns zu einem wichtigen Punkt: Auch in einer demokratischen Gesellschaft werden nicht alle Entscheidungen auf demokratischem Wege getroffen. Normalerweise drücken sich die Regierenden davor, das einzuräumen, so unannehmbar scheint der Vorwurf, undemokratisch zu agieren. Weil sie aufgrund der Wahl über eine Mehrheit im Parlament verfügen, behaupten sie, für alle Entscheidungen ein Mandat zu haben, selbst wenn sie ihren Wahlversprechen zuwiderlaufen. Mit dieser Legitimation weisen sie jede Kritik zurück, auch wenn sie der Meinung der Mehrheit entspricht. Sie halten das für notwendig, um die Demokratie zu verteidigen, doch es wäre ehrlicher und würde die Demokratie weniger beschädigen, wenn wir einräumten, daß in der Politik zuweilen undemokratisch entschieden wird. Dann könnten wir uns der Tatsache stellen, daß der politische Einfluß von Unternehmen de facto weithin akzeptiert, aber äußerst undemokratisch ist. Die Rolle großer, einflußreicher Unternehmen ließe sich dann offener untersuchen, und man könnte zugeben, daß es einen von ihnen dominierten Bereich nicht-demokratischer bürgerlicher Aktivitäten gibt, von dem die große Mehrheit der Normalbürger ausgeschlossen ist.


  Die bereits erwähnte Tatsache, daß Nationalstaaten nicht mehr die einzigen Akteure auf dem weltpolitischen Parkett sind, spielt hier ebenfalls hinein. Der 2005 zum UN-Sonderbeauftragten für Unternehmen und Menschenrechte ernannte Politikwissenschaftler John Ruggie ist der Ansicht (2007; 2009), das internationale Staatensystem gehe zunehmend in einer größeren Arena auf, in der es um die Weltwirtschaft geht und die Unternehmen auf Augenhöhe mit den Staaten agieren. Die globalen Konzerne seien inzwischen derart mächtig, daß die Politik sie beachten müsse, auch wenn sie kaum direkten Einfluß auf sie nehmen kann. Das führt so weit, daß Regierungen und internationale Organisationen Unternehmen bitten, sie bei der Erledigung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Ein Beispiel dafür ist der »United Nations Global Compact«, in dessen Rahmen sich Unternehmen freiwillig zur Einhaltung sozialer und ökologischer Mindeststandards verpflichten. Wie Rasche und Kell (2010) zeigen, sieht dieser Vertrag jedoch keinerlei Sanktionen vor. In Ruggies Augen stellt diese Art des Umgangs mit Unternehmen dennoch keine Unterwerfung unter deren Macht, sondern einen Schritt zu mehr öffentlicher Kontrolle der Wirtschaft dar.


  All dies sind politologische Fragen, doch werden wir sie im folgenden aus der Perspektive der ökonomischen Konzepte betrachten, um die es in diesem Buch geht. So könnte man CSR zunächst als freiwillige Übernahme von Verantwortung für jene Externalitäten verstehen, die aus der Geschäftstätigkeit eines Unternehmens hervorgehen, aber selbst nicht Bestandteil marktwirtschaftlicher Transaktionen sind. Diese Definition weist über die Slogans der Firmen-PR hinaus und macht deutlich, was mit CSR erreicht werden soll. Wenn ein Unternehmen negative Externalitäten reduzieren oder positive vermehren will, muß es per definitionem außerhalb seines eigentlichen Markts tätig werden, was mit Kosten verbunden ist, die sich nicht unmittelbar rentieren. Warum sollte ein auf Profitmaximierung ausgerichtetes Unternehmen etwas Derartiges tun? Oder, positiver gefragt, mit welcher Form von Druck kann man es dazu bewegen, wenn es auf freiwilliger Basis kaum mehr als kosmetische Maßnahmen durchführen wird?


  Entscheidend ist, daß kein Unternehmen, auch kein transnationaler Großkonzern, im luftleeren Raum agiert. Wie mächtig eine Firma auch sein mag, sie muß ihre Produkte verkaufen, um Profit abzuwerfen, und das macht sie zugänglich für bestimmte Formen von Druck. Ist es denkbar, den Markt mit der Forderung nach sozial verantwortlichem Handeln zu beeinflussen? Könnten die Konsumenten moralische Kriterien in ihre Kaufentscheidungen einbeziehen? Wäre es möglich, daß sie eine Vorliebe für moralisch handelnde Unternehmen entwickeln? Können wir uns, da unsere Vorlieben Moden unterliegen, einen Trend zur CSR vorstellen?


  Zahlreiche Untersuchungen beantworten diese Frage mit Ja. Die vielen Markenartikler, die sich ihrer Umweltfreundlichkeit rühmen, und die Beliebtheit von »fair gehandelten« Produkten sind Beispiele dafür. Es kann »uncool« sein, Kunde, Investor oder Mitarbeiter eines Unternehmens zu sein, das für Regelverstöße bekannt ist - dafür, daß es negative Externalitäten produziert, wie wir sagen. Zahlreiche Bürgerbewegungen haben die sich daraus ergebenden Möglichkeiten im Blick. Eine Mode kann sich durch viele Faktoren ändern, und wenn man Marken meidet, die mit schlechten Arbeitsbedingungen oder Umweltverstößen in Verbindung gebracht werden, kann dies eine ebenso modische Entscheidung sein wie jene, die Farben vom letzten Jahr zu meiden. »Grün« könnte das neue Schwarz werden. Allerdings kann man darin auch eine Trivialisierung ernsthafterer Argumente erkennen. Und die Mode ändert sich natürlich ständig: Was, wenn es plötzlich chic wird, durch Kinderarbeit hergestellte Kleider zu tragen? Es ist also ein riskanter und unzuverlässiger Weg. Doch wenn man unterstellt, daß die meisten Menschen lieber etwas Gutes als etwas Böses tun, können Kampagnen zum Umweltschutz oder für bessere Arbeitsbedingungen in der Dritten Welt, die auf die Aktivierung der Kunden setzen, zu einer ernsthaften Herausforderung für die einschlägigen Unternehmen werden. Vielen Kritikern zufolge sind wir heute derart vom individuellen Konsum besessen, daß wir uns um größere Themen nicht mehr kümmern. Doch vielleicht läßt sich ja beides verbinden. Durch Kaufentscheidungen kann man Wertvorstellungen Ausdruck verleihen und politische Statements abgeben, die echte Konsequenzen haben. Um Naomi Hertz (2001) zu paraphrasieren: »Kann schon sein, daß kaum noch jemand wählen geht. Aber wir gehen alle einkaufen.«


  Ähnliches gilt für Investoren und Mitarbeiter. Investoren müssen nicht unbedingt selbst bestimmte ethische Präferenzen haben; es genügt, wenn sie glauben, daß diese für Konsumenten eine Rolle spielen oder spielen werden, um sie dazu zu bringen, in Unternehmen mit einer guten CSR zu investieren. Man könnte hier beinahe von einem sekundären Markt für ethisches Unternehmensgebaren sprechen. Sobald Investoren auf diese Weise reagieren, kommt eine andere Eigenschaft sehr großer, aber auch dynamischer Konzerne zum Tragen. Diese Unternehmen bieten nicht einfach nur Waren und Dienstleistungen an, für die bereits eine Nachfrage bestehen; sie suchen vielmehr, diese Nachfrage zu erzeugen - genau das bedeutet »Marketing«. Daher haben sie nicht nur die Wahl, welche Geschmäcker und Bedürfnisse sie bedienen, sondern auch, welche sie schaffen wollen.


  


  Im Zusammenhang mit CSR wird meist grundsätzlich zwischen den von Aktionären und Börsenhändlern verfolgten kurzfristigen Gewinnzielen und den längerfristigen Interessen des Unternehmens unterschieden. Letztere finden eher bei institutionellen Anlegern, Beteiligungsgesellschaften und dem Vorstand Beachtung, während die Händler auf den Spotmärkten sie ignorieren. Langfristige Ziele verlangen in der Regel, daß das Unternehmen vermittels seiner Organisationsmacht dem Markt zeitweilig (aber nur zeitweilig) vorgreift oder genauer: Marktorientierung mit strategischem Handeln kombiniert. Auslöser sind Signale aus dem Umfeld des Unternehmens, die ihm nahelegen, kurzfristig Kosten für bestimmte Externalitäten zu übernehmen, um seine Interessen langfristig zu sichern. Die Frage dabei ist: Welche Signale beachtet man? Wenn ein Unternehmen wach ist für die sozialen Probleme nicht nur von heute, sondern auch von morgen, und soziale Bewegungen, die noch schwach sind, aber womöglich anschwellen werden, im Blick behält, kann es Veränderungen voraussehen. Mit dem Engagement im Bereich CSR zeigt es seinen Investoren, daß es das Gras wachsen hört und sich für potentielle Kunden engagiert - auf allen Gebieten, nicht nur in Fragen der Ethik.


  Das wäre eine Antwort auf den ersten Einwand Friedmans - daß CSR die wirtschaftliche Effizienz mindert - und zugleich eine Lösung für das grundlegende Dilemma der CSR. Allerdings wirft das auch die Frage auf, wie ein Unternehmen aus den unendlichen Möglichkeiten den Wegweiser zu den Marktchancen von morgen bestimmen kann. Letztlich liegt der Umgang eines Unternehmens mit einem gesellschaftlichen Thema in den Händen der Geschäftsführung, ist also von der Meinung einzelner abhängig. Im vorigen Kapitel haben wir uns mit Michael Jensens Darlegung der damit einhergehenden Gefahren befaßt. Seiner Auffassung nach ist CSR einer jener Bereiche, in denen die Manager besonders gern auf ihre Autonomie pochen, um zum Nachteil der Aktionäre eigene Ziele zu verfolgen. Dieser Einwand setzt allerdings voraus, daß das Urteil der Börse über die Chancen des Unternehmens den Einschätzungen der Manager grundsätzlich überlegen ist, weil es auf neutralen Marktmechanismen beruht und nicht von individuellen Überlegungen beeinflußt wird. In der Praxis ist das aber nicht immer der Fall; in unsicheren Zeiten spiegeln die Aktienpreise zuweilen sich wechselseitig verstärkende Fehlurteile wider, während sich die Manager an soliden Fachkenntnissen orientieren. Ein Beispiel dafür ist das finale Stadium der dot.com-Blase, als die Unkenntnis der Händler die Aktienpreise in schwindelnde Höhen trieb. Und die jüngste Finanzkrise gibt uns noch mehr Anlaß, die Qualität der Informationen auf den Spotmärkten anzuzweifeln - das läßt den Managern genügend Spielraum, sich nicht von den Börsen abhängig zu machen, sondern ihrem unternehmerischen Urteil zu vertrauen.


  Zudem kann CSR einem Unternehmen dabei helfen, das Vertrauen der Verbraucher zu gewinnen. Für Kunden, kleine Anleger und andere ist schwer zu beurteilen, ob Unternehmen aufrichtig agieren; diese jedoch können einiges tun, um sich eine gute Reputation zu verschaffen, und bestimmte CSR-Strategien können dazu beitragen. Wenn ein Unternehmen sich für die Gesellschaft engagiert, könnten die Verbraucher daraus Rückschlüsse ziehen und glauben, es habe eine Art Gewissen und werde sich unehrenhafter Praktiken enthalten. Das gilt für Investoren ebenso. Daher kann es für ein Unternehmen vernünftig sein, kurzfristig Kosten zu akzeptieren, um negative Externalitäten zu mindern (oder positive zu steigern), die aus seinen Aktivitäten herrühren, um langfristig an Vertrauen zu gewinnen. Natürlich kommt es für das Unternehmen dabei mehr auf die Reputation für die guten Taten als auf diese selbst an. Das kann dazu führen, daß es sich solcher Taten rühmt, ohne sein Gebaren tatsächlich zu verändern. Da man für seine Aktivitäten auf dem Gebiet der CSR ohnehin werben muß, um sie Kunden, Investoren und anderen bekannt zu machen, ist es auf jeden Fall billiger, nur in die Werbung, nicht in die Maßnahmen selbst zu investieren. Dieses Vertrauensproblem hat zur Herausbildung einer Reihe spezieller internationaler Mechanismen zur Überwachung von CSR-Praktiken geführt, für die Unternehmen und andere Organisationen Richtwerte entwickelt haben.


  Der damit ausgeübte Druck auf Unternehmen, CSR nicht nur als PR-Maßnahme zu betreiben, geht nicht von unkoordinierten Verbraucherreaktionen aus. Wie John Campbell in seinem Aufsatz »Why would corporations behave in socially responsible ways?« zeigt, können verschiedene Akteure des gesellschaftlichen und politischen Umfelds eines Unternehmens Druck ausüben. Er muß allerdings organisiert werden. Gruppen, die für Umweltschutz, fairen Handel mit Entwicklungsländern oder bessere Arbeitsbedingungen bei Zulieferern eintreten, müssen viel tun, um Verbraucher zu mobilisieren und auf unmoralisches oder umweltschädliches -manchmal auch vorbildliches - Geschäftsgebaren aufmerksam zu machen. Infolge solcher Aktivitäten wird die CSR dann nicht mehr vom Unternehmen allein, sondern auch von Bürgergruppen bestimmt. Es entsteht eine genuin neue politische Arena (Neron 2010; Vogel 2008). Das politisch aktive Unternehmen wird seinerseits Ziel politischen Handelns. Seine Kritiker greifen das Unternehmen sowohl direkt als auch indirekt über Parteien und Behörden an - wobei die bestehenden Gesetze oft entscheidende Sprungbretter für Kampagnen sind. So, wie das Unternehmen sowohl am Markt als auch in der Politik tätig ist, operieren auch seine Kritiker über den Markt ebenso wie durch politische Aktionen.


  


  Manchmal, und nur in bestimmten Fällen, sind Unternehmen für diese Art Druck sogar empfänglicher als der Staat. Dafür kann es zwei Gründe geben. Entweder, daß sich eine Regierung nach Kräften bemüht, sich aus dem Marktgeschehen herauszuhalten, und die Unternehmen generell in Ruhe läßt. Oder daß die Unternehmen die Marktchancen sehen, die sich durch Geschmacksänderungen der Konsumenten eröffnen. Ein Beispiel dafür ist die Kontroverse über gentechnisch veränderte Lebensmittel in diversen europäischen Ländern. Manche Regierungen befürworten diese Lebensmittel noch immer, während die Supermarktketten sie aufgrund der verbreiteten Bedenken der Verbraucher aus den Sortimenten nehmen.


  Ein weiterer Vorteil von Kampagnen, die auf Konzerne statt auf die Regierung zielen, liegt darin, daß die meisten dieser Unternehmen international aufgestellt sind. So können sich Verbraucher und Aktivisten international organisieren, zumal wenn ihr Engagement Probleme in Entwicklungsländern betrifft. Solche Kampagnen sind dann die ersten Keime einer transnationalen Zivilgesellschaft. Demgegenüber sind Regierungen, Parteien und politische Systeme nach wie vor national organisiert; ihr Handeln bleibt in erster Linie auf den jeweiligen Staat und dessen Interessen begrenzt oder hat bestenfalls marginale Wirkung innerhalb formeller diplomatischer Kreise, weit weg von der betroffenen Zivilgesellschaft.


  Schließlich habe ich oben erwähnt, daß die politischen Aktivitäten von Unternehmen zum nichtdemokratischen Teil der Demokratie gehören. Das gleiche gilt auch für oppositionelle Politik im Unternehmensumfeld. Kampagnen und Bürgerbewegungen sind Belege für eine lebendige pluralistische Zivilgesellschaft, sie sind aber nicht demokratisch im engeren Sinne von Wahlen, bei denen alle Bürger zur Teilnahme berechtigt sind. Wir haben uns in diesem Buch die meiste Zeit mit drei Akteuren befaßt: dem Staat, dem Markt und dem Unternehmen. Im Verlauf dieses Kapitels ist ein vierter hinzugekommen, der das Dreiecks- zu einem Vierecksverhältnis erweitert: die Zivilgesellschaft. Wie paßt sie ins Bild und in welcher Beziehung steht sie zum Staat und zur Politik?
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  7. ZIVILGESELLSCHAFT UND MORAL


  In den vorigen Kapiteln haben wir uns mit den Problemen befaßt, die die Dominanz des Marktes bzw. der Großunternehmen für die Gesellschaft aufwirft. Die linke Theorie würde zur Lösung dieser Probleme normalerweise auf den Staat verweisen. Was aber, wenn wir an der Integrität und den Einflußmöglichkeiten politischer Institutionen zweifeln müssen? So erklären uns die Vertreter der Rechten und der »Public Choice Theory«, daß Politiker und Amtsinhaber in der Regel weniger das Gemeinwohl als ihre eigenen Karriereziele im Blick hätten und daß es grundsätzlich problematisch sei, gesellschaftliche Ziele durch ein Vorgehen von oben nach unten, wie es für staatliches Handeln typisch ist, zu befördern. Aus dieser Logik erscheint dann der Markt als das beste Mittel zur Lösung von Problemen. Die Linke wiederum stimmt dem Vorwurf der Fehlbarkeit von Politik und Politikern zu, legt aber besonderen Nachdruck auf den Beitrag, den die Verflechtung von Wirtschaft und Politik zur Korruption der Demokratie leistet. Zugleich wahren die linken Theoretiker ihre historischen Vorbehalte gegenüber dem Markt als Problemlöser - der in ihren Augen zumindest erheblicher Regulierungen bedarf, was jedoch wiederum die Verflechtung von Wirtschaft und Politik fördert.


  Wie oben gezeigt, ist die klassische Alternative »Markt oder Staat« aus zwei Gründen fadenscheinig. Erstens weil die neoliberale Rechte, wenn sie »Markt« sagt, in Wahrheit »Großkonzern« meint. Und zweitens weil der Staat, in dem die Linke so lange ein Gegengewicht zur Macht des Marktes und der Unternehmen sah, heute zumeist auf Seiten der Großkonzerne steht, ganz gleich, welche Partei gerade die Regierung stellt.


  


  Sowohl die Demokratie als auch der Markt sorgen der Theorie nach dafür, daß das Handeln der Mächtigen das Gemeinwohl fördert. Die Demokratie tut dies, indem sie von ein Amt anstrebenden Politikern verlangt, sich vom Volk in Wahlen legitimieren zu lassen und sich auch zwischen Wahlterminen ständiger Überprüfung und Kritik zu stellen. Der Markt tut dies, indem er die Besitzenden zwingt, Waren und Dienstleistungen zu produzieren, die die Konsumenten aus freien Stücken nachfragen. Dieser Aspekt wird heute gewöhnlich vergessen, statt dessen wird betont, daß die Bevölkerungsmehrheit bestimmte Ziele durch Markt und Demokratie erreiche. Das ist eine äußerst konsumistische Perspektive. Politische Macht und Reichtum gab es bereits lange bevor man den Versuch unternahm, sie mittels Demokratie bzw. Marktwirtschaft zu zähmen. Beide Einrichtungen sind jüngeren Datums, die Geschichte der Menschheit hingegen war über weiteste Strecken von der Unterdrückung und Ausbeutung der Vielen durch die wenigen Mächtigen geprägt. Dies zu verhindern war das ursprüngliche Ziel; es ging nicht darum, daß der Bürger von der Politik oder vom Markt »etwas bekommt«. Zudem setzt man in der politischen und ökonomischen Diskussion den Markt zumeist mit dem Individuum, den Staat mit der Öffentlichkeit gleich. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich indes, daß beide Bereiche die Öffentlichkeit betreffen, da es jeweils um Macht geht, und beide privaten Bestrebungen untergeordnet werden können.


  Der Konflikt zwischen dem einzelnen und dem Kollektiv wird zumeist unter moralischen Gesichtspunkten betrachtet, obwohl man ihn auch anders sehen kann. Für kollektivistische Weltanschauungen (wie die meisten traditionellen Religionen, den historischen Konservatismus und den Sozialismus) repräsentiert die Gemeinschaft die Moral, während das egoistische Individuum daran gehindert werden muß, die Ordnung zu zerstören und anderen zu schaden. Vertreter individualistischer Anschauungen (alternative Religionen, der klassische Liberalismus, die Gegner totalitärer Regimes aller Arten) meinen, daß nur der einzelne über eine authentische Moral verfüge, die er gegen den unvermeidlichen Zynismus des Kollektivs behaupten müsse.


  Beides kann zutreffen. Doch das moralische Individuum, das gegen ein unmoralisches Kollektiv kämpft, tut dies im Namen einer imaginären moralischen Gemeinschaft. Eine Ethik des schrankenlosen Individualismus und Egoismus wäre ein Widerspruch in sich, zumindest ein Grenzfall. Die notwendig kollektive Natur des menschlichen Daseins nötigt uns gewisse Einschränkungen auf. Ein Kind kann nicht überleben, wenn sich nicht andere Menschen um es kümmern, und selbst Erwachsene gehen zugrunde, wenn sie nicht in gewissem Grad mit anderen interagieren. Trotzdem unterliegen die voneinander abhängigen Mitglieder einer Gruppe ständig der Versuchung, sich selbst einen Vorteil zu verschaffen, indem sie anderen gewaltsam etwas wegnehmen. Wir sind darauf angewiesen, daß andere sich moralisch verhalten. Zwar fördern der Staat und der Markt dies durch die Polizei bzw. ökonomische Anreize, doch sind sie damit nicht immer erfolgreich und sie sind auch nicht immer vor Ort. Wir müssen uns darauf verlassen können, daß sich andere auch ohne ihr Eingreifen vernünftig verhalten werden. Und wir müssen andere davon überzeugen, daß wir sie nicht hintergehen werden. Kriminelle und Betrüger leben davon, die Systeme wechselseitiger Demonstration guten Willens für ihre Zwecke zu nutzen, doch in der Regel funktionieren sie gut. Ihr kumulierter Effekt besteht darin, daß wir im allgemeinen, zumindest wenn wir uns öffentlich äußern, den Institutionen der Gesellschaft eher moralisches Verhalten unterstellen. Im Privaten mag es anders sein, da wir unter Umständen skrupellos vorzugehen bereit sind, wenn wir glauben, damit durchzukommen. Es war ein Fehler, daß Machiavelli seine zynischen Ratschläge zur Regierungsführung öffentlich machte, anstatt sie seinem Fürsten nur ins Ohr zu flüstern. Die Geschichte hat ihn dafür belohnt, da er nicht nur als Inbegriff politischer Ruchlosigkeit, sondern auch als Begründer der rationalen Analyse politischen Handelns gilt - was offenbar kein Widerspruch sein muß.


  So gesehen ist es das Kollektiv, das den einzelnen zu moralischem Handeln zwingt. Zugleich versucht er sich diesen Beschränkungen zu entziehen, um sich Vorteile zu verschaffen. Er ist dankbar dafür, daß die Beschränkungen für andere gelten, und bemüht zu versichern, daß er die Regeln einhält, um als »guter Mensch« zu gelten.


  Allerdings lassen sich Kollektive auch zur Erreichung egoistischer Ziele mißbrauchen, etwa indem man sie für Attacken auf Außenstehende, interne Minderheiten oder mißliebige Individuen instrumentalisiert, um von deren Entrechtung zu profitieren. Zur Rechtfertigung verweist man dann auf hohe moralische Ziele. Das Kollektiv ist dem Individuum also nicht von vornherein moralisch überlegen, doch schafft erst seine Existenz das Forum für Debatten über ethisches Verhalten.


  Die Politik und der Markt gehen auf unterschiedliche Weise mit dieser Problematik um. Wir erwarten, daß Politiker auf moralischen Werten beruhende Gründe für ihr Tun und ihre Ziele angeben. Es schockiert uns, wenn sie offen zynisch argumentieren. In Demokratien wird das durch die Natur der Beziehungen zwischen Regierenden, Opposition und der Öffentlichkeit erzwungen; doch selbst Diktatoren geben gern moralische Beweggründe an. Auch wenn die Begründungen nicht stimmen, ermöglichen und fördern sie zumindest in Demokratien moralische Debatten. Die - in der Regel nationalstaatlichen - Kollektive, auf die politisches Handeln zielt, werden von den Politikern gewöhnlich durch moralische Begriffe definiert und mit moralischen Qualitäten aufgeladen, besonders wenn es darum geht, daß die Mitglieder der Gesellschaft einander vermittels der Sozialsysteme unterstützen sollen. Doch können sich diese Kollektive gegenüber anderen Kollektiven oder Minderheiten im eigenen Land durchaus unmoralisch verhalten.


  Der Markt hingegen ist amoralisch. Er akzeptiert jedes Ziel, jedes Verhalten, solange es sich nur rechnet. Wer mit Kinderpornographie Handel treibt, wird vom Markt nur dann verstoßen, wenn er kein Geld mehr hat. Andererseits umfaßt der Markt ein potentiell universelles Kollektiv. Es schließt niemanden aufgrund seiner Nationalität, Ethnie, seines Geschlechts, Alters, einer Behinderung oder wegen anderer Dinge aus, solange er zahlungsfähig ist. Und wenn es sich um einen wettbewerbsintensiven Markt handelt, sind alle Marktteilnehmer gezwungen, Regeln einzuhalten, die verhindern, daß ein Akteur andere schädigt. Das Verhältnis des Marktes zur Moral ist also wie das des Staates komplex. Doch die Moral spielt, wie wir noch sehen werden, eine wichtige Rolle bei der Suche nach Wegen aus der Enge, in die uns die vereinten Kräfte von Staat, Markt und Unternehmen getrieben haben. Wir müssen daher genauer nach ihrem Ort in der Gesellschaft fragen.


  Die meiste Zeit unserer Geschichte über wurden Moraldebatten im Rahmen der Religion geführt. Diese hat die Probleme menschlicher Verhältnisse der alles überragenden Verpflichtung gegenüber Gott untergeordnet. Aufgabe der Kirche war es, den Willen Gottes und unsere sich aus diesem ergebende Verantwortung gegenüber unseren Mitmenschen zu interpretieren. Anhand dieses höchsten Maßstabs ließ sich auch inhumanes Verhalten rechtfertigen. Die religiöse Mo ral ist zumeist an ein Gemeinwesen geheftet, dem man moralisch verpflichtet ist. Doch läßt sich dieses Kollektiv, wie die staatlichen auch, so eng definieren, daß es Ausschließung oder Gegnerschaft zu Außenstehenden zuläßt oder gar erfordert. Das Maß, in dem der Gläubige moralische Urteile selbst fällen darf, ist von Religion zu Religion verschieden. Gewährt ihm die Kirche zuviel Freiheit, wird ihr Führungsanspruch verwässert. Gewährt sie zuwenig, hat sie ein Durchsetzungsproblem. In einer strengen Religion beruht die Macht der Kirche allein auf der Furcht vor Gott und dem, was Er einer ungehorsamen Seele antun könnte. Wenn sich das als inadäquat erweist, greifen Religionen auf andere Machtmittel zurück, etwa den Ausschluß aus der Gemeinschaft.


  Nicht selten haben dominierende Religionen den Staat als ihren verlängerten Arm betrachtet. Im Westen führte dieser Rückgriff auf staatliche Machtmittel schließlich zu einem mindestens teilweisen Verlust des kirchlichen Wertemonopols. Allmählich, zuweilen auch, etwa bei der Französischen Revolution, abrupt, übernahm der Staat, der sich zuvor als Beschützer der von ihm favorisierten Kirche geriert hatte, die Rolle des einzigen Verfechters und Wahrers der Moral. Damit konnte er nicht mehr als Privateigentum eines Monarchen betrachtet werden, sondern legitimierte sich statt dessen als das Eigentum aller Bürger, als Republik, als »Sache des Volkes«, schließlich als Demokratie. Der Staat versprach, der beste Rahmen für den kollektiven öffentlichen Raum zu sein.


  Im großen und ganzen gilt das bis heute. Wenn öffentlich über moralische Fragen debattiert wird, geht es in der Regel um staatliches Handeln, darum, was eine Regierung tun oder wozu sie die Bürger auffordern oder ihnen wenigstens die Möglichkeit geben sollte. In Demokratien wird darüber offen gestritten; doch wie gesagt bemänteln auch diktatorische Regimes ihre Handlungen und Absichtserklärungen überraschend oft moralisch; unverhüllter Zynismus ist selten.


  


  Der historische Beitrag der Philosophen der freien Marktwirtschaft zu dieser Debatte lag nicht darin, zu behaupten, daß das Recht des einzelnen, seine Interessen zu verfolgen, unabhängig von jeder Moral bestehe. Vielmehr ging es ihnen um die These, daß unter der Voraussetzung funktionierender Märkte der Egoismus der einzelnen zum Wohl aller beitragen werde.


  Wie stets in diesem Buch betrachte ich auch hier das Unternehmen nicht als bloßes Anhängsel des Marktes, sondern als Akteur eigenen Rechts. Ihm kommt in der Wertediskussion eine ganz andere Rolle zu als dem Markt. Das Unternehmen steht außerhalb der Moral und strebt nach Profit; es ist allein dem Markt zu verdanken, daß seine gewinnorientierten Aktivitäten in der Summe zum Gemeinwohl beitragen. Doch wie wir im vorigen Kapitel gesehen haben, eröffnet das Konzept der Corporate Social Responsibility - wenn es sich nicht um reine PR handelt - dem Unternehmen einen anderen, ambivalenteren Zugang zur Moral. Einerseits erlegt die CSR dem Unternehmen ethische Pflichten auf; andererseits gibt sie ihm die Möglichkeit zu entscheiden, welche moralischen Fragen es auf die Tagesordnung setzt. So kann etwa eine Supermarktkette beschließen, auf »delphinfreundliche« Methoden beim Thunfischfang zu achten, zugleich aber Kleiderfabrikanten aus Drittweltländern Preissenkungen abverlangen, die diese zwingen, ihren Mitarbeitern Hungerlöhne zu zahlen.


  Die Aristokratie im vorrevolutionären Frankreich pflegte das Motto noblesse oblige (Adel verpflichtet), dem zufolge ihre Angehörigen im Gegenzug für ihre privilegierte gesellschaftliche Position eine Reihe moralischer Verpflichtungen der übrigen Gesellschaft gegenüber zu akzeptieren hatten. Das geschah auf freiwilliger Basis; die Adligen entschieden selbst, was für sie verpflichtend war, niemand konnte sie dazu zwingen.


  


  Heute spielt die CSR eine ähnliche Rolle, vor allem, aber nicht nur in den Entwicklungsländern. Unternehmen entscheiden sich für bestimmte Werte, denen sie sich verpflichten wollen; wenn sie ihre Meinung ändern, können sie jederzeit damit aufhören; und sie rühmen sich ihrer Erfolge. Doch das Aufkommen und die folgende kritische Diskussion der CSR etablierten die Idee, daß moralische Kriterien für das Gebaren von Unternehmen relevant seien, und eröffneten so die Möglichkeit einer ethischen Debatte, die im Rahmen der noblesse oblige ausgeschlossen war.


  Das 20. Jahrhundert hat uns eine komplexe Struktur vermacht, in der heutige Wertedebatten stattfinden. Erstens stehen, in einigen Punkten und an manchen Orten sehr massiv, religiöse Organisationen nach wie vor für eine ewige und unbegrenzte - allerdings regelmäßig intolerante und bigotte - Moral. Das gilt heute vor allem für die USA, Teile Afrikas und die islamische Welt, weit weniger für Europa, Rußland, Lateinamerika, China und Japan; Indien steht irgendwo dazwischen. Allerdings wird in allen freiheitlichen Demokratien von den Kirchen verlangt, das Recht des demokratischen Staates zu respektieren, der herrschenden Moral Ausdruck zu verleihen. Merkwürdigerweise ist der moderne Staat, in dem diese säkulare Priorität heute am heftigsten in Frage gestellt wird, auch der, dessen Verfassung am stärksten auf der Trennung von Kirche und Staat besteht: die USA.


  Zweitens ist nach wie vor die Politik das Forum, in dem die meisten Mitglieder säkularisierter Gesellschaften moralische Fragen diskutiert sehen wollen, wodurch der Staat für den Umgang mit ihnen verantwortlich ist. In Demokratien beansprucht der Staat jedoch nicht die alleinige Herrschaft über die Moral, sondern gewährt, wie manche Religionen auch, gewisse Freiräume. Als dritter kommt der Markt ins Spiel, der grundsätzlich moralisch neutral oder amoralisch ist, doch disziplinierende Wirkung hat, indem er zwar egoistische Ziele zuläßt, aber egoistisches Vorgehen bestraft, und sich überdies gegen Diskriminierung und Exklusion wendet. Und schließlich bemühen sich viele Unternehmen um verantwortliches Verhalten, wodurch ein neuer Raum für Wertedebatten neben der politischen Arena entsteht. Das Gebiet der Moral ist also fragmentiert und umkämpft, und kaum eine Gruppe ist in der Lage, ihre Orthodoxie durchzusetzen. Dadurch erhält eine große Bandbreite von Interessen jenseits derer, die der Staat, der Markt und die Konzerne favorisieren, Zugang zur Debatte.


  In modernen Demokratien, besonders in multikulturellen, existiert ein unkontrollierbares Durcheinander von Forderungen im Namen diverser rivalisierender oder schlicht unterschiedlicher Werte. Manche würden von einem »Markt für moralische Werte« sprechen, doch da es nichts gibt, das Preisen entspräche, die zwischen Angebot und Nachfrage vermitteln, hilft dieser Vergleich nur wenig weiter. Wenn es aber einen solchen Markt gäbe, wollten wir dann, daß auf ihm viele »Moralanbieter« konkurrierten oder daß es ein von drei oder vier Monopolisten dominierter »Chicagoer Markt« wäre? In vielen Gesellschaften sind Tendenzen in beide Richtungen vorhanden. Einerseits gibt es immer mehr Bürgerbewegungen, die mit beschränkten Mitteln die herrschende Meinung in Frage stellen und - wie kleine Unternehmen, die Marktlücken suchen - Wertedebatten anzetteln. Andererseits wird die öffentliche Diskussion in vielen Gesellschaften von wenigen privaten Medienkonzernen dominiert, während andere Konzerne erheblichen Einfluß auf die Parteien ausüben, wie in diesem Buch mehrfach geschildert. Unsere Hoffnung, den politischen Einfluß der Konzerne einzudämmen, liegt vor allem im Reichtum der Diversität. Ein anderer Weg, einen gewissen Schutz vor ihrer Dominanz zu gewähren, liegt darin, sicherzustellen, daß kein gesellschaftlicher Bereich alle anderen dominieren kann, und daß jene, die einen Bereich beherrschen, ihre Macht nicht ohne weiteres auf andere ausweiten können. Angesichts der heutigen Verhältnisse heißt das: Wir müssen den Anspruch des Staates, daß in erster Linie er in moralischen Fragen das Sagen hat, ebenso in Frage stellen wie den der Konzerne, die privilegierten Zugang zum Staat verlangen und fordern, daß in Fragen des Gemeinwohls allein ihrem Urteil zu vertrauen sei.


  



  Die Zivilgesellschaft


  



  Wenn wir über gesellschaftliche Diversität und politische Machtbalance nachdenken, kommen wir am Begriff der Zivilgesellschaft, wie er zu Anfang dieses Jahrhunderts verstanden wird, nicht vorbei. Der Begriff geht auf das aristotelische Konzept der polis zurück, das alle Bereiche des öffentlichen Lebens umfaßte. Allerdings handelte es sich um eine eingeschränkte Öffentlichkeit, keine universelle, nämlich die eines geordneten Stadtstaats, in dem freie männliche Bürger die öffentlichen Angelegenheiten aushandelten. Zur polis gehörten alle drei oben erwähnten Bereiche, die Religion, die Politik und der Markt, die ein »öffentliches« Handeln im Gegensatz zum privaten, auf den eigenen Haushalt beschränkten Agieren ermöglichen. Alle drei werden innerhalb der polis in ein gewisses Gleichgewicht gesetzt.


  Der Übersetzer, der Aristoteles im 16. Jahrhundert im Stadtstaat Florenz ins Lateinische übertrug, wählte für polis den Begriff societas civilis, Bürger- bzw. Zivilgesellschaft. In den folgenden Jahrhunderten wurden die europäischen Stadtstaaten - ähnlich wie die griechischen zu Zeiten des römischen Imperiums - von größeren staatlichen Gebilden aufgesogen, bei denen der Staat außerhalb und über der Gesellschaft stand. Die Herrschaft über diese Staatsgebilde monopolisierten aristokratische und monarchische Eliten innerhalb der eigenen Verwandtschaft, was die Städte, die sich noch etwas von der Einheit von Markt, Politik und Moral bewahrt hatten, weiter schwächte. Im besten Fall schloß sich der Staat vom übrigen öffentlichen Raum ab, schlimmstenfalls wurde er zum Privateigentum der Herrscherfamilie. Als der Begriff Zivilgesellschaft im 19. Jahrhundert wieder in Gebrauch kam, waren der Staat bzw. die Politik daher in der Regel ausdrücklich exkludiert: Der Begriff war auf den Kopf gestellt. Bei Karl Marx war aus der Zivilgesellschaft der Markt geworden: Tauschbeziehungen, die den Menschen von seinesgleichen entfremden. Dennoch gehen auf den griechischen Begriff polis auch die Begriffe Politik und Polizei, im Englischen außerdem polity (u. a. Gemeinwesen) und policy (u. a. für die Inhalte der Politik) zurück.


  Ende des 20. Jahrhunderts gelangte die Zivilgesellschaft zu neuer Prominenz, als einige Theoretiker (zunächst in Mitteleuropa und Lateinamerika) nach einem Ort für jene Formen des Dialogs und der zwischenmenschlichen Begegnungen suchten, die von der Politik und vom Markt gleichermaßen ausgeschlossen wurden, wobei letzterer für entfremdete Tauschbeziehungen und Großunternehmen stand. Damit war auch Marx' Deutung des Konzepts auf den Kopf gestellt. Heute versteht man unter »Zivilgesellschaft« nicht nur in der Soziologie, sondern auch im Alltag zumeist Organisationen und informelle Gruppierungen, die sich mit politischen Themen befassen und dabei außerhalb des Einflußbereichs von Staat wie Konzernen operieren. Bezeichnenderweise spricht man sie zumeist als »Non-Governmental Organizations« (nichtstaatliche Organisationen) an, obwohl das deutsche Wort Bürgerinitiative (»citizens' initiative«) den Sachver halt besser trifft. Ob kirchliche Organisationen zur Zivilgesellschaft gehören, ist zweifelhaft - gewöhnlich werden jene hinzugerechnet, die nicht mehr über nennenswerte Macht verfügen, was die Vorstellung unterstreicht, daß die Zivilgesellschaft die »Macht der Machtlosen« verkörpere. Diese Definition stammt von dem tschechischen Schriftsteller, Bürgerrechtler und zeitweiligen Präsidenten Vaclav Havel, der sie auf die gesellschaftlichen Kräfte jenseits des in den achtziger Jahren in Mittel- und Osteuropa herrschenden Parteienstaats bezog. Zur Zivilgesellschaft gehört auch der über sie hinausgehende Sektor freiwilliger und ehrenamtlicher Tätigkeiten. Der Begriff umfaßt mithin alle Formen menschlichen Handelns, die über das Private hinausreichen, ohne auf die primären Organisationen zeitgenössischer Machtausübung, den Staat und das Unternehmen, zurückzugreifen.


  Dieses Konzept wurde in den ersten Jahren dieses Jahrhunderts im Rahmen eines von Jürgen Kocka am Wissenschaftszentrum Berlin organisierten Projekts weiterentwickelt. In seinem Aufsatz »Civil society in historical perspective« legt Kocka überzeugend dar, wie sich die Bedeutung des Begriffs im Laufe der Geschichte verändert hat. Heute bezeichne er einen Bereich, der jenseits von Wirtschaft, Staat und Privatsphäre liege, aber mit allen in Verbindung stehe. Die Zivilgesellschaft engagiere sich in öffentlichen Debatten, suche Kompromisse und Verständigung, sie bekenne sich zu Pluralität, Differenz und Kontroversen und agiere gewaltfrei. Innerhalb dieses Rahmens lasse sich in heutigen demokratischen Staaten eine moralisch motivierte Kritik an Markt, Staat und Unternehmen formulieren. Zwar werden die Gesellschaften, in denen wir leben, vom Staat und den Konzernen dominiert, doch sehen sich diese bei vielen Themen einer lebhaften Opposition gegenüber. Sie kann ihre Vorherrschaft in Frage stellen und politische Zielsetzungen diskutieren und in praktische Vorhaben gießen, obwohl der Staat das Monopol auf die legitime Interpretation der gemeinsamen Werte beansprucht und die Konzerne behaupten, daß wir am besten fahren, wenn wir uns mit Profitmaximierung statt mit Moral befassen.


  Die Schlacht wird auf dem Feld der Moral ausgetragen, weil Konzerne und Staatsmacht dort angreifbar erscheinen: die Konzerne insofern, als sie ethische Kriterien zurückweisen und auf der absoluten Priorität von wirtschaftlicher Effizienz beharren; der Staat, insofern er sich als alleiniger Hüter gesellschaftlicher Moral versteht. Moralische Werte sind schwache Waffen im Kampf gegen Geld und Macht, aber sie sind nicht wirkungslos. Zuweilen greifen die Machtlosen aber auch zu substantielleren Mitteln: zu Demonstrationen, Streiks und Boykotten bis hin zum zivilen Ungehorsam. Oder sie treten in konkrete Verhandlungen mit Vertretern örtlicher Behörden ein, um Standards auf Gebieten wie dem Umweltschutz festzulegen (vgl. Sabel et al. 1999). All diese Dinge wurzeln für gewöhnlich in moralisch motivierten Kampagnen.


  Die Zivilgesellschaft läßt sich in fünf unterschiedliche Gruppen aufteilen, deren Handeln moralisch motiviert ist.


  Erstens natürlich die Parteien. Sie verbinden Staat und Gesellschaft und fungieren regelmäßig als Vehikel, über das Fragen und Probleme aus der Gesellschaft ins politische System gelangen. Daher sind sie für die Zivilgesellschaft unverzichtbar und wichtige Kanäle für den Versuch, den Einfluß der Konzerne im Inneren des Systems zu bekämpfen. Allerdings können diese Kanäle »verstopfen« und nur noch Themen durchlassen, die ohnehin auf der Agenda der Parteispitze stehen. In den Anfängen der Demokratie bestand besonders in Parteien der Linken die Tendenz, den Kampf um Bürgerrechte allein durch die Partei und angegliederte Organisationen zu führen. Dem lag die Überzeugung zugrunde, daß sich der Einfluß der Reichen nur durch die Erringung der Macht im demokratischen Staatswesen eindämmen ließe. Der Gesellschaft traute man in diesem Punkt nichts zu, da man sie ohnehin in der Hand der Reichen sah, gegen deren auf Wohlstand beruhende Macht die Besitzlosen nur diese eine Waffe hatten. Angesichts des politischen Einflusses der Unternehmen ist das heute keine gute Idee mehr, wenn es je eine war. Parteien, die ihr noch anhängen, werden zu Werkzeugen des Staats und der Unternehmen und daher zu Feinden der Zivilgesellschaft. Andererseits existieren in heutigen Gesellschaften viele unterschiedliche kleine Machtbasen, die nicht mit den Reichen im Bunde stehen. Bürger, die für eine Sache kämpfen wollen, sind schlecht beraten, wenn sie sich dabei allein auf eine Partei verlassen; sie müssen vielmehr an vielen Punkten des Systems Druck ausüben. Die Parteien fungieren wiederum dann am wirksamsten als Kanäle für die Zivilgesellschaft, wenn sie das Gegenteil ihrer historischen Strategie verfolgen. Sie müssen sich für Gruppen öffnen, die zwar autonom bleiben, aber bei bestimmten Themen mit der Partei zusammenarbeiten wollen. Zwar geschieht dies in den meisten demokratischen Staaten seit einigen Jahren, doch steht dem oft das Bedürfnis der Parteispitze nach Parteidisziplin entgegen.


  Zweitens die Kirchen. Zwar haben sie ihre einstige Souveränität in Moralfragen verloren, doch hat ihre Stimme nach wie vor Gewicht. Zudem verfügen sie über von Staat und Wirtschaft unabhängige Ressourcen. Sie sind bisweilen anfällig dafür, sich zum Sprachrohr mächtiger Wirtschaftsinteressen machen zu lassen, wie es die Kirchen in den USA im Kampf gegen die These, der Klimawandel sei von Menschenhand verursacht, getan haben. Diese Gefahr besteht jedoch bei allen hier betrachteten Gruppen. Wichtiger ist die Fähigkeit der Kirchen, die zumeist ökonomisch motivierten Prioritäten von Politik und Wirtschaft zu hinterfragen und mit ihrer Autorität ethische Probleme aufzuwerfen, ganz gleich, ob man dabei im einzelnen ihrer Meinung ist oder nicht.


  Drittens die erwähnten Bürgerinitiativen, an die man in erster Linie denkt, wenn von Zivilgesellschaft die Rede ist, und die auch Kocka an erster Stelle nennt, wenngleich die anderen hier erwähnten Gruppen in der Realität als ebenso wichtig zu betrachten sind. Natürlich können Initiativen nicht unbedingt ein Gegengewicht zur Macht großer Konzerne bilden, zumal diese die Möglichkeit haben, bestimmte Initiativen zu unterstützen oder gar anzustoßen, deren Ziele in ihrem Interesse liegen. Ein typisches Beispiel dafür sind Patienten- oder Angehörigengruppen, die für die Zulassung bestimmter Arzneimittel eintreten, die angeblich Krebs oder andere gefährliche Krankheiten heilen, denen die Gesundheitsbehörden aber skeptisch gegenüberstehen. Dergleichen erscheint als klassischer Fall von lebendiger Zivilgesellschaft, was es oftmals auch ist; doch zuweilen werden solche Initiativen eben von Pharmaunternehmen geleitet und finanziert, die die Behörden auf diese Weise zu einer vorzeitigen Zulassung des Medikaments veranlassen wollen.


  Ob sie nun die Abschaffung der Folter oder den Schutz wilder Tiere betreiben: die meisten Bürgerinitiativen wenden sich an die Regierung. In den letzten Jahren kommt es jedoch zunehmend zu Kampagnen, die auf Unternehmen zielen und diese, nicht die Regierung, zu einem Umdenken bewegen wollen. Auch das ist ein Beleg dafür, daß der politische Einfluß der Konzerne gewachsen ist.


  Die vierte Gruppe agiert auf dem Gebiet des freiwilligen und ehrenamtlichen Engagements und der Wohltätigkeit. Im Unterschied zu Bürgerinitiativen, die Regierende, Unternehmen und andere dazu drängen, sich um bestimmte Probleme zu kümmern, greifen ehrenamtliche Helfer und karitative Organisationen selbst ein, wobei sie sich anderer Mittel bedienen als der Staat oder ein Konzern. Zwar kombinieren viele Organisationen beide Vorgehensweisen, doch verdienen karitative Organisationen in unserem Zusammenhang besondere Aufmerksamkeit, weil sie zeigen, daß der Staat und das Unternehmen nicht die einzigen Ressourcen in heutigen Gesellschaften sind. Das gilt, wie oben erwähnt, auch für die Kirche, mit der es deshalb auch Überschneidungen gibt.


  Unser heutiger Begriff der »Karitas« (lat. caritas, Nächstenliebe, Wohltätigkeit) knüpft an die christliche Idee der universellen Liebe zu Gott und den Menschen an. Im Vergleich zum 19. Jahrhundert hat sich seine Bedeutung stark ausgeweitet. Der damalige Begriff ging auf Thomas von Aquin zurück, dessen Werk sechshundert Jahre nach seiner Entstehung auf neues Interesse stieß, als sich die katholische Kirche infolge der industriellen Revolution mit katastrophaler Armut und Entwurzelung konfrontiert sah. Da sie universell ist, erstreckt sich die caritas im Gegensatz zu anderen Formen der Liebe auch auf Fremde, zudem ist sie altruistisch, bedarf also keiner Gegenliebe. Die Kirchen bezeichnen mit dem Begriff nicht nur die Liebe zu Gott, sondern auch die karitativen Aktivitäten, die sie selbst unternehmen und ihren Gläubigen anempfehlen. Bevor die Sorge um die Armen und Schwachen Aufgabe des Staates wurde, war Wohltätigkeit jahrhundertelang Aufgabe der Kirche.


  Unser heutiges Verständnis von Wohltätigkeit stammt direkt von diesen Ideen ab, folgt aber einer besonderen Logik. Wir gehen davon aus, daß jede öffentliche Aktivität mindestens einem von drei Motiven folgt. Entweder sie zielt auf das Gemeinwesen und ist Teil des politischen Machtkampfs oder vom Staat beauftragt, finanziert und organisiert; oder sie zielt auf den Markt und ist Teil des Gewinnstrebens bzw. von einem Unternehmen beauftragt, finanziert und organisiert. Wenn beides nicht zutrifft, muß sie auf den Bereich der Moral zielen, also weder auf Macht noch Profit. Solche öffentlichen Aktivitäten, also auch die karitativen, werden von kirchlichen Organisationen betrieben, aber auch von unterschiedlichen säkularen Initiativen und informellen Gruppen.


  Tatsächlich jedoch sind karitative Organisationen nie allein im Bereich der Moral tätig: Sie beschäftigen Mitarbeiter und besitzen Eigentum, was sie zu Akteuren der kapitalistischen Wirtschaft macht, und sie müssen gesetzliche Vorschriften des Staats beachten. Zudem können einzelne Mitarbeiter solcher Organisationen durchaus von Karrierebestrebungen motiviert sein. Auch die Organisationen anderer Bereiche agieren auf verschiedenen Feldern: So ist der Staat auf Arbeits- und Warenmärkten aktiv, um seine Aufgaben zu erfüllen, und er agiert moralisch, insofern er bestimmte Verhaltensregeln aufstellt. Unternehmen wiederum brauchen staatliche Regelungen und die Loyalität ihrer Mitarbeiter. Doch Wohltätigkeitsorganisationen unterscheiden sich von beiden dadurch, daß die moralische Komponente bei ihnen eine besonders große, womöglich sogar die entscheidende Rolle spielt. Daher gehören sie in den einst von der Kirche dominierten Bereich, selbst wenn sie säkular sind. In Gesellschaften, in denen der Staat die Moral bestimmen will, sind sie eine potentielle Alternative, womöglich gar sein Rivale.


  Was also legitimiert karitative Organisationen? Wenn sie in einer Kirche verankert sind, ist es der Glaube. Wenn sie aus einer bestimmten Gemeinschaft hervorgehen, beanspruchen sie das Recht und die Pflicht der Mitglieder dieser Gemeinschaft, für ihresgleichen einzutreten. Andere rechtfertigen sich mit der Überlegenheit des moralischen Universalismus. Das ist schwer zu vermitteln, motiviert aber einen Gutteil karitativer Aktivitäten. Dieser Ansatz verlangt einen ständigen Dialog, in den Fragmente religiöser Werte, auf Kant zurückgehende Konzepte des rationalen Universalismus und Appel le an das menschliche Gemeinschaftsgefühl eingehen. Dieser Diskurs zielt nicht auf endgültige Lösungen, abschließende Einigungen oder Befriedung, ermöglicht in seinem Verlauf jedoch viele praktische Maßnahmen, die meist von dem Wunsch vieler Menschen nach einem werteorientierten (also weder politischen noch marktgetriebenen) und persönlichen Engagement im Bereich der moralischen Verpflichtung gegenüber »denen da draußen« motiviert sind. In den letzten Jahrzehnten, als die Umweltverschmutzung zur Bedrohung für den ganzen Planeten und sein Klima wurde, kam es zu einer Renaissance der karitativen Beschäftigung mit der größten aller Gemeinschaften: der Welt der Natur, die die Zivilisation im Bestreben um eine Urbane und soziale Lebensform so viele Jahrhunderte lang als selbstverständlich hingenommen hat.


  Fünftens und letztens gehören meines Erachtens die Berufsverbände zur Zivilgesellschaft. Das gilt jedenfalls für jene Berufe, die ein eigenes Ethos der beruflichen Praxis entwickelt haben, das der Logik der Profitmaximierung zuweilen widerspricht. In manchen Berufen sind solche Regeln formeller Bestandteil der Standesordnung und der Ausbildung. Bei anderen beruhen sie auf informellen Absprachen. Wie karitative Aktivitäten ist auch die Berufstätigkeit nicht in erster Linie auf politische Einflußnahme ausgerichtet. Es geht darum, seine Aufgaben zu erledigen und Geld damit zu verdienen. Dennoch ist sie in einer Moral verankert, die gelegentlich Möglichkeiten für die Infragestellung der herrschenden Logik von Staat und Unternehmen eröffnet.


  Zumindest im Westen geht auch das Berufsethos letztlich auf die Religion zurück. Begriffe wie Berufung oder Beruf verdanken sich der Vorstellung, einen Ruf Gottes zu hören und sich der Kirche anzuschließen. Die Idee verbreitete sich zu Beginn der Moderne auf mehrere weltliche Berufe und be hielt eine religiöse Aura, derzufolge es eine besondere Arbeit sei, wenn man ihr gegenüber eine moralische Verpflichtung eingehe, die das Streben nach persönlichem Erfolg transzendiere. Oft mag es sich dabei um bloße Lippenbekenntnisse handeln, selbst bei Mitarbeitern der Kirche. Immerhin kann man solche moralischen Verpflichtungen dazu benutzen, das Mißtrauen dritter einzuschläfern, um desto skrupelloser zu agieren. Das suggerieren jedenfalls die Manager des ökonomisierten Staats gerne. Das Entscheidende am Konzept der »Berufung« ist jedoch, daß die Art der Berufsausübung aus moralischen Gründen von öffentlichem Interesse sein kann, und zwar nicht nur, weil sie etwa vom Staat beauftragt oder vom Markt verlangt wird. Menschen, die ihrem Berufsethos treu zu bleiben versuchen, können in Konflikt mit dem Staat oder ihrem Arbeitgeber geraten. Der Staat beansprucht, aufgrund seiner demokratischen Legitimierung entscheiden zu können, welche Arbeiten für welche Zwecke auf welche Weise ausgeführt werden sollen. Das Unternehmen betont, daß die Auffassung von Vorstand oder Geschäftsführung, wie den Aktionärsinteressen am besten zu dienen sei, Vorrang haben müsse vor dem individuellen Verantwortungsgefühl der Mitarbeiter. Solche Konflikte lassen sich manchmal nicht vermeiden.


  Allen erwähnten zivilgesellschaftlichen Gruppen - Parteien, Kirchen, Bürgerinitiativen, Wohltätigkeitsorganisationen und Berufsverbänden - wohnt ein gewisses Gefahrenpotential inne. Wer ethische Motive für sich in Anspruch nimmt, verfolgt womöglich in Wahrheit ganz private Ziele und kann genauso korrupt sein wie ein Geschäftsmann oder Politiker. Manche Gruppen, die für bestimmte Dinge eintreten, bilden exklusive, andere ausgrenzende Gemeinschaften. Auch Gruppen, die ihre Forderungen auf den Universalismus stützen, können gefährlich werden, wenn sie ein Monopol auf ih re Interpretation der universellen Moral beanspruchen (man denke an die katholische Kirche, die Französische Revolution oder die Sowjetunion). Und Experten, die auf der arkanen Natur ihrer Kenntnisse bestehen, können die Öffentlichkeit täuschen oder auch nur profitorientiert agieren (indem sie überhöhte Preise verlangen), weil ihre Kunden keine rationale Auswahl auf dem Markt treffen können, da sie per definitionem nicht über das dafür notwendige Wissen verfügen.


  Daher bedürfen alle diese Organisationen der Überprüfung und Kontrolle. Sie müssen sich der Kritik in gleichem Maße stellen wie Konzerne und Regierungen, die allerdings mit ziemlicher Sicherheit dafür sorgen werden, zumindest denen gegenüber, die sie kritisiert haben. Man denke nur daran, wie Wissenschaftler, die den Klimawandel auf menschlichen Einfluß zurückführten, von wirtschaftseigenen Instituten unter Druck gesetzt wurden. Es ist daher wichtig, daß Wachsamkeit und Kritik aus der Zivilgesellschaft selbst kommen. Wir können nicht wollen, daß all diese Gruppen unter die Kontrolle von Konzernen und Regierungen geraten. Dies geschieht jedoch zuweilen, etwa wenn eine Regierung Wohltätigkeitsorganisationen für ihre politischen Zwecke benutzt, indem sie ihnen finanzielle Untertützung anbietet, damit sie eigentlich staatliche Aufgaben übernehmen.


  Es läßt sich unmöglich gewährleisten, daß jeder, der für zivilgesellschaftliche Gruppen arbeitet, moralisch einwandfrei agiert, ebensowenig wie sich grundsätzlich verhindern läßt, daß Konzerne oder der Staat Einfluß auf diese Gruppen zu nehmen versuchen, um sie für ihre Zwecke zu instrumentalisieren. Wir können nur hoffen, daß es Raum für Vielfalt und einen nicht abreißenden Nachschub an Kritik, Fragen, Querdenkertum und daraus resultierenden Projekten gibt. Vielleicht können wir uns eine vom Wettbewerb vieler Firmen geprägte Wirtschaft nicht mehr leisten und müssen mit einer Chicago-Ökonomie der Großkonzerne leben; doch es ist unverzichtbar, daß die Zivilgesellschaft jenem ersteren Markt ähnelt.


  So betrachtet ist sie ein anarchischer Raum, was nicht heißen soll, daß ich für Anarchie plädiere, zumal man davon ausgehen kann, daß Staat und Konzerne Ruhe und Ordnung aufrechterhalten wollen. Die Zivilgesellschaft, wie wir sie heute verstehen, blüht in den verbliebenen Zwischenräumen zwischen den erhabenen Manifestationen politischer und wirtschaftlicher Macht, lauter kleine Häuser, die ungeordnet entstehen und einer von unzugänglichen, streng bewachten Wolkenkratzern dominierten Straße etwas Lebendigkeit verschaffen. Da sie aus vielen konkurrierenden Gruppen besteht, die unterschiedliche und zuweilen entgegengesetzte Moralvorstellungen haben, steht sie auch für einen gewissen moralischen Relativismus, der aber nur auf einer Metaebene des Systems existiert. Die große Mehrheit der Akteure ist moralisch motiviert. In Gesellschaften, die sich durch die Pluralität konkurrierender Wertvorstellungen auszeichnen, in denen keine Religion oder Ideologie die Vorherrschaft hat, ist das unsere einzige Hoffnung.


  


  Verwendete Literatur


  


  Havel, Vaclav (2006), Die Macht der Mächtigen oder Die Macht der Machtlosen?, übersetzt von Christa Rothmeier, Klagenfurt: Wieser Verlag.


  Kocka, Jürgen (2004), »Civil society in historical perspective«, in: European Review 12, S. 65-79.


  Sabel, Charles/Archon Fung/Bradley Karkkainen (1999), »Beyond backyard environmentalism«, in: Boston Review 24, o. S.


  Weiterführende Lektüre


  Hallberg, Peter/Björn Wittrock (2006), »From koinonia politike to societas civilis. Birth, disappearance and first renaissance of the concept«, in: The Languages of Civil Society, herausgegeben von Peter Wagner, Oxford: Berghahn Books.


  Keane, John (Hg.) (1999), Civil Society. Berlin Perspectives, Oxford: Berghahn Books.


  Kersbergen, Kees van (1995), Social Capitalism. A study of Christian democracy and the welfare State, London: Routledge.


  8. WHAT'S LEFT OF WHAT'S RIGHT?


  Der Sieg des Neoliberalismus machte Schluß mit dem Abbau sozialer und ökonomischer Unterschiede, der wachsenden Unterstützung der sozial Schwachen und der Privilegierung gemeinschaftlicher Interessen, wie sie mehr als dreißig Jahre lang in vielen, wenngleich nicht allen Industrieländern mit den Mitteln des demokratischen Nationalstaats betrieben worden waren. Politisch erscheint dieser Sieg als eine historische Niederlage der gemäßigten Linken sowohl auf dem Gebiet der Ideen wie auf dem der Organisationsmacht, und als Triumph der Rechten und ihrer Präferenz für starke, wohlhabende und mächtige Individuen und gegen jegliche Verfolgung gemeinschaftlicher Interessen über die bloße Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung hinaus. Mitte der neunziger Jahre reagierten die Parteien der ehemaligen Linken darauf, indem sie neoliberale Lehren übernahmen und zugleich gewisse Ziele der klassischen Mitte-links-Politik wie öffentliche Dienste und Sozialleistungen zu bewahren suchten. Diese erschienen ihnen als unverzichtbar, um die wachsende wirtschaftliche Ungleichheit zu kompensieren, die der Neoliberalismus förderte. Diese Entwicklung begann in den USA mit Bill Clintons »New Democrats«, griff als »New Labour« auf Großbritannien über, wurde in Deutschland als »Politik der neuen Mitte« weniger überzeugend verfolgt und unter dem Sammelbegriff des »dritten Wegs« mit unterschiedlichem Enthusiasmus von ehemals sozialdemokratischen Parteien im übrigen Westeuropa und anderswo aufgenommen. Viele Menschen fragten sich, was von dem übriggeblieben war, was sie einst unter »linker« Politik verstanden hatten: »What's left?« (»Was bleibt?« bzw. »Was ist links?«), wie zahlreiche Kommentatoren in den Überschriften ihrer Artikel fragten.


  


  Die Frage ist nie beantwortet worden. Inzwischen hat das neoliberale Modell mit dem Bankendebakel seine eigene Krise erlebt. Wie alle Modelle nutzt es sich mit der Zeit ab. Deshalb stellt sich heute die Frage: »What is left of what is right?« So formuliert, läßt sie sich auf dreierlei Weise verstehen. Erstens: Was bleibt von der politischen Rechten, deren Überzeugungen inzwischen ähnlich ramponiert erscheinen wie jene der Linken Ende der achtziger Jahre? Zweitens: Was befindet sich »links« von der neoliberalen Rechten, welche Politik könnte sich dort, wo der »dritte Weg« nie eine überzeugende Lösung war, ansiedeln? Drittens: Was ist heute noch »richtig«, und wie können wir herausfinden, was wir tun sollen, nachdem unsere Gesellschaften den Niedergang so vieler politischer Überzeugungen erlebt haben? Wenn ich vom richtigen Handeln rede, unterstelle ich, daß die Moral eine Rolle in unserem Leben spielen sollte, daß wir unseren Egoismus auf bestimmten Gebieten bewußt dem unterordnen sollten, was wir aus religiösen oder humanistischen Gründen für ein höheres Gut halten. Selbst wenn wir in erster Linie unsere eigenen Interessen verfolgen, müssen wir uns der Tatsache bewußt sein, daß wir nichts erreichen können, ohne in irgendeiner Form Beziehungen zu anderen Menschen zu unterhalten - oder wenigstens der Tatsache, daß andere uns Schaden zufügen können. Deshalb haben wir ein Interesse am Charakter der Kollektive, denen wir angehören.


  Wie wir im siebten Kapitel gesehen haben, fällt das Dilemma privater und kollektiver Interessen nicht mit dem Konflikt zwischen Markt und Gemeinwesen zusammen. In der Politik geht es wenigstens ebensosehr um Privatinteressen wie um moralische Überzeugungen, und der Markt zeichnet sich der Wirtschaftsphilosophie zufolge ja gerade dadurch aus, daß er aus individuellem Egoismus kollektiven Wohlstand schafft.


  Sowohl die Demokratie als auch der Konsumentenmarkt haben zwischen dem Ende des 19. und dem des 20. Jahrhunderts gewaltige Fortschritte gemacht, zumindest in einigen auserwählten Teilen der Welt. Insofern erscheint es unangemessen, darüber zu klagen, daß beide derzeit ausgerechnet in diesem Kerngebiet (Westeuropa, Nordamerika, Australien und Asien sowie Japan) verzerrt werden - während andere Teile der Welt (besonders Mitteleuropa, Südafrika, Indien und Teile Lateinamerikas) gerade erst anfangen, ihre Vorteile zu genießen, und die übrige Welt sie zum größten Teil noch entbehrt. Doch Probleme in Kernländern sind immer besonders verstörend, und die Menschen dort neigen zur Selbstzufriedenheit und zur Blindheit angesichts der Tatsache, daß die Institutionen, auf die sie so stolz sind, ihre Nützlichkeit zu verlieren beginnen. Sowohl das demokratische Gemeinwesen als auch der Markt weisen gegenwärtig Defizite auf, die an bestimmten Punkten auf besorgniserregende Weise miteinander zusammenhängen.


  Die Demokratie leidet darunter, daß die Öffentlichkeit heute weder in sich einheitlich genug noch nah genug an der Politik ist, um hinreichend Druck auf die Politiker auszuüben, wenigstens im Vergleich zu Unternehmen. Die beiden wichtigsten Mechanismen, die zwischen der Öffentlichkeit und den politischen Eliten vermitteln, die Parteien und die Massenmedien, werden dafür immer ungeeigneter. Die Parteien wurzeln kaum noch in den Interessen großer Bevölkerungsgruppen, weshalb sie sich anderswo nach finanzieller Unterstützung umsehen müssen, um die Verbindung zur Bevölkerung auf andere Weise wiederherzustellen. Nur bei Konzernen und Superreichen lassen sich solche Ressourcen in größerem Maßstab auftreiben. Die für die Demokratie unverzichtbaren Massenmedien wiederum werden zunehmend zu Marionetten der Großkonzerne und Superreichen, die die demokratische Meinungsbildung auf diese Weise mit ihren ganz speziellen Interessen dominieren. Das deutlichste Beispiel für diese Art Politik ist derzeit die Ansammlung von Medien-, Finanz- und anderen Unternehmen sowie einer Partei in der Hand von jemandem wie Silvio Berlusconi, der zugleich der reichste Mann und Ministerpräsident Italiens ist. Auch in anderen Teilen der Welt, die gerade erst zur Demokratie finden, entstehen immer mehr Parteien nicht aus der Bevölkerung heraus, sondern auf Betreiben von Superreichen, die sie als Vehikel für politische und ökonomische Ambitionen benutzen wollen.


  Diese Entwicklungen werden nicht nur für die Demokratie, sondern auch für die Marktwirtschaft zum Problem. Es gibt keine politische oder ökonomische Theorie, die zeigt, daß das Gemeinwohl bei Großkonzernen, die weitgehend frei von den Einschränkungen des Wettbewerbs sind oder ihn zu dominieren vermögen und sich zur Hauptquelle politischer Macht entwickeln, in guten Händen wäre. Die Chicagoer Theoretiker behaupten das zwar - wenig überzeugend -für den Bereich der Wirtschaft, indem sie mit dem trickreichen Begriff der »Konsumentenwohlfahrt« operieren, doch für die gesellschaftlichen Probleme, die aus einer von Monopolen bestimmten, politisch aktiven Wirtschaft erwachsen, haben auch sie keinerlei Lösungen anzubieten. Nicht zuletzt hier zeigt sich die Unterlegenheit der Chicagoer Theorie gegenüber der herkömmlichen liberalen Wirtschaftslehre. Der klassische Liberalismus entwarf eine Ökonomie vieler konkurrierender Firmen in einem Gemeinwesen vieler konkurrierender Interessen und legte der Verflechtung von wirtschaftlicher und politischer Macht strenge Beschränkungen auf. Der deutsche Ordoliberalismus wollte freie Märkte, die in ein Rechtssystem eingebettet sind, das das Überleben der die Produktionsmittel besitzenden Mittelklasse gewährleistet, die wiederum die politische Dominanz des Großkapi tals einerseits und der Arbeiterklasse andererseits verhindern sollte; zugleich wollte auch er die Konzentration und Verflechtung von politischer und wirtschaftlicher Macht verhindern. Doch diese älteren Schulen des Wirtschaftsliberalismus werden der globalisierten Wirtschaft nicht gerecht, was für die Chicagoer Theorie all ihren Fehlern zum Trotz nicht gilt.


  Zwar hat die Globalisierung eine erhebliche Zunahme an Wettbewerb gebracht und den Konsumenten in vielen Marktbereichen Vorteile verschafft. Zugleich sind durch sie aber auch Sektoren entstanden, in denen die Notwendigkeit, weltweit zu agieren, von den Unternehmen eine gewisse Größe verlangt. Das stellt ein hohes Marktzugangshindernis dar, das einigen wenigen Großkonzernen nützt, die in besonderem Maß von Netzwerkexternalitäten profitieren. Daraus resultiert die wachsende Ungleichheit innerhalb der und zwischen den Nationalstaaten, die sich daran zeigt, daß einige wenige Personen und Unternehmen enorme Reichtümer anhäufen. US-amerikanische Unternehmen tun sich hier besonders hervor, zumal die amerikanische Staats- und Militärmacht Netz- werkexternalitäten darstellen, die ihnen zugute kommen. Es überrascht daher nicht, daß amerikanische Ökonomen, Wirtschaftsführer und Spitzenpolitiker auf der ganzen Welt für diese Ökonomie werben, wobei sie sich auf den gewaltigen Einfluß ihres Landes auf internationale Organisationen wie den Internationalen Währungsfonds oder die OECD stützen können. Daß diese Ideen, deren Dominanz sich zu großen Teilen der Macht des amerikanischen Staats verdankt, die Unabhängigkeit der Wirtschaft von der Politik gefährden, ist eine besonders böse Ironie.


  Der Sieg des Neoliberalismus auf ideologischem Gebiet hat dazu geführt, daß wir in viel zu hohem Maß von einer Wirtschaft abhängig sind, die nur zum Teil vom Markt, viel mehr aber von Konzernen bestimmt wird. Es scheint niemanden zu stören, daß diese den Staat, die Moral und die übrige Gesellschaft dominieren. Das haben die Privatisierungsprozesse in manchen Ländern gezeigt, bei denen staatliche Monopole auf private Eigner mit guten Kontakten zur Politik übertragen wurden - genau die Entwicklung übrigens, die die ersten Verfechter der Marktwirtschaft im 18. Jahrhundert heftig kritisierten. Daneben beschwor der im fünften Kapitel beschriebene Keynesianismus der privaten Hand eine globale Finanzkrise herauf, als nicht etwa dubiose Spekulanten, sondern international renommierte Großbanken eine beispiellose Verantwortungslosigkeit an den Tag legten. Auf einem wettbewerbsintensiven Markt bedeuten Gewinne mehr wirtschaftliche Effizienz und damit auch mehr Wohlstand für die Gesellschaft. Ein Unternehmen, das Verluste macht, verschwendet knappe Ressourcen und schadet damit allen. Doch wie wir bei der Betrachtung von Externalitäten, öffentlichen und meritorischen Gütern gesehen haben, kommen gesellschaftlich wünschenswerte Dinge beim reinen Profitstreben nicht nur zu kurz, sondern werden sogar unmittelbar oder durch Ausdehnung des Profitdenkens auf andere Lebensbereiche beschädigt.


  Die demokratisch gewählte Regierung gilt gewöhnlich zu Recht als die einzige Organisation, die über genug Macht und Rückhalt in der Bevölkerung verfügt, um dort andere Kriterien durchzusetzen, wo die Wohlstandsmehrung durch Effizienzgewinne als unmoralisch erscheint oder wichtigeren Zielen unterzuordnen ist. Den Regierenden ist jedoch auch bewußt, daß die Ressourcen, die sie für solche Maßnahmen benötigen, irgendwo erwirtschaftet werden müssen. Das traut man heute allein den Unternehmen zu. Daher genießt das Profitmachen heute das Privileg eines zentralen gesellschaftlichen Guts, das Voraussetzung selbst jener Dinge ist, die sich durch Gewinnstreben nicht erreichen lassen.


  


  Allerdings stimmt es nicht, daß allein die Unternehmen Werte schaffen. Das Bildungssystem, staatlich finanzierte Forschungsprojekte, Straßen und andere infrastrukturelle Bauwerke, die Justiz und andere nicht marktfähige kollektive Güter tragen erheblich zur Schaffung unseres Wohlstands bei. Tatsächlich wird auch allenthalben beteuert, daß dem so sei. Doch wenn es hart auf hart kommt, gilt als Wohlstand nur noch, was in den Büchern einer Firma steht. So tragen etwa die Profite, die Spieleanbieter im Internet machen, scheinbar automatisch zum Wohlstand der Gesellschaft bei und sind somit natürlich über jeden Zweifel erhaben. Die medizinische Forschung hingegen gilt nur noch als wertvoll, sofern ein Unternehmen ihre Ergebnisse in marktfähige Arzneimittel verwandeln kann. So kommt es, daß der Milliardär, der mit Internetspielen reich geworden ist - nicht die Medizinerin, die an einem neuen Krebsmedikament forscht, aber kein hochprofitables Unternehmen führt Zeitungsverlage und Sportvereine erwirbt, Regierungen Ratschläge erteilt, in die Kuratorien von Kulturinstitutionen eingeladen wird und Einfluß auf die Politik einer Partei nehmen kann. Internetspiele werfen eben Geld ab, und auf Geld kommt es derzeit einzig an.


  Wie wir gesehen haben, wirft man dem Staat und seinen Institutionen vom selben neoliberalen Standpunkt aus vor, daß er sich zu wenig an der Wirtschaft orientiere. Tatsächlich besteht eine der wichtigsten Errungenschaften des neoliberalen Projekts darin, mehr oder weniger alle Institutionen der Gesellschaft - von Universitäten über Krankenhäuser und Wohlfahrtseinrichtungen bis hin zu Behörden - unter die Verpflichtung zu stellen, so zu agieren, als ob sie profitorientierte Unternehmen wären. An dieser Aufgabe müssen sie jedoch scheitern. Wenn per definitionem nur der wirtschaftlich handelt, der all sein Tun dem Gewinnstreben unterordnet, muß sich jede Organisation, die andere Ziele verfolgt, der In effizienz zeihen lassen. Doch die Demokratie ist oft effizient genug, um zu gewährleisten, daß Einrichtungen des öffentlichen Dienstes mehrere verschiedene Ziele verfolgen.


  Durch den Versuch, Alternativen zum Staat zu finden, damit er in dem Maße »schrumpfen« kann, wie es die Neoliberalen fordern, steigen die Ansprüche an karitative Organisationen und ehrenamtliche Helfer. Zum Zeitpunkt der Niederschrift dieses Kapitels zeigt sich das vor allem am »Big Society«-Programm der rechtsliberalen britischen Koalition, die alle möglichen gesellschaftlichen Gruppen aufruft, alle möglichen Aufgaben, bei denen sie den öffentlichen Dienst einst unterstützten, nunmehr komplett zu übernehmen. Doch auch Wohltätigkeitsorganisationen müssen sich zunehmend an reiche Privatpersonen und Unternehmen wenden, um ihre Aktivitäten finanzieren zu können. Oft erhalten sie auf ihre Aufrufe hin großzügige Zuwendungen, doch natürlich folgen die Reichen ihren persönlichen Vorlieben, wenn sie beschließen, die eine Sache zu unterstützen und die andere nicht. So können sie ihr privates Vermögen nutzen, um in die Gesellschaft einzugreifen. Die Regierungen fördern dieses private Engagement, da es den Druck auf sie vermindert, selbst etwas zu unternehmen. Sie gewähren Steuererleichterungen für karitative Spenden, wobei die Steuerersparnis mit der Höhe der Spende steigt. Dadurch verstärkt sich zugleich der gesellschaftliche Einfluß wohlhabender Privatleute, da sie die Verteilung staatlicher Gelder indirekt durch Steuerersparnisse beeinflussen. Zudem ermutigen die Regierungen auch die Wohltätigkeitsorganisationen selbst, sich aktiver um Spenden zu bemühen, indem sie die staatlichen Zuwendungen an die Höhe der privaten Spenden koppeln - und damit den Einfluß der Wohlhabenden auf die Verteilung staatlicher Gelder abermals vergrößern.


  Im Bemühen, privatwirtschaftliche Effizienz in den öf fentlichen Sektor einzuführen, berufen staatliche Stellen zudem immer öfter Personen, die in der Wirtschaft ein Vermögen gemacht haben und führende Positionen in Unternehmen einnehmen, zu Vorsitzenden öffentlicher Körperschaften. Auf allen möglichen Gebieten werden auf diese Weise in demokratischen, marktwirtschaftlichen Gesellschaften unter dem Einfluß neoliberaler Ideen mehr und mehr Macht, Einfluß und Privilegien an die Reichen verteilt, insbesondere wenn sie über finanzstarke Unternehmen gebieten.


  Man hört immer wieder, daß es auf Einkommensunterschiede nicht ankomme, solange es den allermeisten Einwohnern eines Staats einigermaßen gutgehe. Solange jeder ein Dach über dem Kopf habe, spiele es keine Rolle, daß manche daneben auch noch Landsitze und Yachten ihr eigen nennen. Schließlich würden unsere Häuser durch ihre Yachten nicht kleiner. Dabei wird jedoch das Entscheidende an Einkommensunterschieden übersehen, nämlich daß sie mit Machtunterschieden einhergehen und zu einer Machtkonzentration in einem Bereich der Gesellschaft führen, der in der Folge die übrigen dominieren kann. Daß einige Menschen bzw. Familien in der Lage sind, ihren Willen durchzusetzen, die Welt nach ihrem Gusto zu gestalten und sich aus vielen Lebenssphären das Beste herauszupicken, beeinträchtigt das Leben anderer durchaus. Wir anderen sind die Verlierer dieser Entwicklung, da unsere Möglichkeiten, uns jenseits des Marktes Nischen zu schaffen, in denen kommerzielle Kriterien keine Rolle spielen, erheblich eingeschränkt werden. Das ist nicht das, was Adam Smith, Thomas Jefferson und den Vertretern des Ordoliberalismus einmal als Resultat einer marktwirtschaftlichen Ökonomie vorgeschwebt hat.


  Wie im sechsten Kapitel erwähnt, zieht die universelle Dominanz des Unternehmens auch paradoxe Konsequenzen für dieses selbst nach sich. Immer weniger können sich Groß konzerne mit dem Argument aus der Affäre ziehen, sie agierten nur auf dem Markt, man könne von ihnen daher nicht verlangen, Verantwortung für irgend etwas zu übernehmen, das über ihre Profitinteressen hinausgeht. Ob sie wollen oder nicht, ob es durch die ökonomische Theorie gerechtfertigt ist oder nicht: Die Öffentlichkeit schreibt ihnen zunehmend politische und soziale Verantwortung zu. So entstehen völlig neue Politikfelder um Unternehmen herum, wenn Bürgerinitiativen deren Geschäftsgebaren anprangern und die Kunden, zuweilen auch Investoren und Mitarbeiter, entsprechend zu beeinflussen versuchen. Wenn Aktivisten und Regulierungsbehörden genug Druck ausüben, kann aus der PR-Maßnahme der »Corporate Social Responsibility« so durchaus eine durchdringende Forderung nach Übernahme sozialer Verantwortung werden. Auch die Politikwissenschaft erkennt inzwischen an, daß die von Bürgern ausgehende Kritik an Unternehmen Bestandteil des politischen Geschehens ist, wie die im sechsten Kapitel zitierten Aufsätze von Pierre-Yves Neron (2010) und David Vogel (2008) zeigen.


  Ironischerweise wird das Unternehmen dadurch nur noch mehr zur dominanten Organisationsform der Gesellschaft. Aufgrund seiner internen, ebensowenig demokratischen wie transparenten Entscheidungsprozesse werden manche Probleme aufgegriffen und öffentlich gemacht, andere ignoriert. So führen sowohl die neoliberale Agenda als auch alle Versuche, ihr Widerstand zu leisten, offenbar unvermeidlich weg vom Markt und hin zum Unternehmen.


  


  Zurück zum Staat?


  



  Die Finanzkrise war in der Tat ein erheblicher Dämpfer für alle, die den Rückzug des Staates aus der Wirtschaft fordern. Nach allgemeiner Ansicht war die Deregulierung des Finanzsektors zu weit gegangen. Die Überzeugung, daß kapitalistische Aktivitäten möglichst von jeglicher Regulierung befreit werden sollten, das zentrale Credo des Neoliberalismus, hatte seit den achtziger Jahren genügend Möglichkeiten gehabt, ihren Wert zu erweisen. Nach der Finanzkrise ist von ihr kaum noch etwas übriggeblieben. Selbst Neoliberale räumen inzwischen ein, daß ein gewisses Maß an Regulierung notwendig ist, auch wenn sie in anderen Bereichen weiterhin »weniger Staat« fordern - und mit Sicherheit für eine erneute Deregulierung des Finanzwesens plädieren werden, sobald sie glauben, daß die Öffentlichkeit die Ursachen der Krise vergessen hat. (Die Forderung nach »weniger Staat« zielt typischerweise nur auf bestimmte staatliche Aktivitäten, nämlich Dienstleistungen für die breite Masse der Bevölkerung und Maßnahmen zu deren sozialer Absicherung. Selten fordern Neoliberale eine Beschneidung staatlicher Aktivitäten, die aus vordemokratischen Zeiten stammen, in denen der Staat ausschließlich den Interessen der Eliten diente: etwa der Verteilung offizieller Ehrungen und symbolischer Privilegien an die Reichen und Mächtigen, dem Ausbau von Polizei und Justiz zum Schutz des Privateigentums und der damit einhergehenden Rechte oder der Vergabe lukrativer Staatsaufträge.)


  Auf der anderen Seite sind dem Staat auch nach drei Jahrzehnten neoliberaler Dominanz überraschend viele Aufgaben geblieben. Öffentliche und kollektive Güter, die die Marktwirtschaft bzw. die Unternehmen nicht zur Verfügung stellen können, geraten in Gefahr, vernachlässigt zu werden und zu verwahrlosen, wenn der Staat schrumpft, und auch das neoliberalste Regime kann es sich nicht leisten, diese Gefahr zu ignorieren. So werden, um nur vier Beispiele zu nennen, Bildungseinrichtungen, die Instandhaltung der Infrastruktur, die Überwachung privatisierter Monopole und der Umweltschutz in allen Demokratien Gegenstand der politischen Debatte und staatlicher Maßnahmen bleiben. Es ist die Demokratie, nicht die Macht des Staates, die all ihren Mängeln zum Trotz dafür sorgt, daß der Neoliberalismus immer wieder den einen oder anderen Kompromiß mit kollektiven und öffentlichen Interessen eingehen muß. Das erschreckende Maß an Umweltzerstörung und Verfall der Infrastruktur in den ehemaligen sozialistischen Staaten hat uns zweifelsfrei vor Augen geführt, daß die Ausweitung staatlichen Eingreifens ohne Demokratie nicht zu einem besseren Umgang mit kollektiven Gütern führt.


  Die Debatte darüber, wo der Staat eingreifen soll und wo nicht, wird auch weiterhin geführt werden. Ich möchte die Kritiker des Neoliberalismus jedoch auf etwas aufmerksam machen. Zwar muß man übertriebene Attacken auf die These, daß der Staat zur Lösung vieler Probleme beitragen kann, zurückweisen, doch müssen Mitte-links-Politiker auch das seit der Französischen Revolution in ihrem Denken verankerte Credo aufgeben, daß die Erreichung kollektiver Ziele eine zentralistische Staatsmacht voraussetzt. Dagegen sprechen einige Dinge, die Neoliberale nicht anführen würden, und die an verschiedenen Stellen dieses Buchs bereits aufgetaucht sind.


  Erstens: Da es heute unvermeidlich ist, daß die Wirtschaft von Großkonzernen dominiert wird, die ihre ökonomische Macht in politischen Einfluß umzumünzen vermögen, müssen wir davon ausgehen, daß Staat und Politik den Interessen dieser Unternehmen mit großer Aufgeschlossenheit gegen- überstehen werden. Das bedeutet, daß alle staatlichen Maßnahmen zur Überwachung und Regulierung mächtiger Konzerne bestenfalls halbherzig sein können.


  Zweitens ist der Staat selbst kein Hort der Uneigennützigkeit, vielmehr agieren auch in Regierungen und Behörden Menschen, die egoistische Ziele verfolgen. Immerhin dominieren diese nicht im gleichen Maße wie in Unternehmen. Die Maßnahmen und Entscheidungsprozesse von Behörden unterliegen weit schärferen Transparenzvorschriften als die von Unternehmen, die sich jederzeit auf Betriebsgeheimnisse und Vertraulichkeit berufen können. Nepotismus und Begünstigung, die in der politischen Sphäre vehement kritisiert werden, bleiben im Geschäftsleben unbeanstandet. Die Politik muß sich zumindest in Sonntagsreden zu einem moralischen Wertesystem bekennen, Unternehmen hingegen können sich, wenn auch gegen wachsende Widerstände, hinter dem Argument verschanzen, ihre Aufgabe sei es allein, Profite zu erwirtschaften. Im Grunde müssen sie überhaupt nicht argumentieren, sondern können sich der öffentlichen Debatte verweigern, was für Politiker in einer Demokratie unmöglich ist. Doch auch wenn die Politik insgesamt unter größerem moralischem Druck steht als die Wirtschaft, sind die in ihr agierenden Individuen doch ebenfalls in erster Linie von ihrem persönlichen Vorankommen motiviert. Sie unterliegen zwar der demokratischen Kontrolle, doch ist die zuweilen weit weniger streng als die Einschränkungen, die den Unternehmen vom Markt auferlegt werden.


  Die grundsätzliche moralische Überlegenheit des Staates über die Wirtschaft ist eine der vielen Eigenschaften demokratischer Gemeinwesen, die hinweggeschwemmt wurden, als sich der Staat der Forderung beugte, von der Wirtschaft zu lernen. Ich habe in diesem Buch mehrere Beispiele dafür genannt, möchte aber eines noch hinzufügen. Vor einiger Zeit machte ein vielgelobtes Buch zweier amerikanischer Wissenschaftler, des Ökonomen Richard Thaler und des Juristen Cass Sunstein, die Technik des »Nudge« populär. »Nudge« bedeutet so viel wie einen Anstoß oder Schubs, mit dem Unternehmen ihre Kunden unterschwellig dazu verleiten, eine Ware zu kaufen. Thaler und Sunstein schlagen vor, daß Behörden und andere dieselbe Technik verwenden sollen, um Menschen beispielsweise dazu zu bringen, mehr für ihre Gesundheit zu tun. Politiker verschiedener Parteien haben sich für das Verfahren ausgesprochen, weil es ermögliche, daß Staat und Behörden auf das Verhalten der Bürger einwirken, ohne sie mit Gesetzen und Vorschriften einzuengen und ihren Entscheidungsspielraum zu beschneiden. Sunstein wurde als Berater in Barack Obamas Mitte-links-Regierung berufen, doch auch die britischen Konservativen sind von der Idee des »Schubsens« begeistert.


  Das Konzept beruht auf der Idee, Bürger bzw. Konsumenten zu verleiten, bestimmte Dinge zu tun, ohne daß sie dessen gewahr werden - was nichts anderes heißt, als sich ihren Mangel an Wissen oder Information zunutze zu machen. Das ist weder mit den Prinzipien der Demokratie noch mit denen des Marktes vereinbar, doch es ist charakteristisch für heutige Unternehmen. Je mehr die Großkonzerne den Markt beherrschen, desto asymmetrischer ist ihr Verhältnis zu den Bürgern bzw. Konsumenten. Und je mehr die Politik dem Beispiel der Wirtschaft folgt, desto asymmetrischer wird das Verhältnis zwischen Regierung und Volk. Thaler und Sunstein wollen Gutes bewirken: Warum sollte man nicht die psychologischen Tricks der Unternehmenskommunikation anwenden, um Menschen dazu zu bringen, ihrer Verantwortung als Bürger gerecht zu werden oder sich eines gesünderen Lebenswandels zu befleißigen? Doch sobald das Verfahren der Politik in die Hände fällt, tritt seine sinistre Seite hervor, da es staatliches Handeln notwendig intransparent macht und der Kritik des Bürgers entzieht.


  Daß eine Renaissance des Staats keine Perspektive für Reformen böte, liegt drittens auch daran, daß politische Macht ganz überwiegend nationalstaatlich organisiert ist. Das bedeutet nicht nur, daß die Politik die Interessen des Volkes auf globaler Ebene schwerlich vertreten kann, sondern auch, daß Parteien und Regierungen stets nationalen Sichtweisen verhaftet bleiben. In einer globalisierten Wirtschaft ist das nicht nur unrealistisch, es muß auch einen irrationalen Nationalismus befördern. Von hier ist es nur ein kleiner Schritt, bis die Verteidigung des Staates zu einer Verteidigung bestimmter Volksgruppen gegen alle »Fremden«, vor allem Immigranten und ethnische Minderheiten wird. Da die formelle Konkurrenz zwischen den etablierten Parteien in vielen Ländern zunehmend inhaltslos wird - unter anderem, weil sich alle Parteien im großen und ganzen an die von den Unternehmen diktierte Agenda halten -, erscheinen ausländerfeindliche Bewegungen als die einzigen, die vermeintliche Alternativen aufzeigen, obwohl sie nichts anderes tun, als die nationale Identität, auf die sich nahezu alle Parteien berufen, exzessiv zu übersteigern.


  Gemessen daran sind transnationale Konzerne erfrischend kosmopolitisch. Sie reagieren flexibel auf die einer globalisierten Wirtschaft gemäße postnationale Geographie. Wenn die Selbstbehauptung des demokratischen Staats gegen global operierende Unternehmen in einen nationalistischen Protektionismus mündete, wäre das zweifellos ein Rückschritt. Wie wir aus der Vergangenheit wissen, führt ein solcher Protektionismus nicht nur zu schrumpfendem Handel und sinkendem Wohlstand, sondern auch zu mehr Spannungen und Feindseligkeiten zwischen Bevölkerungsgruppen unterschiedlicher ethnischer oder nationaler Herkunft. Doch was sollen wir tun, wenn die nationalen Bürgerrechte das einzige Mittel gegen die Macht transnationaler Konzerne sind, die unser Leben regieren? Das gilt besonders für den Arbeitsmarkt. Der Schutz der Arbeitnehmerrechte kann, wenn transnationale Konzerne die Arbeiter in reichen Ländern gegen die in Ländern mit niedrigen Löhnen und schlechten Arbeitsbedingungen ausspielen, derzeit nur auf nationaler Ebene erfolgen.


  



  Jenseits von Staat, Markt und Konzern


  



  Ich gehe davon aus, daß die Leser dieses Buchs die Politik als Forum für die Diskussion und Durchsetzung moralischer Maßstäbe betrachten, auch wenn wir hinsichtlich dieser Maßstäbe selbst unterschiedlicher Meinung sein sollten. Wer sich für Politik und Wirtschaft nur als Mittel seines persönlichen Fortkommens interessiert, hat sicherlich schon vor vielen Seiten mit dem Lesen aufgehört. Im vorigen Kapitel haben wir einen raschen Streifzug durch die zumindest im Westen regelmäßig unglückliche Geschichte der Vertretung moralischer Standpunkte durch bestimmte Organisationen unternommen. Die Kirchen sind ihrem Anspruch, Hüter der Moral zu sein, selten bis nie gerecht geworden. Wirtschaftsunternehmen wiederum haben, trotz gelegentlichem Aufblühen von Philanthropie und »Corporate Social Responsibility«, ein äußerst unsicheres Verhältnis zur Moral. Nach wie vor scheint daher in modernen Gesellschaften vor allem die Politik das Forum zu sein, in dem über Moral diskutiert und ihre kollektive Einhaltung eingefordert werden kann, doch dürfen wir dies, wie oben ausgeführt, nicht mehr für selbstverständlich halten. Wo könnten sich moralische Bestrebungen sonst noch verorten lassen? Wo könnten Werte entspringen, die verhindern, daß unsere Gesellschaften allein vom Machtkampf zwi schen Organisationen bzw. ihren jeweiligen Anführern bestimmt werden?


  Im vorigen Kapitel habe ich auf die Vielzahl von Kräften verwiesen, die man gewöhnlich der Zivilgesellschaft zuordnet; allerdings nicht deshalb, weil solchen Organisationen von vornherein mehr zu trauen wäre als anderen von Menschen geleiteten Institutionen, sondern vor allem deshalb, weil sie einen echten Pluralismus repräsentieren. Die Zivilgesellschaft wird desto stärker sein, je mehr sie - in Form von Kirchen, karitativen Organisationen, Berufsverbänden und anderen Akteuren der fragmentierten Welt der Moral - den Staat und die Großkonzerne in Frage stellt und sie zwingt, an einem pluralistischen Dialog teilzunehmen, der sich ihrer alleinigen Kontrolle entzieht.


  Wie wir im vorigen Kapitel gesehen haben, lassen sich moralische Werte auch in Form eines Berufsethos institutionalisieren. Sich darauf zu berufen, ist allerdings ganz und gar aus der Mode gekommen, da Unternehmen wie Behörden der Meinung sind, daß man Fachkräften nicht trauen könne, sondern sie von Managern kontrollieren lassen müsse, die Leistungsziele festlegen, die an die Stelle einer unzuverlässigen Ethik treten. Die Manager wiederum, so heißt es, unterliegen dem Markt, der dafür sorge, daß sie sich korrekt verhalten. Der erste Beruf, der den Wandel von der Orientierung an einem Ethos zur Marktorientierung durchmachte, war der Journalismus, der zum Boulevardjournalismus wurde. Von kommerziellen Kriterien befreite Journalisten würden vermutlich eher wie Wissenschaftler oder Lehrer agieren, was je nach persönlichen Vorlieben bedeuten könnte, daß sie sich von der Suche nach der Wahrheit oder von persönlicher Neugier leiten ließen. Machen wir ein kleines Gedankenexperiment: Wird die Welt besser, wenn Lehrer und Forscher ihren Beruf wie Boulevardjournalisten versehen oder umgekehrt?


  


  Da Fachkräfte aller Sparten zunehmend unter Druck kommen, sich kommerziellen Kriterien zu beugen, wird wahrscheinlich ersteres passieren. Das Berufsethos wird in diesem Fall nur noch dann eine Rolle spielen, wenn die Kunden durch ihre Kaufentscheidungen ethisches Verhalten einfordern können. Zumindest in gewissem Maß werden und müssen wir das versuchen, denn es ist gut und wichtig, daß sich Fachkräfte an ihrem Berufsethos orientieren. Je mehr Berufsgruppen wir dazu bringen können, desto mehr Vertrauen können wir zueinander haben. Doch der herrschende Trend weist beim Staat wie bei Konzernen in die entgegengesetzte Richtung: Man macht die Idee des Berufsethos lächerlich, behauptet, daß es keine entsprechende Nachfrage gäbe, und fordert uns auf, allein den Marktprozessen zu vertrauen, die hochgradig anfällig für Manipulationen durch staatliche wie private Manager sind. Der entscheidende Punkt dabei ist jedoch, daß wir nicht riskieren können, uns auf irgendeinen einzelnen Mechanismus allein zu verlassen, um ethisches Verhalten zu gewährleisten. Wie John Kay (2007) gezeigt hat, können wir auf den Beitrag des individuellen moralischen Engagements am Arbeitsplatz zur Berücksichtigung moralischer Werte in gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen nicht verzichten, auch wenn das einige Verfechter des »ökonomisierten« Staates und der »Prinzipal-Agent-Theorie« gerne so hätten. Wir brauchen starke zivilgesellschaftliche Kräfte, die in der Lage sind, vielfältige Formen von Druck auf den verschiedensten Gebieten auszuüben, damit wir vergleichen und kritisieren können.


  Eine solche Sicht der Zivilgesellschaft ist nicht neu. In den fünfziger Jahren betonte der amerikanische Ökonom John Kenneth Galbraith, daß »Angestellte, Konsumenten, Sparer und Aktionäre« die Macht der Konzerne ausbalancieren müßten. Ende der neunziger Jahre schloß Giuliano Amato(1997) seine Untersuchung zum Kartellrecht, indem er explizit an Galbraiths Hinweis erinnerte und seine Befolgung für die Gegenwart anriet. Wenig später empfahl der britische Politologe David Marquand (2004), »das Gleichgewicht zwischen dem kommerzialisierten und dem Regeln setzenden Staat mit Hilfe ziviler Muskelkraft«, also durch das moralische Engagement einer aktiven Bürgerschaft, wieder herzustellen. Bemerkenswert ist, daß jeder dieser Autoren ein politischer Insider war. Galbraith beriet Anfang der sechziger Jahre den Wahlkämpfer John F. Kennedy; Amato war in den neunziger und nuller Jahren unter anderem Ministerpräsident Italiens; Marquand gehörte in den siebziger Jahren dem britischen Parlament an und übernahm später eine wichtige Aufgabe in der Europäischen Kommission. Doch keiner von ihnen meint, daß wir das Problem auf formellem politischem Weg angehen sollten. Statt dessen verweisen sie auf die Zivilgesellschaft.


  Das ist eine gute und eine schlechte Nachricht zugleich. Schlecht, weil es darauf hinausläuft, daß die »Macht der Machtlosen« gegen die Konzerne und die Institutionen des Staates steht. Zudem sind Bürgerinitiativen letztlich zumeist doch auf staatliche Unterstützung angewiesen, wenn sie etwas erreichen wollen. Das ist die ernüchternde Botschaft von Debora Spinis Untersuchung zur Zivilgesellschaft in postnationalen Zeiten (2006). Zwar zeigt sie aufregende Perspektiven grenzüberschreitender Initiativen auf, beharrt aber auch darauf, daß die Kontrollfunktion des demokratischen Nationalstaats unverzichtbar sei. Auch den Parteien, so manipulierbar sie inzwischen seien, komme damit weiterhin eine wichtige Vermittlerfunktion zu.


  Gut ist die Nachricht insofern, als sie uns zeigt, daß jeder von uns etwas tun kann. Wie ich im Vorwort sagte, richtet sich dieses Buch an jene, die in dieser Welt klarkommen müssen, nicht an jene, die sie von Grund auf verändern wollen. Doch zum Klarkommen gehört auch, daß man erfolgreich um kleine Fortschritte kämpft. Der Staat versucht gar nicht so selten, die Bürger vor den Unternehmen zu schützen, wie die offiziellen Kampagnen gegen das Rauchen und für gesunde Nahrungsmittel zeigen, die in den letzten Jahren eher noch zugenommen haben. Das macht Hoffnung. Solche Maßnahmen sind zumeist kleinen und unterfinanzierten, aber leidenschaftlich engagierten Gruppen von Fachleuten und Gutwilligen zu verdanken. Daß immer mehr Unternehmen mit ihren Erfolgen auf dem Gebiet des Umweltschutzes oder des fairen Handels werben, geht nicht auf Geistesblitze in ihren Marketingabteilungen zurück, sondern auf erheblichen Druck seitens der Kunden, die sich wiederum von den Kampagnen engagierter Aktivisten in Ökogruppen und Gewerkschaften anregen ließen. Es gibt keinen Grund zur Mutlosigkeit. Selten zuvor in der menschlichen Geschichte wurde den Mächtigen derart wenig Ehrfurcht entgegengebracht, ertönte die Forderung nach Offenheit und Transparenz derart laut, wurde das Handeln der »Großen« von derart vielen Bürgerinitiativen, Journalisten und Wissenschaftlern kritisch begeleitet. Die neuen elektronischen Kommunikationsformen tragen ihrerseits dazu bei, in immer mehr Bereichen eine kritische Öffentlichkeit zu etablieren.


  Und Spinis skeptischer Einschätzung läßt sich entgegenhalten, daß zivilgesellschaftliche Kampagnen inzwischen immer öfter nationalstaatliche Grenzen überschreiten, wie es Parteien kaum vermögen. Nicht wenige Bürgerinitiativen sind heute in puncto Mitgliederschaft, Führungspersonal und Thematik tatsächlich postnational organisiert. Paradoxerweise fördern die transnationalen Konzerne den Aufbau einer postnationalen Zivilgesellschaft noch. Da sie selbst global operieren, versetzen sie Aktivisten in die Lage, ihre gemein samen Interessen zu erkennen, auf die sie kaum aufmerksam würden, wenn sie sich allein auf die offizielle Politik und ihr jeweiliges Heimatland konzentrierten.


  Schließlich können zivilgesellschaftliche Kampagnen den politischen Bestrebungen der Konzerne auf eine Weise entgegentreten, wie es den Parteien selbst dann, wenn sie nicht von Spenden aus Unternehmenskassen abhängig sind, kaum reizvoll erscheinen dürfte. In einer Demokratie müssen Parteien die Öffentlichkeit davon zu überzeugen suchen, daß ihre Konkurrenten die Schuld an den Problemen tragen. Wenn Unternehmen über die Stränge schlagen, wird eine oppositionelle Partei daher weniger diesen als vielmehr der Regierung Vorwürfe machen, etwa, sie habe zu lasch kontrolliert. Managementfehler und Wirtschaftsverbrechen geraten so rasch aus dem politischen Blickfeld. Das geschah auch während der Finanzkrise. Man hat sogar versucht, Barack Obama für die Ölkatastrophe am Golf von Mexiko verantwortlich zu machen, obwohl jedermann wußte, daß er küstennahen Bohrungen kritisch gegenüberstand, während seine Gegner sie unterstützten.


  Wenn die Konzerne, wie wir oben gesehen haben, den Willen und die Macht haben, den Markt und ihr politisches Umfeld nach ihren Vorstellungen neu zu ordnen, wird diese Form der Parteipolitik durch gegenseitige Schuldzuweisungen endgültig inadäquat. Anders als Parteien sind zivilgesellschaftliche Initiativen jedoch nicht darauf angewiesen, ihre Kampagnen vor allem gegen die Regierungspartei zu richten; daher sind sie besser geeignet, unserer Gegenwart angemessene Debatten anzustoßen. Natürlich können auch solche Bewegungen korrumpiert werden. Etwa indem sie die Dringlichkeit ihrer »Sache« maßlos übertreiben, um sich Publizität zu verschaffen. Oder indem sie sich in ihrer notorischen Finanznot von Politik oder Wirtschaft unterstützen lassen, sei es zum Wohl ihrer Kassen oder der Karrieren ihrer Anführer. Für eine gute Sache einzutreten bedeutet harte, selten belohnte Arbeit. Es erfordert langen Atem und unablässige Wachsamkeit, und nie kommt man an den Punkt, an dem man sagen könnte: »Wir haben unser Ziel erreicht, wir können uns ausruhen.«


  Kommen wir also zu den drei Fragen zurück, die in dem Satz »What's left of what's right?« stecken. Die erste lautet: Was bleibt nach der Finanzkrise vom Neoliberalismus? Die Antwort: so gut wie alles. Die wirtschaftlichen und politischen Kräfte, die hinter dieser Agenda stehen, sind zu mächtig, als daß ihre Vorherrschaft ernsthaft ins Wanken gebracht werden könnte. Wir haben erlebt, wie eine von der rücksichtslosen Gier der Banken verursachte Krise in ein Problem der Staatshaushalte umgewandelt wurde. Während die Boni der Banker auf Vorkrisenlevel zurückkehren, verlieren im öffentlichen Dienst Tausende ihre Stellen.


  Die zweite Frage, die nach den Möglichkeiten einer linken Opposition zum Neoliberalismus, ist schwieriger zu beantworten. Meine Argumentation in diesem Buch zielt nicht auf eine Rückkehr zu staatlicher Wirtschaftslenkung, sondern auf eine Ökonomie, in der die vier großen Kräfte, die eine funktionierende Gesellschaft ausmachen - der Staat, der Markt, die Konzerne und die Zivilgesellschaft -, in einem gemäßigten Spannungsverhältnis zueinander stehen. Solange die Spannungen konstruktiv bleiben, können sie sowohl die wirtschaftliche Innovation fördern als auch das Machtungleichgewicht in erträglichem Rahmen halten, auch wenn es sich wahrscheinlich weiter zugunsten der Konzerne verschieben wird.


  Auch die Antwort auf die letzte Frage - Was bleibt von unseren moralischen und ethischen Überzeugungen? - ist eine essentiell liberale. Angesichts der Fragmentierung gesell schaftlicher Normen lassen sich moralische Werte heute nur noch durch Diskurse und Debatten bestimmen. Man kann jedoch einen Schritt weiter gehen und sagen, daß diese Werte notwendig kollektive und öffentliche Interessen einschließen müssen. Die Moral des Individualismus und das Recht, von niemandem behelligt zu werden und sich um nichts kümmern zu müssen, sind nichts als Ausflüchte. Keiner von uns ist in der Lage, allein auf sich selbst gestellt zu überleben; zugleich besteht stets die Gefahr, daß unsere Lebensweise anderen schadet. Auch wer Eigentum besitzen oder am Markt agieren will, ist darauf angewiesen, daß andere seine Eigentumsrechte respektieren. Wir brauchen kollektive und öffentliche Güter in jeder nur denkbaren Hinsicht. Wenn wir uns vor den Problemen drücken, die damit gegenwärtig einhergehen, drücken wir uns davor, Menschen zu sein.
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